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Pyrrhussieg der OTV bei 
der Entgeltfortzahlung ?
Die Gefahr des Niedrigtarifs Ost wird im 
Westen noch unterschätzt

Keine Einkommenserhöhung für 1996, sondern einmalige Zahlung von 300 DM; 1,3 
Prozent Einkommenserhöhung erst ab 1997; Einfrieren des Weihnachtsgeldes bis 
^um 31.12.1997 auf der Basis von 1993 (es beträgt dann nur noch 93,78 Prozent ei­
nes Monatseinkommens); keine Erhöhung der Ausbildungsvergütungen; Laufzeit 
bis zum 31.12.1997; 1 Tag pro Jahr länger arbeiten; Beschneidung der Möglichkei­
ten für Arbeitsbefreiung aus persönlichen Gründen - das sind die wesentlichen 
Eckpunkte des Tarifabschlusses für den öffentlichen Dienst im Westen.

Unter dem Strich haben die öffentli­
chen Arbeitgeber die von ihnen ange­
strebte „kompensatorische Lösung“ 
durchgesetzt. Knapp 4 Mrd. DM soll der 
Abschluß kosten und liegt damit sogar 
Zumeist unterhalb .der entsprechenden 
Haushaltsansätze von Bund und Län­
dern. Auf alle Fälle steht die von Bie­
denkopf geforderte Null vor dem Kom- 
hia.

Trotzdem gab es im Westen nur ver­
einzelte Stimmen, die für Ablehnung 
des Tarifabschlusses votierten. Das ist 
einerseits der Tatsache geschuldet, daß 
Hanther zumindest bei diesem Tarifab­
schluß bei der Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall eingeknickt ist, anderer­
seits waren die Befürchtungen groß, 
daß auch ein langer Arbeitskampf keine 
Mrklich spürbaren Verbesserungen des 
Abschlusses gebracht hätte.

Ganz anders verlief die Diskussion im 
Tarifgebiet Ost mit Ausnahme Meck- 
lenburg-Vorpommems. Die Vorsitzen­
den der anderen ostdeutschen ÖTV-Be- 
^ke forderten Nachbesserungen zu 
Vem Schlichterspruch. Der sächsische 
^TV-Vorsitzende Anschütz sprach von 
^oßer „Betroffenheit und Wut“ bei ost­
deutschen Gewerkschaftern darüber, 
daß den Arbeitgebern bei den Verhand- 
^ngen eine Spaltung zwischen Ost und 
TOt gelungen sei. Der Brandenburger 
^TV-Chef Werner Ruhnke forderte eine 
Abkopplung der Verhandlungen für 
Ostdeutschland. Als „für den Osten 
dicht annehmbar* wies auch der ÖTV- 
^andeschef von Sachsen-Anhalt, Man- 
red Bartsch, den Schlichterspruch zu- 

Hick. Auch er plädierte für ein Abtren-

nen der Tarifgespräche Ost, sollte es 
nicht zu einem „verbindlichen Stufen­
plan“ zur Angleichung der Entgelte an 
das Westniveau kommen.

Die Gefahr des Niedrigtarifs Ost wird 
im Westen noch unterschätzt. Dabei 
marschiert das Weihnachtsgeld bereits 
seit 1993 in Richtung 85%-Marke. Für 
Beamte vieler West-Bundesländer ist 
bereits die Ost-Arbeitszeit von 40 Stun­
den in der Woche wieder verordnet, und 
in dem gerade getätigtem Tarifvertrag 
wird eine Öffhungsklausel für das Tarif­
gebiet Bremen verankert. Die Krise in 
der Region Bremen soll als Einfallstor 
für den Osttarif im Westen herhalten. Es 
ist nur noch eine Frage der Zeit bis die 
kommunalen Arbeitgeber mit der Fi­
nanznot der Kommunen einen generel­
len kommunalen Sondertarif fordern. 
Damit steht der Ost-Tarif für die ge­
samte ÖTV als riesiges Problem auf der 
Tagesordnung.

Auch die Abwehr des Angriffes auf die
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 2000 Menschen vor dem Parteizentrum 
schwebt in der Gefahr zum Pyrrhussieg 
zu werden. Noch bevor die Große Tarif­
kommission dem neuen Einkommen­
starifvertrag zustimmte, ließ Kanther 
über die Bild-Zeitung verkünden, daß er 
nicht nur die rechtlose Lage der Beam­
ten für die Durchsetzung der Kürzung 
der Entgeltfortzahlung nutzen wolle, 
sondern auch die entsprechenden Man­
teltarifbestimmungen für Arbeiter und 
Angestellte bei nächster Gelegenheit 
kündigen werde. Der Kurs der ÖTV, der 
offenen Konfrontation auszuweichen, 
wird auf die Dauer nicht zu halten sein.
(kar)

GAME OVER, CELLE
Verfahren gegen die Autonome Antifa
(M) wird voraussichtlich eingestellt
Die Autonome Antifa (M) wurde zwei­
einhalb Jahre als eigenständige „terro­
ristische Vereinigung“ § 129a), danach 
zweieinhalb Jahre als „kriminelle Verei­
nigung“ (§ 129) verfolgt, 13929 Telefo­
nate wurden abgehört, 143 Personen auf 
Mitgliedschaft mit allen technisch zur 
Verfügung stehenden Mitteln über­
prüft, alle Besucherinnen von politi­
schen Veranstaltungen gefilmt, -30 
Hausdurchsuchungen durchgeführt. 
Schließlich wurden 17 Personen ange­
klagt, eine Revision des Urteils beim 
OLG Celle, die Autonome Antifa (M) sei 
„keine kriminelle Vereinigung“, beim 
BGH erwirkt, 131 Verhandlungstage, 
dreimal wöchentlich 250 km vom Wohn­
ort der Angeklagten entfernt angesetzt 
und 380 000 DM für den Umbau einer gert, einer Einstellung unter diesen Be- 
BGS-Reithalle zum Prozeßbunker be­
willigt. Übrig geblieben ist letzendlich 
eine Geldstrafe incl. Erklärung der an­
geklagten zum Versammlungsrecht.

In der Vergangenheit hatten die Ge­
neralstaatsanwaltschaft Celle (GSA) 
und die Staatsschutzkammer Lüne­
burg (SSK) versucht, den Angeklagt- 
zen einen politischen Kniefall in Form 
eines Schuldeingeständnisses und ei­
ner Distanzierung von der Politik der 
Autonomen Antifa (M) abzuringen.

Die Angeklagten sind auf diese Forde­
rung nicht eingegangen. Die Bedingun- . Erklärung keinerlei juristischen Wert, 
gen für eine Einstellung wurden in den 
letzten Monaten heruntergeschraubt. 
Die geforderte Erklärung wurde auf All­
gemeinplätze reduziert.
. Die jetzigen Bedingungen zur Einstel­
lung des Verfahrens lauten:

1. Die Anwältinnen erklären, ihre 
Mandanten über die Bestimmungen 
des Versammlungsrechts informiert zu 
haben. Die Mandanten erklären ihrer­
seits, diese „zu berücksichtigen“.

2. Jede/r Angeklagte wird 3 000 DM an 
eine KZ-Gedenkstätte überweisen.

3. Die bei der Anti-Antifa-Razzia vom
5./6. Juli beschlagnahmten Materialien,

Türkei: Neues Parteiverbot!
Unter dem Vorwurf, sie betreibe Sepa­
ratismus, hat der türkische Staat Mitte 
Juni ein Verbotsverfahren gegen die 
Partei der Arbeit (Emek Partisi) einge­
leitet. An dem Tag, an dem sich die Par­
tei vor Gericht zu verteidigen hatte, am 
24. Juni, versammelten sich schon in 
den frühen Morgenstunden mehr als 

in Ankara, um gegen die Repression zu 
protestieren. Polizei- und Militärkräfte 
versuchten mit Barrikaden und Pan­
zeraufmarsch, diese Proteste zu unter­
drücken, dabei griffen sie die demon­
strierenden Menschenmenge brutal an 
und verletzten 250 Menschen teilweise 
schwer, darunter den Parteivorsitzen­
den und andere Leitungsmitglieder. 400 
wurden verhaftet. Den Pressemittei­
lungen zufolge dauerten die Auseinan­
dersetzungen in mehreren Stadtteilen 
Ankaras längere Zeit an. Mehr als 5.000 
Menschen schlossen sich den Protesten 
an. Auch verschiedene Gewerkschaften
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darunter Computer, werden zurückge­
geben, Dokumente der Autonomen An­
tifa (M) erhält das Institut für Sozial­
forschung in Hamburg.

Hiermit soll nicht nur das Verfahren 
gegen die 17 Angeklagten eingestellt 
werden, sondern auch alle noch weite­
ren anhängigen Verfahren gegen weite­
re 17 Personen, die der Mitgliedschaft 
in der Autonomen Antifa (M) „beschul­
digt“ werden und Ermittlungen bezüg­
lich aller Demonstrationen, die seit den 
Hausdurchsuchungen im Juli 1994 von 
der Autonomen Antifa (M) initiiert wur­
den. Die bislang angefallen Verfahren­
kosten in Millionenhöhe trägt aus­
nahmslos die Staatskasse.

Die GSA hatte sich zunächst gewei- • 

dingungen zuzustimmend. Zähneknir­
schend war die GSA dann gestern doch 
dazu bereit - unter der Bedingung, das 
Interpretationsmonopol für sich zu si­
chern: Die Angeklagten dürfen bis zur ' 
endgültigen Einstellung Ende Juli 1996 
„der von der Kammer vorgenommenen 
Deutung der Erklärung nicht wieder- 
sprechen“. Nicht nur daß die GSA den 
17 Personen einen Maulkorb verpaßt, 
sie hat der SSK auch vorgegeben, wie 
die Erklärung zu interpretieren sei. Da­
bei hat eine wie auch immer geartete 

da eine Einstellung nach § 153a StPO 
keine Erklärung vorsieht. Diese Deu­
tung der abzugebenden Erklärung zeigt 
den hilflosen Versuch der GSA, den im­
mensen und letztlich erfolglosen Er­
mittlungsaufwand politisch zu recht­
fertigen.

Die Autonome Antifa sieht sich wei­
terhin der Bekämpfung g der Wurzeln 
des Faschismus verpflichtet. Wie in der 
Vergangenheit wird sie auch weiterhin 
adäquate Mittel in der politischen Aus­
einandersetzung anwenden.

Autonome Antifa (M), 25. Juni 1996

und Parteien, so die HADER prote­
stierten gegen das Verbotsverfahren. 
Faschistische Kreise und Schläger­
trupps der MHP (Nationale Bewe­
gungspartei) nahmen die Proteste zum 
Anlaß, unter dem Schutz der Polizei ge­
gen die Demonstranten vorzugehen.

Die Partei der Arbeit war erst im März 
nach einer längeren Phase der Vorbe­
reitung gegründet worden. Der Vor­
wurf, sie verletze die „unteilbare Ein­
heit der Nation und des Staates“, be­
zieht sich auf das Programm, in dem die 
Partei der Arbeit die Unterdrückung 
des kurdischen Volkes angreift und für 
eine „basisdemokratische Staatsform, 
die die Gleichberechtigung und frei­
heitliche Einheit garantiert“, eintritt. 
Bisher sind in der Türkei sieben Partei­
en unter dem selben Vorwand verboten 
worden.

In der Bundesrepublik Deutschland 
ruft DIDF zur Solidarität mit der vom 
Verbot bedrohten Partei der Arbeit auf. 
(scc nach Pressemitteilungen von 
DIDF)



2 ärsrf Aktuelles aus Politik und Wirtschaft

AKTUELL IN BONN
Schutz gewalttätiger 
Ehemänner
Der Gesetzentwurf über die Strafbar­
keit von Vergewaltigung in der Ehe 
kommt voraussichtlich im Herbst er­
neut in den Bundestag. Der Vermitt­
lungsausschuß von Bundestag und 
Bundesrat hat die umstrittene Wider­
spruchsklausel abgeTehht. Am 5. Juli 
erhalt die. SPDiMehrheit im Bundes­
rat die Möglichkeit,- den Gesetzent­
wurf zu stoppen und in den Bundes­
tag zurückzuverweisen. Diese besag­
te Widerspruchklausel setzt den 
Straftatbestand von Vergewaltigung 
in der Ehe außer Kraft, wenn die be­
troffene Ehefrau die Anzeige zurück­
zieht. Christina Schenk (MdB, PDS) 
bezeichnete diese Regelung als 
empörend, weil sie ständigen Druck 
ausübt, „längst zerstörte Ehen auch 
dann aufrecht zu erhalten, wenn Ge­
walt darin vorkommt“. Der Regie­
rungsentwurf schütz damit den Ver­
gewaltiger statt die körperliche Inte­
grität der Frau. Insbesondere Frau­
ennotrufgruppen und Menschen­
rechtsorganisationen wiesen auf den 
frauenfeindlichen Charakter dieser 
Klausel hin. Auch die FDP-Frauen 
Leutheuser-Schnarrenberger und 
Schwaetzer kritisierten die „Privati­
sierung des Strafanspruchs“ und sig­
nalisierten deren Ablehnung. Fünf 
Frauen aus der Regierungskoalition 
könnten bei der benötigten Kanzler­
mehrheit im Bundestag eine solche 
frauenfeindliche Rechtsvorschrift ge­
meinsam mit den Oppositionsfraktio­
nen zu Fall bringen.

Knappe Mehrheit für neuen 
Ladenschluß
Nach jahrelangem Eifer hat sich die 
FDP mit ihrem „Menschenrecht“ auf 
Sonntagsbrötchen durchgesetzt. Mit 
327 zu 321 Stimmen verabschiedete 
der Bundestag neue Ladenschlußzei­
ten. Einige CDU-Abweichler stimm­
ten trotz Fraktionsaufpassem an den 
Abstimmungsumen mit der Oppositi­
on gegen das Gesetz. Ab 1.November 
sollen an Werktagen die Läden bis 20 
Uhr, Samstags bis 16 Uhr offen blei­
ben. Das Nacht- und Sonntagsback­
verbot ist aufgehoben. Gegen den 
Druck von Gewerkschaften und Ein­
zelhändlern wurde dieses Gesetz 
durchgesetzt. Im Einzelhandel wird 
jetzt mit einer weiteren Pleitewelle 
und einem neuen Konzentrationspro­
zess gerechnet. Insbesondere die Ver­
sorgung in Wohnbezirken und ländli­
chen Gebieten wird sich aufgrund des 
Gesetzes verschlechtern. Noch ist of­
fen, ob die SPD das neue Laden­
schlußgesetz über den Bundesrat 
blockieren will. Dann wäre im Bun­
destag eine Mehrheit der Hälfte der 
Abgeordneten plus eine Stimme not­
wendig, um die Länderkammer zu 
überstimmen. Schäubles Druck auf 
die eigenen Reihen wird sich bis dahin 
noch verstärken. Einzelmeinung hin, 
Gewissensfreiheit her, dann geht es 
um die Geschlossenheit am Trog der 
Macht.

Amnesty kritisiert 
Rüstungsexport
Am 18.0. legte amnesty international 
ihren Jahresbericht vor. Die Men' 
schenrcchtsorgunisation krltsiert die 
BRD uki drittstärksten Rüstungsex- 
pofteur der Welt. An den Beispielen 
Indonesiens und der Türkei wird 

deutlich, was Regierungen mit deut­
schen Rüstungsgütem exerzieren: ’ 
Verfolgung, Unterdrückung bis hin 
zum tendenziellen Völkermord in 
Kurdistan. Auch die BRD selbst 
gehört zu den Staaten, in denen nach 
Kenntnissen von ai schwere Men­
schenrechtsverletzungen begangen 
wurden. Konkret wird aufgelistet, wie 
sich Übergriffe von Polizisten auf 
Deutsche und Nichtdeutsche, insbe­
sondere Asylbewerberinnen häuften. 
Für 1997 kündigte ai eine weltweite 
Kampagne zum Schutz von polit- 
schen Flüchtlingen an.

Erste Lesung der 
AFG-Reform
Als „Armutsförderungsgesetz“ be­
zeichnete Heidi Knake-Wemer (PDS) 
den Gesetzentwurf der Bundesregie­
rung zur Reform des Arbeitsförde­
rungsgesetzes (AFG). Die Monitore 
der Bundestagsverwaltung hatten 
dfese Regierungsvorlage anläßlich der 
ersten Lesung versehentlich aber tref­
fend als „Arbeitgeberförderungsge­
setz“ übertitelt. Arbeitslose Men­
schen sollen zukünftig gesetzlich ge­
zwungen werden, nahezu jede Arbeit 
anzunehmen. Bisherige Förderungsn- 
maßnahmen werden eingeschränkt 
oder abgeschafft. An die Stelle von 
Qualifizierungsangeboten treten dis­
ziplinierende „Trainingsmaßnah­
men“. Statt der Schaffung von öffent­
lich geförderten Arbeitsplätzen in so­
zialen und ökologischen Bereichen 
werden pojektbezogene Zuschüsse 
abgebaut. Immer mehr Betroffene 
werden so zu klassischen Tagelöhnern 
degradiert und in eine Abwärtsspira­
le gedrückt. Im Gesetz dominiert der 
Zwang, Tätigkeiten ohne tariflichen 
Schutz anzunehmen. Der Billiglohn­
sektor wird gezielt aufgebläht. Insbe­
sondere in den neuen Bundesländern 
kann mit diesen Maßnahmen die Ar­
beitslosenstatistik massiv geschönt 
werden, ohne die’ Situation der Men­
schen zu verbessern.

Untersuchungsausschuß 
zum Bahnvermögen
Mit Bezug auf Feststellungen des 
Bundesrechnungshofes und unmit­
telbar nach der Ausstrahlung eines 
Monitor-Beitrags über die Plünde­
rung des Bundeseisenbahnvermö­
gens (BEV) durch die privatisierte 
Deutsche Bahn AG, beantragte die 
PDS im Bundestag die Einsetzung ei­
nes Untersuchungsauschusses. Alle 
nichtbahnnotwendigen Gelände der 
ehemaligen Bundesbahn und Reichs­
bahn, darunter viele Filetstücke, 
gehören nach dem Eisenbahnneuord­
nungsgesetz von 1993 in einen Bun­
destopf und bilden dort ein Gegen­
gewicht zu den beim Bund geparkten 
Altschulden. Tatsächlich versilbert 
die DB AG auf eigene Rechnung durch 
Verkäufe in großem Stil Gelände, das 
ihr eigentlich nicht gehört. Der gefor­
derte Untersuchungsausschuß soll 
klären, warum der Bund zugunsten ei­
nes in Privatisierung befindlichen Un­
ternehmens auf Milliardenbeträge 
verzichtet und damit gigantische Spe- 
kulationsprojeke wie „Stuttgart 21“ 
sponsert ... Offen ist, ob Biind- 
nisOO/Die Grünen, die in Baden Würt­
temberg den Großdeal gemeinsam 
mit PDS und Umweltverbänden kriti­
sieren. im Bundestag die Forderung 
nach einem Untersuchungsausschuß 
unterstützen.

350000 IN BONN!
Breites Bündnis gegen Kohl-Regierung formiert sich

350000 Gewerkschafter demonstrierten 
v am 15.6.1996 nach Angaben des DGB in

Bonn. Die Demonstration war der bis­
herige Höhepunkt des Protestes gegen 
die von Kapitalistenverbänden * und 
Bundesregierung verfolgte Politik des 
sozialen Kahlschlages. „Kohl muß weg“, 
minutenlange Sprechchöre mit dieser 
Parole unterbrachen vor allem die 
kämpferische Rede von Sonja Riede- 
mann vom AStA Bochum, die bei der 
Schlußkundgebung sprach. Wenn die 
Demonstration tatsächlich zum Auftakt 
einer langanhaltenden, breiten Gegen­
wehr gegen das Regierungsprogramm 
der Umverteilung und Ausgrenzung 
wird, hat sie ihren Zweck erfüllt. Die 
Kräfte, die das wollen sind durch die Ak­
tion gestärkt worden. Viele örtliche Zu­
sammenschlüsse haben sich zu diesem 
Zweck bereits gebildet. Wir dokumen­
tieren auf dieser Seite Auszüge aus Re­
den von der Kundgebung des schon lan­
ge vor der DGB-Demonstration geplan­
ten „Stemmarsches gegen Sozialab­
bau“ in Bonn-Beuel, von einer Auftakt- 
und von der Schlußkundgebung der 
DGB-Aktion. Auf der nächsten Seite fin­
den sich Auszüge aus der Grußadresse 
der Veranstalter der Kurdistan-Demon­
stration in Hamburg, die im Vorpro­
gramm der DGB-Kundgebung in Bonn 
vorgetragen wurde. - (wof)

Annelie Buntenbach
(MdB, Bündnis 90/Die Grünen: ’

Keine Gruppe dieser Gesellschaft wird 
es allein gelingen, diesen Deregulie- 
nmgskurs, diese Ausgrenzungstaktik 
und damit die Zerschlagung des Sozial­
staates zu verhindern. Unser Ziel: „Soli­
darität statt Ellenbogen“ werden wir 
nur erreichen, wenn alle gemeinsam 
dafür kämpfen und in die Gesellschaft 
hinein mobilisieren. Es braucht eine ge­
meinsame Bewegung aus Gewerkschaf­
ten, Erwerbslosen,. Initiativen, Men­
schen aus den Kirchen und Wohlfahrts­
verbänden und Oppositionsparteien. 
Wir müssen zusammen dafür kämpfen - 
jenseits unserer Ünterschiede in Einzel­
fragen. Die große Aktion heute hier in 
Bonn ist ein zentraler Schritt, über den 
ich mich sehr freue. Aber - auch das muß 
uns klar sein - wir werden noch einen 
langen Atem brauchen.

Klaus Wiesenhügel
Vorsitzender der IG Bauen-Agrar-Umwelt

Mindestlohn hat eben nichts mit Pi 
tektionismus zu tpn, sondern ist ders 
ziale Flankenschutz in einem einheit 
chen Europa. Mindestlohn heißt auc 
sich wieder auf die untemehmeriscl 
Aufgabe zu konzentrieren. Die laut 
eben nicht Lohndrückerei, sonde 
wettbewerbsfähige Unternehmen... ö 
nau dazu kommt es nicht, wenn Arbi 
billig wie Dreck, ist. Nur wenn Arbi 
ihren Preis hat, gibt es eine Wertschi 
zung des arbeitenden Menschen ui 
spielt Innovation und Qualität eine ei 
scheidende Rolle im Wettbewerb. Zu' 
nem Wettbewerb des Lohndumpings s 
gen wir nein. Wir sagen aber ja zu eine 
Wettbewerb der Innovation, der Qu 
lität und der Qualifikation. Darum bra 
chen wir den Mindestlohn.

Der Mindestlohn ist aber noch mel 
Er ist die erste europäische Tarifverei 
barung, die europäische Arbeitnehm 
in die Lage versetzt, ihre Rechte auch 
dem Land wahrzunehmen, wo sie arbi 
ten. Mit einem, allgemeinverbindlich 
Mindestlohn können wir auch die Intf 
essen unserer europäischen Kolleg» 
nen und Kollegen hier vor den Gerid 
ten geltend machen. Sie werden darf 
gleichberechtigt. Und Gleichberech’ 
gung ist die wichtigste Voraussetzih 
jeder Unterdrückung und jeder Auslj) 
derfeindlichkeit entgegenzuwirken. W 
diese Gleichberechtigung nicht will, d1 
muß sich vorhalten lassen Ausländ^ 
feindlichkeit zu schüren oder billigen 
in Kauf zu nehmen... Nun hat sie (BPj 
d. Red.) mit ihrer Entscheidung, 
Mindestlöhne am Bau zu stoppen, dh* 
aber eine Grundlage geschaffen. In d] 
einschlägigen Veröffentlichungen dl 
Rechten in diesem Lande gibt es ev 
unverhohlene Freude über diese Ei1' 
Scheidung. Diese braunen Banden 
len die von der BDA sanktioniert] 
Spaltung der B au ar beit nehme r sch* 
für ihre politischen Zwecke nutzen.

Sonja Riedemann
Mitglied des AStA der Uni Bochum

Wer der Jugend die LebensperspekW 
verwehrt und zerstört, der kann nie*
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erwarten, daß wir jungen Menschen die­
sem System und seinen Machteliten die 
Hand reichen. Da paßt ein anderes Kör­
perteil schon besser.

Jugend aber ist nicht nur Zukunft, Ju­
gend braucht auch Zukunft ! Fast 50 
Prozent der Sozialhilfeempfänger sind 
Junge Leute unter 25 Jahren...

Schulklassen werden vergrößert, 
Schüler-Bafög abgeschafft, zuwenig 
Lehrerinnen eingestellt. Kindern aus 
Arbeitnehmerfamilien wird der Zugang 
*u Hochschulen immer mehr verbaut. 
Henn: Immer weniger Studierende er­
halten staatliche Unterstützung. 
Gleichzeitig ist die Einführung von Stu­
diengebühren vorgesehen. So wird Job­
ben zum Hauptfach statt Maschinen­
bau oder Computertechnik.

Dabei braucht eine soziale Industrie­
gesellschaft des 21. Jahrhunderts vor 
allem Bildung und Ausbildung.

Dieses Schauspiel, das die selbster­
nannten Eliten des Landes bieten, fin­
de ich unwürdig. Sie reden zwar von Zu­
kunft, in Wirklichkeit aber zerstören Sie 
Unsere Zukunft. Während die EU - Staa- 

I ten durchschnittlich 5,5 Prozent des 
Hruttoinlandproduktes für Bildung 
ausgeben, sind es in Deutschland nur 4 
Prozent...

Bundesregierung und Unternehmer 
haben den Klassenkampf von oben ein­
geleitet. Unsere Antwort kann nur lau­
ten. Gegenwehr von unten.... 

j Wir brauchen Unruhe im ganzen 
I Und. Wir brauchen jetzt mehr Gegen- 
’ hiacht, nicht mehr Partnerschaft. Wir 
jungen Menschen, die wir heute hier 
8lnd, wir wollen Perspektiven. Wir wol- 

I ^n eine neue Politik, die nicht Gewin- 
1 he, sondern den Menschen in den Mit­
telpunkt ihres Handelns stellt. Men­
schen brauchen Ausbildung und Ar-

• beit.
I Um das zu schaffen, brauchen wir 
Bündnisse. Bündnisfähigkeit setzt 
Gleichberechtigung voraus. Nicht Un- 

I terordnung. Ich wünsche mir einen 
i Ugb, der für ein Bündnis von Arbeit, 
HUdung und Ausbildung kämpft. Wirk­
lich kämpft!...

Der erste Schritt dazu: Das soge- 
hannte Sparpaket der Bundesregie­
rung muß weg. Und der nächste große 
Schritt: Dieser Kanzler muß weg! Das 
Wär doch schon mal was!

Blitz und Donner gegen Neoliberalismus
Von Boris Kanzleiter
1300Menschen aus ganz Europa trafen 
sich in Berlin, um über Neoliberalismus, 
Widerstand und die Zapatistas zu dis­
kutieren

Der Abschluß des „1. Kontinentalen 
-Treffens für eine menschliche Gesell­
schaft und gegen den Neoliberalismus“ 
vom 30. Mai bis 2. Juni in Berlin hätte 
nicht treffender ausfallen können. „Ya 
basta! - es reicht!“ riefen die Teilneh­
merinnen der Schlußdemonstration, 
als sie auf den Alexanderplatz zogen. 
Die prompte Antwort waren Blitzschlag 
und Donnerknall. Im prasselnden Platz­
regen tanzte die Demo, bis die Pfützen 
verdampften. Die Polizisten rieben sich 
derweil ihre Visiere aus, weil sie so et­
was noch nie gesehen hatten.

Vier Tage lang folgten Menschen aus 
26 europäischen Ländern dem Aufruf 
der EZLN (Zapatistische Nationale Be­
freiungsarmee) aus dem mexikanischen 
Bundesstaat Chiapas und diskutierten 
in Berlin über die Auswirkungen neoli­
beraler Politik in Europa, den Wider­
stand sozialer Bewegungen dagegen 
und Perspektiven für eine menschliche 
Gesellschaft.

Die Initiative für das Treffen in Berlin 
ging auf die „Erklärung von La Reali­
dad“ vom Januar dieses Jahres zurück. 
Die Zapatistas aus dem Lakandoni- 
schen Regenwald in Chiapas rufen dar­

Erste Europäische Erklärung gegen Neoliberalismus und für eine menschliche Ge­
sellschaft, 2.6.1996; an die europäische Öffentlichkeit, an die Menschen in aller Welt 

„Heute sagen auch wir: Ya basta - Es reicht“!
Wir, weit über 1000 Menschen aus 26 
Ländern Europas, Menschen aus so­
zialen, politischen und kulturellen 
Gruppen, Bewegungen und Kollekti­
ven - Individuen, wie Vertreterinnen 
von Zusammenschlüssen, die sich zum 
Ziel gesetzt haben, einen Schlußstrich 
zu ziehen, nein zu sagen zu den zer­
störerischen Bedingungen, denen un­
ser Leben in Europa unterworfen ist, 
wie auch all jenen Faktoren eine Absa­
ge zu erteilen, die Menschen außerhalb 
Europas in aller Welt mit den Mitteln 
von Ausbeutung, Unterdrückung und 
der Zerstörung ihrer materiellen wie 
ökologischen Lebensgrundlagen be­
drohen; wir haben uns vom 30. Mai bis 
zum 2. Juni 1996 in Berlin versammelt, 
um mit gemeinsamer Stimme diesem 
„Ya basta“ Ausdruck zu verleihen. Als 
Menschen mit verschiedenen Lebens­
realitäten, als Menschen mit unter­
schiedlichen Erfahrungen von rassisti­
scher, sexistischer, patriarchaler, so­
zialer, ökonomischer und kultureller 
Ausgrenzung und Unterdrückung, be­
stimmten und bestimmen auch viel­
fältige Widerstandsformen unsere bis­
herige, derzeitigen und zukünftigen 
Organisations- und Kampfförmen. Wir 
wollen diese Unterschiede nicht ver­
neinen, noch bilden wir uns ein DEN 
Weg, DAS Rezept, DIE Lösung, DIE 
Lehre oder DIE Organisationsform zu 
kennen, die alle unsere Verschieden­
heiten zu vereinheitlichen mag. Mehr 
noch wir wollen keine Vereinheitli­
chung, die uns in Form von Gleichma­
cherei dieser unserer Vielfalt zu berau­
ben droht, welche wir als unsere Stär­
ke betrachten. Dennoch sind wir in 
Berlin zusammengekommen, weil wir 
ein gemeinsames Ziel haben. Das Ziel 
miteinander zu sprechen, unsere Un­
terschiede wie Gemeinsamkeiten zu­
sammenzutragen und die Hoffnung 

in zum „Ersten interkontinentalen Tref­
fen für eine menschliche Gesellschaft 
und gegen den Neoliberalismus“ auf, 
das vom 26. Juli bis zum 3. August in den 
zapatistischen Aufstandsgebieten 
stattfinden soll. Eingeladen sind dabei 
soziale Bewegungen weltweit. Zur Vor­
bereitung des Treffens im chiapaneki- 
schen Dschungel wurden die kontinen­
talen Vorbereitungstreffen organisiert. 
Die Diskussionsergebnisse der konti­
nentalen Vorbereitungstreffen sollen 
dann im Sommer in Chiapas zusam­
mengetragen werden.

Die Teilnehmerinnen und Themen 
des Treffens in Berlin waren so vielfältig 
und zusammengewürfelt, daß es kaum 
vorstellbar schien, wie sich alles in ei­
nem Treffen zusammenfinden könnte. 
Aber trotz aller Bedenken und Zweifel 
klappte es doch. Von „Klassenkämpfe in 
Europa“ über „Militarisierung der 
Außenpolitik“, „Festung Europa“, „In­
dividualisierung als Waffe des Neolibe­
ralismus“, „Gewerkschaften im ehema­
ligen Jugoslawien“ und den „Kampf ge­
gen das Staudammprojekt in Navarra, 
Euskadi“ reichte die Palette der über 40 
verschiedenen Arbeitsgruppen. Beson­
ders zufrieden waren die Ausrichter von 
der Berliner Mexiko-Gruppe im FDCL 
darüber, daß das Treffen einen wirklich 
europäischen Charakter hatte. Allein 
aus Frankreich und Spanien waren je­
weils über 200 Menschen gekommen. 
Größere Gruppen waren aus Skandina­
vien, den Benelux-Ländem, Irland,

neu zu erfinden. Die Hoffnung auf eine 
andere Welt - auf eine menschliche Ge­
sellschaft. Und wir sind nicht allein. In 
diesen Wochen und Monaten treffen 
sich in allen anderen Erdteilen Men­
schen, die dieses Ziel mit uns gemein­
sam haben. „Ya Basta - Es reicht!“ Mit 
diesen Worten erklärte am 1. Januar 
1994 die EZLN in Chiapas, Mexico das 
Ende des Stillschweigens. Das Ende 
jener trügerischen Ruhe, die den Herr­
schenden der neuen - alten Weltord­
nung scheinbar Zustimmung signali­
siert. Das Ende aber auch jener Ruhe, 
die aus unserer eigenen Zerstritten- 
heit geboren ist. Wir haben diesen Ruf 
aufgenommen und senden nun aus 
Berlin unser „Ya Basta“ an die Men­
schen in aller Welt. Es reicht, jetzt ist 
Schluß. In diesem Sinne ist das 1. Eu­

Österreich und der Schweiz angereist. 
Aus vielen osteuropäischen Ländern, 
der Türkei, Italien und Großbritannien 
waren Einzelpersonen oder kleinere 
Gruppen vertreten.

Die große Stärke des Berliner Treffens 
war seine Vielfältigkeit. Interessante 
Diskussionen wurden geführt und viele 
Kontakte geknüpft. Einige Arbeits­
gruppen haben schon den nächsten 
Termin ausgemacht. Aber von einer Ver­
ständigung darüber, was nun „Neolibe­
ralismus“ bedeutet und wie gemeinsam 
für eine menschliche Gesellschaft 
gekämpft werden kann, davon war das 
Treffen noch weit entfernt. Dement­
sprechend bruchstückhaft waren die 
Diskussionen auf der Auftakt- und Ab­
schlußveranstaltung. Es haperte am 
Austausch zwischen den AGs und an 
der Entwicklung einer Gesamtanalyse 
und einer konkreten Perspektive. Aber 
diesen Anspruch hatte sich das Treffen 
auch nie gestellt.

Viel wichtiger, als zu Ergebnissen zu 
kommen, ist den Zapatistas, den Ver­
anstaltern und den meisten Teilnehme­
rinnen ohnehin der Austausch und Dia­
log. Vielversprechend am Berliner Tref­
fen war deshalb hauptsächlich, daß die 
meisten Teilnehmerinnen mit dem Be­
dürfnis auseinandergingen, sich wieder­
zutreffen. Doch jetzt steht zunächst ein­
mal das „Erste Interkontinentale Tref­
fen für eine menschliche Gesellschaft 
und gegen den Neoliberalismus“ in 
Chiapas an.

ropäische Treffen gegen Neoliberalis­
mus und für eine menschliche Gesell­
schaft als ein Auftakt zu verstehen. Als 
ein Beginn, unsere Zerstrittenheit zu 
beenden, ohne aufzuhören uns zu 
streiten; als ein Anfang, gemeinsam zu 
kämpfen, ohne unsere Unterschiede 
zu verneinen; als ein Experiment der 
Verständigung und Vernetzung über 
Grenzen zwischen Ländern und Köp­
fen hinweg. Wir sind diesen ersten 
Schritt vier Tage lang gemeinsam ge­
gangen, haben in mehr als vierzig Ar­
beitsgruppen diskutiert und analy­
siert, gestritten und geträumt. Wir ste­
hen noch ganz am Beginn, aber wir ha­
ben den Anfang gewagt. Und wir wer­
den weitergehen - weitergehen auf die­
sem Weg, den wir beschritten haben. 
Wir sind nicht alle und wir glauben 
auch nicht, daß wir für alle sprechen 
können. Deshalb sprechen wir für uns 
und rufen alle Menschen, die für De­
mokratie, Freiheit und Gerechtigkeit 
kämpfen, auf, mit uns zu sprechen - 
sich gemeinsam auf die Suche zu be­
geben, die nun begonnen ist. Diesem 
Treffen werden weitere folgen. Treffen 
in Ortschaften und Städten, in Regio­
nen und Ländern, weitere europäische 
Treffen und nicht zuletzt das Inter­
kontinentale Treffen selbst, das Ende 
Juli in den Bergen im Südosten Mexi­
cos, in La Realidad stattfinden wird. In 
La Realidad, Chiapas, wo der Interna­
tionale des Schreckens eine Interna­
tionale der Hoffnung entgegenwächst.

„Es ist nicht notwendig, die Welt zu 
erobern. Es reicht, sie neu zu schaffen. 
Durch uns. Heute.“

In diesem Sinne grüßen wir Euch alle 
mit einem entschlossenen „Ya Basta“ 
aus dem Dschungel der Großstadt 
Berlin: das 1. Europäische Treffen ge­
gen Neoliberalismus und für eine 
menschliche Gesellschaft.
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Über 80000 Kurdinnen und Kurden aus der BRD und europäischen Nachbarlän­
dern demonstrierten am 15.6. unter der Losung „Frieden jetzt! Für ein friedliches 
und gleichberechtigtes Zusammenleben des kurdischen und türkischen Volkes“ in 
Hamburg. In zwei kilometerlangen farbenfrohen Marschsäulen zogen sie vom 
Hauptbahnhof und von Altona aus zum Kundgebungsplatz Moorweide. Die Poli­
zei hielt sich vereinbarungsgemäß fast vollständig im Hintergrund. Es gab zwar 

Zwischenfälle an den Grenzen und in Bayern, doch hatten diese auf den Verlauf 
keinen nennenswerten Einfluß. Der Vorsitzende der PKK, Abdullah Öcalan, wandy 
te sich mit einer per Tonband übermittelten Rede an die Teilnehmer. Weiterhin spra- 
chen der Vorsitzende des Exilparlaments Yasar Kaya (Bild S. 5 links) und andere 
kurdische Redner. Ihre politische Solidarität im Kampf für eine politische Losung | 
der Kurdenfrage überbrachten u.a. ein Rechtsanwalt aus Schweden, eine Abge-'

Großdemonstration für „Frieden jetzt!“
Nach dem Verbot vom 16.3. wurde ein wichtiger politischer Erfolg errungen

Der Veranstalter, das Bündnis „Frieden 
Jetzt!“, äußerte nach der großen Frie­
denskundgebung die Hoffnung, daß sie 
„auch bundesweit als Signal für eine 
Wende der deutschen Politik gegenüber 
Kurdinnen und Kurden im Inland und 
auch in der Außenpolitik gegenüber der 
Türkei verstanden wird“. Zum ersten 
Mal wurden bei den Herrschenden in 
der BRD Zweifel an den Siegeschancen 
der Türkischen Republik in ihrem Krieg 
gegen das kurdische Volk politisch 
wirksam. Der Hamburger Innensenator 
hielt dem bis zum letzten Tag starken 
Verbotsdruck aus Bonn stand. So konn­
te die kurdische Bewegung unbehelligt 
von staatlichen Provokationen ein­
drucksvoll ihren Widerstandswillen ge­
gen das mörderische kemalistische Re­
gime demonstrieren und zugleich ihre 
Bereitschaft, friedlich mit den türki­
schen Mitmenschen zusammenzuleben. 
Der politische Erfolg dieser Demonstra­
tion eröffnet für die Auseinanderset­
zung mit der imperialistischen deut­
schen Türkeipolitik und für den Kampf 
gegen die Repression der kurdischen 
Bevölkerungsgruppe neue Möglichkei­
ten.

Wir dokumentieren Auszüge aus den 
Beiträgen der Abschlußkundgebung, 
soweit diese schriftlich vorliegen, (scc)

Abdullah Öcalan, Vorsitzender der PKK
Die Friedensdemonstration stellt einen Meilen­
stein auf dem Weg zum Frieden dar
Diese Demonstration, die Ihr an diesem 
Tag realisiert, findet in der schmerz­
vollsten, zugleich aber auch hofihungs- 
vollsten Phase unserer Geschichte, die 
entgegen aller Unterdrückung die Be­
deutung des Sieges der Vereinigung, der 
Einheit unseres Volkes und all unserer 
wertvollen Freunde in sich trägt, statt

Der Spezialkrieg hat nicht nur in Kur­
distan, nicht nur in der Türkei, sondern 
auch in Europa in der letzten Zelt all sei­
ne Möglichkeiten und Kraft eingesetzt, 
um uns zu liquidieren. (...) Jahrelang 
hat er große Intrigen gegen unser Volk 
durchgeführt, um cs aus seiner Heimat 
zu vertreiben; darüber hinaus hat er alle 
erdenklichen Formen von Provokatio­
nen und Komplotten angewandt, um 
den Prelheitskampf unseres Volkes in 
Europa zu verhindern, und versucht uns 
mit der europäischen Demokratie In ei­
nen Konflikt zu treiben... einige Behrit- 

te haben uns in Schwierigkeiten ge­
bracht. Ohne Zweifel, die Verbote und 
Unterdrückung, der Ihr ausgesetzt seid, 
ist ein Resultat der hinterhältige Pläne 
des Feindes gewesen.

Auch wenn es bei uns einige Unzu­
länglichkeiten gab, so sind diese nicht 
der Grund und nicht ausschlaggebend 
für die Verbote und die Unterdrückung 
gewesen. (...)

Wir haben immer betont, daß wir ge­
genüber der deutschen Demokratie und 
der Gesetzgebung zu jeder Zeit re­
spektvoll gegenüberstehen. Den Ver­
antwortlichen haben wir diesbezüglich 
stets mit Nachdruck mit geteilt: Wir wol­
len nicht mit Euch auf der Grundlage 
von Gewalt eine Konfrontation aufneh­
men, weder liegt darin ein Vorteil für 
uns, noch ist das unsere politische Linie 
... Wenn es trotzdem einige Fehler gab, 
so sind diese darauf zurückzuführen, 
daß durch eine bewußte, gezielte und 
extreme Aufhetzung die Atmosphäre 
verschärft wurde, und letztendlich hat 
dies dazu geführt, daß nicht nur die 
PKK, sondern unser ganzes Volk zum 
Gegenstand des Verbotes wurde. (...)

Ich hoffe, daß die heutige Demonstra­
tion von Euch ein neuer Beginn für un­
seren politischen Kampf in Europa 
wird. An dieser Stelle möchte ich der eu­
ropäischen Öffentlichkeit und den Re­
gierungskreisen, die sich mit uns be­
schäftigen, sagen: Wir werden bis zu­
letzt voller Verständnis sein, wir werden 
Eure Gesetze respektieren, aber auch 
Ihr dürft nicht vergessen, daß wir ein 
Volk sind, welches vor der Gefahr steht, 
vollständig vernichtet zu werden. Daß 
wir einen Anspruch auf unsere demo­
kratischen, nationalen Forderungen 
und Rechte haben. Diesbezüglich er­
warten wir eine verständnisvolle Hal­
tung. Entweder begeben Sie sich in die 
Haltung der Unterstützer unseres 
Volkes, wenn dies aber nicht möglich 
sein sollte, dann nehmen Sie wenigstens 
eine neutrale Position ein. Unterstützen 
Sie dieses barbarische faschistische Re­
gime und seinen Spezialkrieg nicht in 
der bisherigen Weise.

An dieser Stelle möchte ich auch an all 
unsere verehrten Freunde aus den ver­
schiedenen Ländern wegen ihrer bis 
heute geleisteten wertvollen Unterstüt­
zung recht herzlich danken. Ich ver­
mittle ihnen meinen tiefsten Respekt. 
Ich bin überzeugt davon, daß Sie auch 
weiterhin mutig und erfolgreich uns un­

terstützen werden. Ich glaube, daß in 
diesem Sinne die Demonstration Frie­
den Jetzt! eine Demonstration von hi­
storischer Bedeutung ist. Daß unser 
Volk einen würdigen Frieden will, weiß 
die ganze Welt. Auch die Dimension des 
Krieges erfordert mittlerweile den Frie­
den. Wir haben beharrlich auf einer po­
litischen Lösung bestanden, einer Lö­
sung ohne Krieg. Und seit sechs Mona­
ten haben wir einen einseitigen Waffen­
stillstand verkündet. Trotzdem haben 
die Operationen kein Ende gefunden. 
Mit Entschlossenheit verteidigen wir 
uns. Und es kann zum ersten Mal gesagt 
werden, daß sich wirklich ein Guerilla­
kampf entwickelt. Wir sind der Über­
zeugung, daß dieses auch wie nie zuvor 
den Frieden näherkommen läßt. Der 
nächste Schritt wird ein Schritt zum 
Frieden sein. Eure heutige große Frie­
densdemonstration stellt einen Meilen­
stein in dieser Frage darf. In diesem Sin­
ne wünsche ich einen erfolgreichen Ver­
lauf dieser Demonstration. Die Organi­
sierung von Zehntausenden und die 
schrittweise Umsetzung Eures in Ham­
burg begonnenen Marsches bis nach 
Kurdistan. Bis dieser Frieden in Kurdi­
stan manifestiert ist, müßt Ihr Euch ste­
tig und intensiv weiter organisieren und 
damit für die Ausbreitung des Friedens 
sorgen. Dies wird ganz sicher den Erfolg 
bringen. Ich übermittle Euch meine 
Grüße, meinen Respekt und meine Lie­
be. Es lebe die Friedensdemonstration 
nach Kurdistan.

Kjell Magne Bonderik, Christliche Volkspartei 
Norwegen
Die Türkei kann die PKK nicht besiegen
Ich bin Mitglied des Vorstands von „The 
Support group of the Kurds“ im norwe­
gischen Parlament. Ich überbringe hier­
mit den Gruß des Vorstands an dieses 
Treffen. Anita Apelthun Saele von der 
Christlich-Demokratischen Partei ist 
die Vorsitzende dieser Gruppe. Sie hat 
mich gebeten, auch einen persönlichen 
Gruß von ihr zu überbringen. In dieser 
Gruppe arbeiten Abgeordnete von sie­
ben Parteien.

(...) Doch habe ich durch Gespräche 
mit kurdischen Befreiungskämpfem 
mehr und mehr über den kurdischen 
Kampfwillen gelernt. Trotz der erhöh­
ten Intensität (des Krieges-Red.) kann 
es der Türkei nicht gelingen, das kurdi­
sche Volk zu besiegen. Die Türkei kann 

niemals die kurdische Identität beste' 
gen. Der Türkei gelingt es also nicht, (Üe 
PKK zu besiegen. - Warum? - Weil ste 
das kurdische Volk nicht von der PK# 
trennen können. (...)

Vor einigen Wochen war ich in Ankara- 
Ich traf u. a. auch türkische Politiker. Id» 
merkte eine gewisse Änderung in den»’ 
was sie jetzt zur Kurdistanfrage sagtet»’ 
verglichen mit dem, was ich von türK»' 
sehen Politikern vor ein paar Jahrd», 
hörte. Jetzt sagen ständig mehrere vot» 
den türkischen Politikern, daß die kuf' 
dische Sprache anerkannt Werden muß- 
kurdischer Unterricht erlaubt werdet» 
muß, kurdisches Radio und Femsehd» 
erlaubt werden muß und so weiter. & 
jetzt sind dies immer noch nur Wortf1 
(...) Aber ich bin trotzdem der Meinung 
daß sich etwas in der Position der Pol»' 
tiker geändert hat: Dies sind die Früd»' 
te des Befreiungskampfes. Ich bin d*' 
von überzeugt, daß dies davon komit^ 
daß es sich für die Türkei unmöglich ge' 
zeigt hat, die PKK militärisch zu beste' 
gen. (...)

Wir sind viele Freunde von Kurdistap 
in Norwegen. Und ich werde weiter fü» 
eine breitestmögliche Unterstützung 
für den kurdischen Befreiungskampf 
beiten, unabhängig davon, welchf 
Kampfmittel sich als notwendig zeigd*-

Es lebe der kurdische Befreiung5' 
kampf! Es lebe Kurdistan!

Henning Voscherau, Hamburger Bürgermeister 
Grußwort

Den Teilnehmern der friedlichen P 
monstration „Frieden jetzt“ übermitt» 
ich die Grüße des Hamburger Bürge1 
meisters. .,

Für viele Konfliktherde der Welt, in J . 
goslawien, in Irland, in Israel bemüh 
sich die Beteiligten und die Völkel x 
meinschaft um eine friedliche Lösuh; 
auf der Grundlage politischer & 
spräche sowie der Beachtung der 
geln des Völkerrechts oder der P 
Schlüsse der Vereinten Nationen.

Gewaltlosigkeit, Selbstbestimmung 
recht und Menschenrechte müs<t 
überall auf der Erde alltägliche Rea#^ 
werden - auch in den Staaten, in de»1^ 
die Siedlungsgebiete des kurdisch 
Volkes liegen. r

Diesem Ziel gelten meine besten Wl1
sehe. n

Ich rufe dazu auf, dieses Ziel fried»ll/ 
im Rahmen der Gesetze zu verfolgen*
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ordnete der norwegischen Christlichen Volkspartei, Ulla Jelpke (MdB, PDS), Hans 
Branscheidt (medico international); der Hamburger Bürgermeister Voscherauund 
die Gewerkschaften HBVund ÖTV hatten Grußbotschaften übersandt. Getragen 
wurde die Veranstaltungen zahlreichen kurdischen Organisationen und einem 
breiten Spektrum politischer Kräfte aus der BRD, darunter mehrere Hamburger 
Einzelgewerkschaften, Landesverbände von Bündnis 90/Die Grünen und der PDS,

Mitglieder und Arbeitskreise der SPD, Gruppen der Friedensbewegung sowie 
kirchliche Gruppen. Die Kundgebung wurde zu einem großen Fest, zu dem viele 
kurdische Künstlerinnen und Künstler und auch ein deutsches Streichquartett 
beitrugen. Für viele kurdische Familien bot die Großveranstaltung auch die Ge­
legenheit, sich, oft erstmals nach vielen Monaten oder gar Jahren, wiederzusehen 
und miteinander zu feiern. (Bilder: res)

Ulla Jelpke, MdB PDS
Sofortige A ufhebung des PKK- Verbots
Ich freue mich sehr, daß wir heute ge­
meinsam hier in Hamburg „für ein fried­
liches und gleichberechtigtes Zusam­
menleben des kurdischen und türki­
schen Volkes“ demonstrieren können. 

, Das ist - wie wir alle wissen - nicht ge­
rade eine Selbstverständlichkeit in die­
sem Land. Erst vor wenigen Monaten 
wurden wir Augenzeugen oder direkt 
Betroffene eines ungeheuren bundes­
weiten Polizeieinsatzes, der aber auch 
an den BRD-Grenzen keinen Halt 
machte. Die unvergleichliche Hetze gip­
felte in Behauptungen der Polizeige­
werkschaft, es gäbe die Absicht von kur­
discher Seite, nun auf Polizisten . zu 
schießen. Außenminister Kinkel heizte 
die Stimmung dadurch an, daß er in der 
Öffentlichkeit darüber schwadronierte, 
die PKK habe Morddrohungen gegen 
ihn gerichtet. Das ist Rassismus pur, der 
dazu dienen soll, die Menschen in die­
sem Land gegeneinander aufzuhetzen. 
Das muß ein Ende haben!

Die Herrschenden benutzten diese 
von ihnen provozierte kurdenfeindliche 
Stimmung für eine Verschärfung des 
Ausländerrechts. In jenen Tagen durfte 
dementsprechend auch jede und jeder 
mal kräftig zuschlagen mit Vorschlägen, 
wie sich die BRD möglichst schnell der 
Ausländerinnen und Ausländer hier 
entledigen kann. Pläne hierzu liegen 
schon lange in den Schubläden dieser 
Damen und Herren und noch länger in 
deren Köpfe.

Erst am Mittwoch dieser Woche ver­
suchten die Regierungsparteien CDU/- 
CSU und FDB ihr Gesetzes-Horrorpa­
ket durch den Innenausschuß zu peit­
schen. Was ihnen aber durch den mas­
siven Protest der Oppositionsparteien 
erst einmal nicht gelang. Die Bundesre­
gierung ist auf dem besten Wege, sich 
von einer an Menschenrechten orien­
tierten Politik zu verabschieden. Sie in­
strumentalisiert die Folter in der Türkei 
für ihre innenpolitische Abschrek- 
kungsstrategie.

Ich fordere: Keine Verschärfungen der 
sowieso schon diskriminierenden und 
die Rechte von „Ausländerinnen“ und 
„Ausländem“ eingrenzenden Sonderge­
setze. Abschiebungen von Kurdinnen 
und Kurden als auch von türkischen Op­
positionellen in die Türkei müssen so­
fort beendet werden.

(...)
Damit sich in der BRD alle an der Dis­

kussion um eine politische und friedli­
che Lösung in Kurdistan beteiligen kön­
nen, ist die Meinungsäußerungs- und 
Versammlungsfreiheit unbedingte Vor­
aussetzung. Ich fordere deshalb die so­
fortige Aufhebung des sog. PKK-Ver­
bots.

Kämpfen wir weiter gemeinsam gegen 
das Schweigen, gegen Gleichgültigkeit, 
Unterdrückung und Ausbeutung welt­
weit.

Es lebe Kurdistan! Es lebe die inter­
nationale Solidarität!

ERNK
Lösung der Konflikte mit Deutschland durch 
politischen Dialog
(...) Das kurdische Volk und seine 
Avantgarde, unsere Partei, die PKK, 
kämpft seit 13 Jahren ununterbrochen. 
Unser Land Kurdistan und der Nahe 
Osten werden zum ersten Mal Zeuge ei­
nes derartigen ununterbrochen und 
lang geführten Kampfes. Der Kampf des 
kurdischen Volkes trägt in einem nicht 
zu unterschätzenden Maße auch zu der 
Befreiung des türkischen Volkes, der 
Völker und der Menschheit bei. Die Tür­
kische Republik befindet sich in der un­
umkehrbaren Situation der Niederlage. 
Der türkische Staat und seine Armee er­
leben die erfolgloseste und dunkelste 
Phase seit ihrer Gründung. Seine ge­
genwärtige Politik ist trotz der gerade 
gebildeten Koalitionsregierungen und 
jeglicher Ablenkungsmanöver in eine 
Sackgasse geraten. Die ökonomische 
Krise des Spezialkriegsregimes führt 
die unaufhaltsame Auflösung der Tür­
kischen Republik deutlich vor Augen. 
Die Außenpolitik und das mit Israel ge­
schlossene Abkommen bedeuten nichts 
anderes, als die Türkische Republik 
zum Verkauf anzubieten. Der politische 
Vorstoß unserer Partei, 
der mit der Waffenstill­
standserklärung be­
gonnen hat, hat die Au­
torität des türkischen 
Staates im internatio­
nalen Rahmen wir­
kungslos gemacht. (...)

Die Botschaft von 
Euch Zehntausenden, 
die sich hier in Ham­
burg versammelt ha­
ben, ist offen und klar. 
Das kurdische Volk ist 
'zu jeder Zeit darauf be­
dacht, mit keinem eu­
ropäischen Staat in 
Konflikt zu geraten. 
Diese Haltung wird 
auch weiterhin fortbe­
stehen. Die Konflikte 
mit Deutschland kön­
nen nicht mit Gewalt 
und mit Vorurteilen, 
sondern nur durch Dia: 
log gelöst werden. Dies 
befürworten wir. Die 
Lösung der Konflikte 
durch politischen Dia­
log wird unseren Völ­
kern nicht zum Nach­

teil, sondern zum Vorteil sein. Diesbe­
züglich wird die ERNK und das kurdi­
sche Volk alles im Rahmen ihrer Mög­
lichkeiten beitragen. Daß wir das Glei­
che vom deutschen Staat fordern, be­
weisen wir mit der heutigen Demon­
stration und Kundgebung.

Hans Branscheid, medico international, Hanno­
veraner Appell
Unsere Botschaft von dieser Demonstration ist 
eine an den Innenminister
(...) Es ist bekannt, daß Folter herrscht. 
Es ist geläufig, daß Menschen vertrieben 
werden. Es ist allgemein dokumentiert, 
was die Bundesregierung an Waffen, 
Krediten, Ausbildungsleistungen, Son­
derhaushalten und touristischer Förde­
rung tut und getan hat, um das Unrecht 
zu fördern, dessen Durchführung auf ei­
nen tendenziellen Völkermord hinaus - 
läuft.

Wir brauchen das nicht immer wieder 
zu sagen. Wir müssen jedoch erklären, 
daß deswegen die Verbote sich ereigne­
ten. Daß kurdische Zentren, Vereine, 
Zeitungen und eben auch Demonstra­
tionen verboten werden mußten, weil 
die Wahrheit so äußerst unangenehm 
war. Die Verbote und Repressalien ha­
ben eine Logik. Sie sollten die Täter 
schützen und jene, die ihnen mit Beihil­
fe zur Verfügung standen.

Und genau das ist ihnen nicht gelun­
gen: Wir sind heute hier zusammen und 
durchbrechen die undemokratischen 
Verbote der Vergangenheit. Und das ist 

das Entscheidende, was sich auch heu­
te hier schon zeigt, unsere Botschaft 
von dieser Demonstration ist eine an 
den Innenminister.

Die Botschaft lautet: Ihre Verbote gel­
ten nicht mehr! Sie verstoßen gegen die 
Grundrechte. Sie hindern eine friedli­
che politische Lösung für Kurdistan. Sie 
führen auch international zu einer Iso­
lierung der Position der Bundesregie­
rung.

Der Appell von Hannover ist ein erster 
großer Zusammenschluß von Bürgerin­
nen und Bürgern und Prominenten und 
Menschen des öffentlichen Lebens, die 
mit ihrem Namen und ihrer Unterschrift 
klar machten, daß kein Verbot mundtot 
machen kann gegenüber der Forderung 
auf eine soziale, demokratische und ge­
rechte politische Lösung für alle Kurd­
innen und Kurden, auf Demokratie und 
Freiheit für alle Menschen der Türkei 
und des Nahen Ostens ...

Der Appell von Hannover wird nun 
auch zu einem von Hamburg und dem­
nächst auch zu einem von Bonn: „Sie 
werden nicht mehr länger verhindern 
können, daß auf der historischen und 
politischen Tagesordnung die Forde­
rung nach Frieden und Gerechtigkeit 
für Kurdistan stehen wird, ohne die es 
keinen Frieden im ganzen Nahen Osten 
geben wird.“

Verstehen Sie endlich, worum es geht: 
Freiheit für Kurdistan, Freiheit für 
Kurdinnen und Kurden in Deutschland. 
Ohne Abschiebungen und Verbote. Ler­
nen Sie diese Lektion schnell. Denn die 
Zeit arbeitet gegen Sie, nicht gegen uns.

Die kurdische Demokratie wird Tatsa­
che und Wahrheit werden!

Grußbotschaft von HBV und ÖTV Hamburg 
Einschneidende Änderung der deutschen Türkei­
politik notwendig
(...) Wir treten gemeinsam mit Euch ein 
für die Beendigung des Krieges und ein 
friedliches und gleichberechtigtes Zu­
sammenleben des kurdischen und tür­
kischen Volkes. Wir unterstützen die im 
Appell von Hannover erhobenen Forde­
rungen, insbesondere die Verpflichtung 
aller Staaten der Europäischen Unkon, 
den Prozeß der Demokratisierung in der 
Türkei zu unterstützen und die unver­
zichtbare Achtung der Menschenrechte 
mit allen geeigneten Mitteln durchzu­
setzen. Dazu gehört, die wirtschaftliche 
Kooperation und Lieferung militäri­
scher Güter von einer friedlichen Lö­
sung der Kurdenfrage abhängig zu ma­
chen.

Dazu ist vor allem eine einschneiden­
de Änderung der deutschen Türkeipoli­
tik notwendig, die konkrete Bedingun­
gen für eine politische Losung benennt 
und die Beendigung des Krieges zur 
Voraussetzung macht. (...)
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Am 31.1.96 drohte der Konflikt um die 
griechischen Ägäisinseln militärisch zu 
eskalieren. In der Nacht hißten türki­
sche Nationalisten auf der unbevfohn 
ten Felseninsel Imia die türkische Fah­
ne. Auf Druck der Nato zogen Grie 
chenland und die Türkei ihre aufgefah 
renen Kriegsschiffe ab. Wenig spätei 
hielten die USA, Albanien und die Tür­
kei außerhalb des Natorahmens ge 
meinsame Seemanöver ab. Ende Mai 
verschärfte der türkische Außenmini 
ster Gönensay den Konflikt, als er der 
Status der von 300 Griechen bewohnter. 
Insel Gavdos an der Südküste Kretas ir 
Zweifel zog. Gavdos gehöre zu den In­
seln, die man „überprüfen“ müsse, sie 
läge in einer „Grauzone“. Während ir 
Genf Sonderbotschafter Griechenlands 
und der Türkei auf Forderung der Nato 
Sondierungsgespräche für ein Treffer 
ihrer Außenminister am Rande der Ber­
liner Natotagung führten, rammte eil 
türkisches Kriegsschiff ein griechisches 
Patrouillenboot nur 400 Meter von Imis 
entfernt. Daraufhin sagte die Athenei 
Regierung die Berliner Gespräche ab. 
Zur Zeit führt die türkische Marine See­
manöver in der östlichen und südöstli­
chen Ägäis durch. Griechenland ver­
setzte seine See- und Luftstreitkräfte ir 
erhöhte Alarmbereitschaft.

Seit Jahren erhebt die Türkei An­
sprüche auf die griechischen Inseln, die 
der türkischen Küste vorgelagert sind. 
Schon mit ihrer Zyperninvasion 1974 
versuchte die Türkei, die Ägäisgrenzen 
neu zu ziehen. Der damalige türkische 
Ministerpräsident Irmak erklärte: „Die 
Hälfte der Ägäis gehört uns, alle Welt 
muß das wissen.“ Die ehemalige Mini­
sterpräsidentin Ciller, ihr Außenmini­
ster Cetin und der türkische General­
stab weiteten diese Ansprüche im letz­
ten Jahr auf die gesamte Ägäis aus und 
forderten eine Revision völkerrechtli­
cher Abkommen. Die Inseln waren nach 
den griechischen Befreiungskriegen von 
der osmanischen Herrschaft Anfang des 
19. Jh., dem türkischen Balkankrieg An­
fang des 20. Jh. und dem Friedensver­
trag von Lausanne 1923 als griechisches 
Territorium anerkannt worden. Hinter­
grund des Konflikts sind reiche Ölvor- 

. kommeninder Ägäis, die z.T. schon heu­
te von Griechenland ausgebeutet wer­
den, sowie der strategisch wichtige Zu­
gang zu den Meerengen zwischen Mit' 
telmeer und Schwarzen Meer.

Vom 10. bis 13.6. besuchte der griechi' 
sehe Staatspräsident Stefanopoulos (W 
BRD. Die griechische Regierung erhoff' 
te sich von Kohl und Kinkel eine klar6 
Stellungnahme. Sie wurde enttäuscht- 
Die Bonner Regierung erklärte ih{e 
„strikte Neutralität“, kritisierte aber diß 
„Blockadehaltung“ Griechenlands ge' 
genüber der Türkei in EU und Europa 
rat und forderte von Griechenland 
Freigabe einer 700 Mill. ECU-Beihilfe fu 
die Türkei. Wenige Wochen zuvor hat^ , 
die Bundesregierung eine weitere VU 
terstützung des türkischen Flottenbau 
Programms bekanntgegeben. Der 
chische Ministerpräsident Simitis e 
klärte nun, daß sein Land entschloss 
sei, sich notfalls auch militärisch u
die türkische Aggression“ zur Weltf 
setzen. Dazu sollen Luftwaffe und LU 
abwehr weiter gerüstet werden. AU 
behalte sich Griechenland die ErwelLt 
ning seines Hoheitsgebietes in 
Ägäis auf die völkerrechtliche 
meilenzone vor. In der Türkei nutzt d, 
türkische Regime diesen Konflikt zu 
ner nationalistisch-chauvinistisch^
Kampagne, die auch über die Zerriß 
tung der türkischen Gesellschaft dur 
den Krieg in Kurdistan hinwegheh;, 
soU.
Quellen: At hener Zeitung vom 31.5.96. Atn 
News vom 2.6.96, Der Tagesspiegel vom 1U-0 ’

Ende Mai zerbrach die kaum drei Mo­
nate alte Regierungskoalition von 
ANAP und DYR die Yilmaz und Ciller 
auf Druck der Militärs gebildet hatten. 
Es war eine Regierung, in der Militärs, 
Polizeichefs und zwei ehemalige Super­
gouverneure der kurdischen Provinzen 
in den zentralen Regierungsämtem wie 
Bildung, Justiz, Polizei und Inneres 
saßen.

Jetzt favorisiert die in der Türkei herr­
schende Feudal- und Militärclique die 
Bildung einer Allparteienregierung un­
ter Beteiligung der islamistischen Re­
fah-Partei unter Führung Erbakans, die 
die stärkste Parlamentsfraktion stellt. 
Gerade in den Kommunalwahlen kam 
deutlich zum Ausdruck, daß die Regie­
rungskoalition ihren Anhang unter den 
Arbeitern und Bauern verliert. Die Re­
fah-Partei ging in den Kommunalwah­
len als Siegerin hervor und regiert in den • ganzer Landstriche verlagert den Kon- 
Großstädten Ankara, Istanbul und Iz­
mir. Auch unter den in Kurdistan sta­
tionierten Militärs und unter der kurdi­
schen Bevölkerung gewinnt sie mit ih­
rer Parole „gegen den Bruderkrieg in 
Kurdistan“ zunehmend Anhänger­
schaft.

Die von der Refah-Partei geförderte 
nationalistisch-islamische Bewegung

‘Auf einer Sitzung des Ministerrates 
vom 26. Mai in Diyarbakir versuchte die 
Regierung zu reagieren. Sie legte einen 
„Regierungsbericht zur kurdischen Fra­
ge“ vor, den die Militärs im Nationalen 
Sicherheitsrat abgesegnet hatten. Der 
Bericht handelt von der PKK, dem kur­
dischen Exilparlament und seinen di­
plomatischen Anstrengungen, dem kur­
dischen Fernsehsender MED-TV der 
Lage in den Gefängnissen und der Si­
tuation der kurdischen Bewegungin der 
Bundesrepublik Deutschland. Soweit

soll die tiefen Risse in der türkischen 
Gesellschaft kitten helfen, die der Krieg 
des türkischen Regimes in Kurdistan 
gegen die PKK und die Zivilbevölkerung 
gerissen hat. Der türkische Staatshaus­
halt ist dem Krieg in Kurdistan unter­
geordnet. Über 70 Mrd. Dollar Aus­
landsschulden lassen die Inflation nicht 
zum Stillstand kommen. Die Regierung 
Yilmaz-Ciller beschloß weitere Lohn­
senkungen, Erhöhung von Steuern und 
Preisen von Grundnahrungsmitteln. 
Eine Wiederaufnahme des Wirtschafts­
lebens in den kurdischen Provinzen ist bekannt ist, sollen „kurdische Person­
nicht in Sicht. Die Regierung weigerte 
sich, auf das Waffenstillstandsangebot 
der PKK auch nur irgendwie einzuge­
hen. Jeder Tag Krieg, jedes Bombarde­
ment in Südkurdistan kostet Millionen.
Die Flucht kurdischer Menschen in dem 
Westen der Türkei vor der Zerstörung

flikt auch zunehmend in den Westen der 
Türkei. Eine Verbindung mit den Arbei­
terkämpfen in der Türkei will das Militär 
unter allen Umständen verhindern. Die 
zunehmende Drangsalierung soll den 
türkischen Arbeitern und Bauern mit 
Chauvinismus und Nationalismus ge­
paart mit den islamischen Parolen der 
Refah-Partei nahegebracht werden.

lichkeiten“ gesucht; „Bewegungsfrei­
heit für bestimmte kurdische Organisa­
tionen“ gewährt und ein kurdisches 
Fernsehen gegründet werden. Für einen 
Regierungsfemsehsender, der von 
Diyarbakir ausgestrahlt werden soll, 
wurden 20,6 Mio. DM zur Verfügung ge­
stellt worden. Keinesfalls ist an ein Ende 
des Krieges in Kurdistan gedacht. Der 
Ausnahmezustand wurde verlängert, 
die Armee marschierte über die iraki­
sche Grenze nach Südkurdistan und 
auch für zwei Tage über die syrische 
Grenze nach Südwestkurdistan ein. 
Eine Regierungsbeteiligung der Refah- 
Partei soll diesen Krieg auch weiterhin 
ermöglichen.

Hungerstreik in den 
türkischen Gefängnissen 
dauert an
Seit dem 27. Mai befinden sich Tau­
sende kurdische und türkische politi­
sche Gefangene in 40 Gefängnissen im 
teilweise unbefristeten Hungerstreik. 
Sie fordern in einem 32-Punkte-Kata- 
log menschenwürdige Behandlung, 
Schluß mit der Folter, Ablösung des Ju­
stizministers Mehmet Agar, keine Ein­
lieferung der über 10.000 politischen 
Gefangenen in die Einzelzellen der 
neuen Hochsicherheitsgefängnisse so­
wie die sofortige Beendigung des Krie­
ges und der Zerstörungen in Kurdi­
stan.

Der Hungerstreik war von PKK-Ge­
fangenen im Staatssicherheitsgefäng­
nis von Diyarbakir begonnen worden. 
Am 6. Juni wurden sie Polizei- und Jan- 
darama-Einheiten überfallen und z.T. 
schwer verletzt.

Der Zustand vieler hungerstreiken­
der Gefangener verschlechtert sich zu­
nehmend. Eine medizinische Behand­
lung erhalten sie nicht.

I In der Türkei und in Kurdistan wird 
der Hungerstreik unterstützt von An­
gehörigen, Parteien wie der HADER 
EP und ÖDR Gewerkschaften und der 

I türkischen Friedensbewegung. Versu­
che, am Rande der Habitat-Konferenz 
in Istanbul auf die Situation in den Ge­
fängnissen aufmerksam zu machen, 
wurde von der Polizei auseinanderge­
schlagen.

Am 18. Juni wollten Mitglieder des 
Menschenrechtsvereins IHD, des Ver- 

I eins Fortschrittlicher Juristen sowie 
der Gewerkschaftsplattform KESK 
ein Telegramm vom Postamt Sirkeci in 
Istanbul zum Justizministerium in An­
kara schicken. Die Polizei riegelte den 
Stadtteil ab und nahm 30 Leute fest.

In der Bundesrepublik finden Soli da - 
ritütshungerstrelks von Kurden und 
Türken in Berlin, Bonn, Frankfart und 
Stuttgart statt.

In Bonn versuchten die Hungerst rcl- 
kendon dem UN*Gcneralsekretür Bu- 
tros Ghali auf einer Pressekonferenz 
Während seines BRD-Bcnuchs eine Do­

kumentation zu überreichen. Dagegen 
griff die Polizei ein und nahm 19 Leute 
fest. (rub)

Jetzt soll auch die HADEP 
verboten werden
Das türkische Regime rückt keinen 
Millimeter von seiner Massakerpolitik 
in Kurdistan ab. Gerade beschloß das 
Parlament die Verlängerung des Aus­
nahmezustands in den kurdischen 
Provinzen; die türkische Armee drang 
wieder über die irakische Grenze nach 
Südkurdistan ein und Anfang Juni 
auch für zwei Tage über die syrische 
Grenze nach Südwestkurdistan in der 
Nähe von Afrin. Jetzt will das türkische 
Regime die sich gegen den Krieg in 
Kurdistan formierende Oppositions­
bewegungzerschlagen. Als Angriffsziel 
hat sie sich die HADEP genommen, die 
den einseitigen Waffenstillstand der 
PKK begrüßt und die Einleitung eines 
Friedensprozesses in Kurdistan for­
dert.

In den Abendstunden des Sonntag 
überfielen türkische Sicherheitskräfte 
den Parteikongreß der HADEP in An­
kara, fast der gesamte Parteivorstand 
wurde verhaftet. Mit unglaublicher 
Brutalität prügelten die Sicherheits­
kräfte auf die Delegierten ein. Rund 200 
Menschen sollen teilweise schwer ver­
letzt sein. Drei Delegierte wurden auf 
dem Weg in ihre Heimatorte regelrecht 
hingerichtet, das HADEP-Büro in Iz­
mir durch ein Bombenangriff zerstört. 
Als Vorwand für diese Brutalitäten hat­
ten die Sicherheitsbehörden das Zei­
gen von Fahnen der kurdischen Befrei­
ungsbewegung ERNK genommen.

Es folgt eine Presseerklärung der 
Kurdistan Informations-Zentrums aus 
Köln, (rub)

„Erneut begeht der türkische Staat 
schwere Mcnschenrechtsverietzungen 
on der Zivilbevölkerung. Nach dem er­
folgreich durchgeführten HADEP- 
Kongreß in Ankara griffen die Sicher- 
heitskräfle mit unbeschreiblicher Ge­

walt die Delegierten an. Diese Angriffe 
wurden von langer Hand vorbereitet, 
denn kurz davor sagte der Innenmini­
ster Ülkü Güney nach einer Sitzung in 
Fragen der Sicherheit: „Wir werden das 
Notwendige tun“, parallel hierzu ließ 
die Staatsanwaltschaft wissen, daß sie 
„Strafverfolgungsmaßnahmen einge­
leitet haben“.

Murat Bozlak, Vorsitzender der HA­
DER und weitere 30 Führungsmitglie­
der der Partei wurden provokativ fest­
genommen und befinden sich weiter­
hin in Haft. Somit ist dieser Angriff ein 
weiteres Glied in der Kette der Angrif­
fe auf HEP und DER die verboten wur­
den.

Die Angriffe begannen am 23.6. um 
23.00 Uhr, nachdem die Polizei das Ge­
bäude unter Blockade nahm. An­
schließend wurden Führungsmitglie­
der der HADEP ohne ersichtlichen 
Grund verhaftet. Um 4.00 Uhr am 24.6. 
wurde der Vorsitzende der HADER 
Murat Bozlak, verhaftet. Die anwesen­
den Delegierten protestierten friedlich 
vor dem Kongreßgebäude gegen diese 
Willkürmaßnahmen, woraufhin die Si­
cherheitskräfte mit unsagbarer Bruta­
lität die Delegierten mit Schlag­
stöcken verprügelten. Journalisten der 
Zeitungen Demokrasi, Milliyet und 
TGRT wurden auch verprügelt, die 
Filmaufnahmen der Demkrasi-Jour­
nalisten wurden beschlagnahmt.

Weitere Delegierte, die sich mit dem 
Bus auf dem Rückweg befanden, wur­
den in der Nähe von Kayseri durch eine 
schwerbewaffnete lOköpfige Konter- 
guerilla-Einheit aufgehalten, aus dem 
Bus abgesetzt und mit MGs nieder­
gemäht. Hierbei wurden Hulusi Kul, 
Vorstandsmitglied der HADEP von 
Bahcelievler, Mehmet Kaya, Vor­
standsmitglied der HADEP von Elbi- 
stan, und Mustafa Öztürk, ehemaliger 
Vorsitzender der HADEP in Elbistan, 
getötet. Mehmet Kisa wurde bei die­
sem Angriff schwer verletzt und befin­
det sich seitdem in Lebensgefahr. In­
folge dieser Angriffe und Mißhandlun­
gen sind hunderte von Zivilisten 
schwer verletzt und verhaftet worden. 
(...)
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Fortsetzung der Straflosigkeit? Honduras - Reform­
projekt in Gefahr

Glaubt man den Worten von Ricardo 
Lagos, dem honduranischen Botschaf­
ter in der Bundesrepublik, so haben seit 
dem Antritt der „sozialdemokrati­
schen“ Regierung unter Präsident Car­
los Roberto Reina im Januar 1994 keine 
Menschenrechtsverletzungen mehr 
stattgefunden.

Übergriffe gegen Angehörige linker 
Oppositionsgruppen - zu denen sich der 
Botschafter früher selber einmal rech­
nete - haben tatsächlich abgenommen, stavo Alvarez Martinez die sogenannte 
Dies sollte jedoch nicht darüber hin- ‘“ - - - -
wegtäuschen, daß in Honduras andere 
Formen von Menschenrechtsverletzun­
gen weiterhin an der Tagesordnung 
sind.

In den Städten gehen Polizei und pri­
vate Sicherheitsdienste willkürlich ge­
gen Straßenkinder und Jugendbanden 
vor; wobei es immer wieder zu Todesfäl­
len kommt. In der Maquiladora-Indu- 
strie, den Weltmarktfabriken, die in den 
letzten zehn Jahren zu einem bedeu­
tendem Wirtschaftssektor in Honduras 
geworden sind, sind gravierenden Ver­
letzungen von Arbeitsrechten an der 
Tagesordnung: In einigen Bekleidungs­
betrieben werden den beschäftigen 
Frauen zwangsweise Abtreibungssprit- 
Sen verabreicht, damit für die Betriebs­
besitzer keine „unerwarteten“ soziale 
Abgaben entstehen.

Das historisch, juristisch oder sozial 
begründete Recht an Landeigentum 
vieler Bauern- und Indigena- Gemein­
den wird bis heute mit militärischer Ge­
walt oder durch bürokratische Hinder­
nisse in der Agrarreformbehörde unter­
bunden. In vielen Fällen sind hochran­
gige Militärs oder selbst Angehörige der 
liberalen Regierungspartei Besitzer von 
Ländereien, die den Gemeinden ge­
hübt wurden.

Wo Bauemfamilien das Recht an aus­
reichendem Land zur Eigenversorgung 
verwehrt wird, was vor allem in den in­
dianischen Regionen der Fall ist, sind in 
den letzten Jahren Hungersnöte und 
Epidemien zur Alltäglichkeit geworden.

Darauf, daß es auch positiven Verän­
derungen unter der Regierung Reinas 
gibt, sollte jedoch auch hingewiesen 
Werden. Aufgrund der Proteste zahlrei­
cher ziviler Gruppen führte Präsident 
Heina im letzten Jahr einen freiwilligen 
Wehrdienstes ein, um das jegliche Rech­
te mißachtende System der willkürli­
chen Zwangsrekrutierungen zu unter­
binden. Gleichzeitig wurde die Krimi­
nalpolizei aus dem Machtbereich der 
Armee herausgelöst und einem zivilen 
Ministerium unterstellt. Die Verantwor­
tung der ehemals militärischen Krimi­
nalpolizei für zahlreiche Menschen­
rechtsverletzungen ist im Wahrheitsbe­
richt „Die Taten sprechen für sich 
selbst“, der sich mit den Fällen von 197 
verschwunden Personen zwischen 1980 
Und 1993 befaßt, dokumentiert.

Vor allem dem unabhängigen Men­
schenrechtskomitee CODEH, den An­
gehörigen der Verschwundenen und ei­
nem mutigen Richter ist es zu verdan­
ken, daß vor einem Jahr ein Gerichts­
verfahren gegen zehn Offiziere eröffnet 
Wurde, die 1982 an der Entführung und 
Folterung von sechs Studentinnen be­
teiligt waren.

Dieses Verfahren ist vorerst der letzte 
Höhepunkt in der Auseinandersetzung 
zwischen zivilen Emanzipationsbestre­
bungen und militaristischen Tendenzen 
in der honduranischen Gesellschaft.

Um diese Entwicklung zu verstehen, 
ist ein Blick in die jüngere Geschichte 
von Honduras sinnvoll.

Anfang der 80er Jahre wurde Hondu­
ras von der US-Regierung zum Bollwerk 
gegen den „Kommunismus“ und die Be-

freiungsbewegungen in den Nachbar­
ländern ausgebaut. Dazu mußte Hon­
duras nach außen als „demokratischer“ 
Staat dargestellt werden; gleichzeitig US-Regierung ihre Militärhilfe von 21 
bedurfte es aber auch einer Unter­
drückung der honduranischen Massen­
bewegungen, die sich der militärischen 
Präsenz und politischen Fremdbestim­
mung der USA widersetzten. Dafür wur­
de unter dem Vorsitz des 1982 zum Ar­
meechef aufgestiegenen General Gu-

kam, konnten mit Hilfe des Militärs un­
terdrückt werden.

Zwischen 1990 und 1993 reduzierte die
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„Allianz für den Fortschritt in Hondu­
ras“ (APROH) gebildet. Dieses paralle­
le Regierungsgremium bestand aus ul­
trarechten Politikern, Unternehmern 
und Generälen und koordinierte die Re­
pressionsmaßnahmen. General Alvarez 
schuf das berüchtigte Sonderbataillon 
3-16, das zusammen mit der Kriminal­
polizei zum Hauptverantwortlichen für 
die zahlreichen Menschenrechtsverlet­
zungen, politischer Morde und „ver­
schwundenen“ Personen in Honduras 
wurde. Im März 1984 wurde General Al­

Indianerfrauen protestieren gegen die Repression

varez aufgrund innerer Streitigkeiten in 
der Armeeführung abgesetzt und fünf 
Jahre später ermordet. Viele ehemalige 
APROH-Mitglieder haben bis heute ei­
nen starken Einfluß im politischen und 
wirtschaftlichen Leben behalten. Zwi­
schen 1982 und 1992 erhielt Honduras 
510 Mio. Dollar Militärhilfe aus den 
USA. Die hochgerüstete und von CIA- 
Agenten beratene honduranische Ar­
mee ließ sich wiederholt zu Angriffen auf 
Nicaragua anstacheln, beteiligte sich an 
Massakern an salvadorianischen 
Flüchtlingen und wurde zur Unter­
drückung der honduranischen Volksbe­
wegungen eingesetzt. Gleichzeitig ge­
währte die US-Regierung dem hondu­
ranischen Staat eine großzügige Wirt­
schaftshilfe, die diesen auf lange Zeit 
stabilisierte.

Es ist jedoch anzumerken, daß trotz 
allem die honduranische Verfassung nie 
außer Kraft gesetzt wurde und formal 
eine alle vier Jahre neugewählte Regie­
rung antrat. Dies ist ein wesentlicher 
Unterschied zu den Nachbarländern, 
wo Bürgerkriege herrschten und Men­
schenrechtsverletzer in Uniform häufig 
in den Genuß politischer Amnestien ka­
men.

Gegen Ende der 80er Jahre entspann­
te sich die Situation in Mittelamerika. 
Dies bedeutete für Honduras ein Rück­
gang der Unterstützungsgelder aus den 
USA und die Notwendigkeit, andere Fi­
nanzquellen zu erschließen.

Im November 1989 gewann das ehe­
malige APROH-Mitglied Rafael Callejas 
von der Nationalen Partei die Wahlen. 
Als Präsident schlug er einen strengen 
neoliberalen Kurs ein, um beim Inter­
nationalen Währungsfond und der Welt­
bank kreditwürdig zu werden. Proteste 
und Streiks gegen den neoliberalen 
Kurs, der im Agrarsektor einer Kriegs­
erklärung an Genossenschaften und in­
dianischen Dorfgemeinschaften gleich-

Fahrzeugen ohne Nummernschild auf 
ein nahegelegenes Polizeigefängnis im 
Stadtteil El Manchen gebracht. Nach 
wenigen Stunden wurde der Anwalt 
freigelassen; die Studentinnen wurden 
bis zum Abend ohne Kontakt zur 
Außenwelt in einer Zelle gefangen ge­
halten und dann mit verbundenen Au­
gen und gefesselt an einen unbekannten 
Ort gebracht.

Dort wurden die drei jungen Männer 
und Frauen mehrere Tage lang ohne Es­
sen festgehalten. Sie wurden gefoltert, , - 
Scheinhinrichtungen ausgesetzt und 
immer wieder über ihre politischen Ak­
tivitäten ausgefragt. Am vierten Tag 
wurden sie an einen anderen Ort ge­
bracht, wo ein Angehöriger der Streit­
kräfte um Entschuldigung für die Vor­
fälle bat und die Gruppe aufforderte, 
nicht an die Öffentlichkeit zu gehen, um 
„Probleme für die Streitkräfte zu ver­
meiden“. Danach wurden vier von ihnen 
freigelassen.

Milton und sein FUR-Kollege Adän 
Guillermo Löpez Lone wurden wieder in 
das Gefängnis im Stadtteil El Manchen 
gebracht. Am 7. Mai wurde ihnen mit­
geteilt, daß sie wegen des Verbrechens 
„totalitärer und zersetzender Aktivitä­
ten gegen die republikanische, demo­
kratische und repräsentative Regie­
rungsform zum Nachteil des hondura­
nischen Staates“ angeklagt seien. Nach 
sechs Tagen wurden sie auf Kaution frei­
gelassen. Im November 1983 stellte das 
Strafgericht den Prozeß ein.

Die zum Teil im Ruhestand befindli­
chen Offiziere Billy Joya, Jesus Trejo 
und Alexander Hernandez, die zu den 
zehn Angeklagten gehören, haben sich 
ihrer Verantwortung entzogen. Seit Ok­
tober halten sie sich versteckt. Billy 
Joya hat im März einen eigenen „Wahr­
heitsbericht“ mit Insider-Informatio­
nen aus dem militärischen Geheim­
dienst veröffentlicht, in dem ihre Akti­
vitäten in den 80er Jahren gerechtfer­
tigt werden.

Der Chef der neuen zivilen Kriminal­
polizei Wilfredo Alvarado erklärte An­
fang Mai, „sie wüßten, wohin die Offi­
ziere geflohen seien - doch sie könnten 
die Flüchtigen nicht festnehmen, weil 
sie ein Blutbad verhindern wollten“. Er 
bat den im Januar neu angetretenen 
Oberbefehlshaber der Armee, Hung Pa- 
checo, der bis 1993 selber Polizeichef 
war, die flüchtigen Offiziere „zu präsen­
tieren“.

Hier erweist sich die neue zivile Insti­
tution in ihrer ersten Bewährungsprobe 
nicht gerade als sichere Stütze im Pro­
zeß der Entmilitarisierung der hondu-

auf 2,7 Mio. Dollar, weil sie die hondura­
nische Armee als Unterdrückungsin­
strument und antikommunistisches 
Bollwerk immer weniger benötigte. Da 
der Armeeführung ihre traditionellen 
Einkünfte aus dem illegalen Drogen- 
und Waffengeschäft nicht ’ genügten, 
baute sie ihre Vormacht in politischen 
Institutionen und in legalen Geschäfts­
bereichen weiter aus. Über ihren Ren­
ten- und Investitionsfond gehört der Ar­
mee die staatliche Telefongesellschaft 
und Zementproduktion, außerdem 
Banken, Versicherungen, Ausbildungs­
zentren und vieles mehr.

Solange Streit- und Sicherheitskräfte 
ihre Waffen gegen die Volksbewegungen 
einsetzten, geschah dies mit Unterstüt­
zung der herrschenden Klasse. Seit die 
Armee aber damit anfing, auch An­
gehörige der Oberschicht zu ermorden

- häufig spielt ge­
schäftliche Konkur­
renz dabei eine Rol-. 
le -, begann sich die 
Meinung bei Teilen 
der herrschenden 
Klasse zu wandeln.

Im März 1993 wur­
de nach Putschdro­
hungen eine Kom­
mission bestehend 
aus Vertretern von 
Armee, Kirche, Par­
teien und Justiz ge­
bildet, um Reform­
vorschläge für die 
Armee und das Ju­
stizwesen zu erar­

beiten, mit denen der Straffreiheit der 
Streit- und Sicherheitskräfte Einhalt 
geboten werden sollten. Außerdem wur­
de beim staatlichen Menschenrechts­
beauftragten der Wahrheitsbericht in 
Auftrag gegeben.

Im Januar 1994 übernahm Carlos R. 
Reina von der Liberalen Partei das Prä­
sidentenamt. Den neoliberalen Kurs 
seines Vorgängers schwächte er leicht 
ab. Gleichzeitig begann er mit der Um­
setzung der Reformvorschläge für Ar­
mee, Polizei und Justiz. Die Armee­
führung, der auch ehemaligen Kom­
mandeure des Sonderbataillons 3-16 
angehören, drohte mehrfach mit 
Putsch, zum letzten Mal im Herbst 1995, 
als gegen die zehn Armeeoffiziere das 
Gerichtsverfahren eröffnet wurde.

Worum geht es in diesem Verfahren?
Die Entführung und Folterung der 

sechs Studentinnen ist exemplarisch ranischen Gesellschaft. Damit gerät das 
im Wahrheitsbericht behandelt: Am 27. 
April 1982 wurden sie in Tegucigalpa im 
Stadtteil Miraflores verhaftet. In den 
Morgenstunden drangen bewaffnete, zi­
vil gekleidete Agenten der militärischen 
Kriminalpolizei in das Haus des zwan­
zigjährigen Rechtsstudenten und Akti­
visten der Studentenorganisation „Uni­
versitäre Revolutionäre Kraft (FÜR)“, 
Milton Danilo Jimenez Puerto, ein. Die 
Bewohnerinnen des Hauses, Milton sei­
ne Schwester, zwei weitere Kommilito­
nen, der benachbarte Staatsanwalt Ri­
vera Torres und dessen beiden Töchter 
wurden im Schlaf überrascht.

Auf den Protest des Anwaltes hin zo­
gen sich die Agenten zurück, doch kam 
eine auf 20 Personen angewachsene 
Gruppe eine halbe Stunde später zu­
rück und nahm die sechs Studentinnen 
zusammen mit den Anwalt fest. Der Lei­
ter der Operation hantierte mit einem 
Walkie Talkie rum und erklärte, „sie 
würden nur Befehle ausführen“.

Die Gefangenen wurden mit zwei

vorsichtige Reformprojekt von Präsi­
dent Reina, das immer auch den Kom­
promiß mit der Armeeführung suchte, 
in die Krise.

Scheitert das Verfahren, weil die Justiz 
der Flüchtigen nicht habhaft werden 
kann, dann bedeutet dies die Fortset­
zung der Straflosigkeit der Armee. Um 
so wichtiger ist es daher, daß Men­
schenrechte und Straflosigkeit Thema 
öffentlicher Debatten sind und bleiben.

Im Februar warf Präsident Reina dem 
langjährigen Vorsitzenden von CODEH, 
Dr. Ramon Custodio Löpez, der einen 
Bericht über Menschenrechtsverlet­
zungen im Jahr 1995 herausgeben hat, 
vor, er sei ein Fanatiker, der dem Land 
Schaden zufüge. Unfreiwillig hat der 
Präsident damit das Thema der Men­
schenrechte und Straflosigkeit wieder 
stärker ins öffentliche Bewußtsein 
gerückt.

gh, Honduras-Komitee Hamburg, QucK 
le: CL-Netz
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Keine Chance auf höheren Abschluß
Ausländische Schüler: Schulbildung entsprechend dem Arbeitsmarktes

Schon mit dem Eintritt in das Schulal­
ter wird staatlich organisiert die sozia­
le Trennung zwischen aus- und inländi­
scher Wohnbevölkerung betrieben. 
Zwar ist bis 1993 die Schulbesuchsquo­
te junger Ausländer zwischen 6-15 Jah­
ren im Bundesgebiet auf 83 vH gestie­
gen (1973 - 63 vH), liegt aber dennoch 
weit hinter der deutscher Jugendlicher 
(94 vH). Noch krasser wird die Differen­
zierung in der Altersklasse 15-20, wo 58 
vH ausländischen und 91 vH deutschen 
Jugendlichen die Schule besuchen. Al­
lein an diesen Zahlen wird deutlich, daß 
der Großteil ausländischer Schüler früh 
dem Arbeitsmarkt zugeführt wird.

Nach wie vor ist es schwierig, Erhe­
bungen über die besondere Situation 
der ausländischen Bevölkerung zu er­
halten. So ist beispielsweise die Anfang 
der siebziger Jahre in den jährlich er­
scheinenden Berufsbildungsbericht 
aufgenommene Berichterstattung über 
die benachteiligte Gruppe der auslän­
dischen Jugendlichen seit einigen Jah­
ren wieder stark eingeschränkt worden. 
Interessante Zahlen zur schulischen Si­
tuation ausländischer Schüler sind je­
doch in einer Veröffentlichung des nie­
dersächsischen Kultusministerium zu 
finden.

In einem statististischen Bericht für 
das Schuljahr 1994/95 ist die Verteilung 
aller Schüler auf die einzelnen Schulty­
pen ausgewiesen, dabei die Anteile der 
ausländischen Schüler gesondert. In ei­
ner Übersicht ist die Entwicklung der 
ausländischen Schüler nach Schulty­
pen von 1975 bis 1994 (bis 1989 in Fün­
fersprüngen) aufgelistet, (siehe Tabel­
le)

Insgesamt ist der Anteil der ausländi­
schen Schüler von etwa 2% auf 7% ge­
stiegen. Analoges spiegelt sich in der 
Grundschule und der Orientierungs­
stufe.

Besonders auffällig ist der kontinuier­
liche Anteilsanstieg der ausländischen 
Kinder in den Schulen für „Lernbehin­
derte“. In der Sekundarstufe I lag er 
1975 bei 2,2%, 1985 bei 9,9%, 1990 bei 

13,7% und 1994 bei 20,2%. Die gleiche 
Tendenz, wie aus der Tabelle ersicht­
lich, in der Sekundarstufe II. Zwar ist die. 
Gesamtschülerzahl in beiden Bereichen 
stark rückläufig, jedoch bei den auslän­
dischen Schülern auch in den absoluten 
Zahlen steigend. Man kann also davon 
ausgehen, daß ein nicht unerheblicher 
Teil schon in den Schuljahren eins bis 
vier von einem normalen Schulverlauf 
abgekoppelt wird. Landesweit knapp 
vier Prozent und in Hannover beispiels­
weise 1994 sechs Prozent aller Schüler. 
Der kontinuierliche Anstieg ausländi­
scher Schüler in dieser Schulform kann 
durchausrals schwindende Bereitschaft 
gedeutet werden, besondere Bedingun­
gen oder kulturelle Abweichungen zu 
tolerieren.

Der Anteil an den Gymnasialschülem 
stiegvon 1975 (0,8%) bis 1989 auf (2,7%), 
ist seither aber auf diesem niedrigen Ni­
veau konstant. Und selbst an den Real­
schulen verharrt die Quote auf dem 
schon 1989 erreichten Stand von etwa 
4,6%.

Das Freihalten der Gymnasien von 
ausländischen Schülern spiegelt sich 
dann auch in der schwachen Quote von 
etwa 3,5% (1994) ausländischer Schüler 
in der Sekundarstufe H. Etwas ausglei­
chend wirkt hier der Anteil ausländi­
scher Schüler in den IGS, der etwa 
ihrem Anteil an der Gesamtschülerzahl 
entspricht. Allerdings stellt sich die Si­
tuation für Schüler aus bestimmten 
Ländern differenziert dar. Besonders 

^schlecht z.B. für türkische Schüler oder 
welche aus Ex-Jugoslawien, die 58% der 
Gesamtschülerzahl ausmachen, im 
Sek. II-Bereich jedoch lediglich mit 
2.5% bzw. 2,3% vertreten sind. Obwohl 
so große Gruppen eine Förderung bei­
spielsweise im Sprachbereich erleich­
tern, scheint hier nichts zu passieren. 
Für die Gruppe kurdischer Schüler gibt 
es in Niedersachsen so gut wie keinen 
Sprachlehrer.

Der Vollständigkeit halber die Wall­
dorfschulen: In ihnen lag der Anteil 1975 
bei 2,4%, sackte bis 1980 auf 1,6% und

Entwicklung der Anteile ausländischer Schüler und 
Schülerinnen nach Schulformen in Niedersachsen

,r

Erhebungsjahr 1975 1980 1985 1990 1994
Grundschule 2,7% 5,9% 5,9% • 7,0% 7,9%
Hauptschule 2,5% 4,9% 6,1% 10,6% 12,0%
Realschule 0,6% 1,0% 2,4% 4,5% 4,7%
Gymnasium 0,8% 1,1% 2,0% 2,6% 2,8%
Schulen für Lernbe­ <
hinderte / Sek. I 1,1% 4,0% 8,6% 11,8% 16,3%
Insgesamt 1,9% 3,6% 4,6% 6,2% 7,1%

Statistik der aUIgemeinbildenden Schulen in Niedersachsen; Niedersächsisches Kultusministerium, 1995

verharrt seither bei knapp über einem 
Prozent. Die strukturelle Ausgrenzung 
setzt sich auffälligerweise auch in größe­
ren Städten fort, in denen die Anteile 
ausländischer Schüler erheblich größer 
als im Landesdurchschnitt sind. Ein 
Einstellen auf die Bedingungen auslän­
discher Schüler; Maßnahmen besonde­
rer Förderung, wären hier aufgrund der 
großen Anteile sicher leichter zu gestal­
ten, finden jedoch nicht statt, oder zei­
gen, keine Wirkung. So beträgt der An­
teil ausländischer Schüler in Hannover 
1994 ca. 19%. Der Anteil an den Sonder­
schulen beträgt hier 20,6%, an den 
Hauptschulen liegt er bei 36% und an 
den Gymnasien bei 11,7%.

Nach wie vor wird mangelnde Präsenz 
ausländischer Jugendlicher an Real­
schulen und Gymnasien mit kulturellen 
Besonderheiten, daraus resultierender 
fehlender Anpassung, Zwängen im Rah­
men der Familienstruktur (früh dazu­
verdienen) u.a. begründet. In dieser Ar­
gumentation ist die Botschaft klar: eine 
Chance zu höherer Schulbildung erhält, 
wer sich jegliche Besonderheit weginte­
grieren läßt. Die empirisch belegbare 
Benachteiligung wird mit dem Verhal­
ten der ausländischen Wohnbevölke­
rung begründet, über Aufgaben der 
Schulen wird nicht nachgedacht. In der 
Folge ist jeder fünfte arbeitslose Ju­
gendliche ohne deutschen Paß. Dane­
ben entspricht diese Zurichtung durch 

das Bildungssystem auch dem Nachfra- 
geverhalten der Kapitalisten, die gene- 
rell die Tendenz zu höheren Schulab­
schlüssen kritisieren, handwerklich 
praktische Orientierungen und wenige! 
Theorielastigkeit fordern, die Berufs­
schulzeiten verkürzen wollen und dies 
mit Vorstößen für kürzere Berufsausbil­
dungen flankieren. So gibt es in den Au- 

' tomobilkonzemen den Versuch, ein* 
zweijährige (oder auch etwas längere 
auf jeden Fall von den Leminhaltef 
stark reduzierte) Kurzausbildung ein­
zurichten, die „produktionsorientiert“ 
sein soll, da die massenhaft vorhande­
nen Bandarbeitsplätze derzeit auf' 
gründ der Übemahmeregelungen häu- 
fig mit Facharbeitern besetzt werden 
müssen, um die Lohnkosten zu drüc­
ken.

Die in der schulpölitischen Diskussion 
auch vorhandenen Forderungen, struk 
turell benachteiligte ausländisch* 
Schüler besonders zu fördern durch 
Einrichtung kleinerer Klassen,’beson­
dere Fördermaßnahmen, Sprachhilfen 
und vor allem ganztägige Schulangebo- 
te, dürften also ins Leere laufen, wenn 
sie nicht mit einer Kritik an den Anfor* 
derungen der Unternehmen ergänzt 
werden, die für „einfache Tätigkeiten“ 
die Ausbildungsstandards senken wol' 
len und auf das Schulsystem wirken, zu* 
Befriedigung dieser Nachfrage.

rod

Stuttgart. 11 Juni 1996, am Mahnmal für diu Opfor dos Nationalsozialismus: „Es darf nicht zur Norma­
lität wordon, daß die Ropublikonor Im Landtag sind14, orklärte dio Londossprochorln dar WN/BdA Anne 
Rlegor, aus Anlaß der Eröffnung des nougowöhlton Landtags durch den Rop-Abgeordnton Eduard Hau­
ser. Auch drei Landtogsabgeordnoto der Brünen nahmon an dor Mohnwache teil, die SPD hatto am Mor­
gen durch ihren Londes- und Fraktlonsvorsitzonden Ulrich Mouror einen Kronz niodergolegt.
Der Republikaner veröffentlicht einen Hotzartikol gogon dio badon-württcmborgischc WN/BdA. Daboi 
gehl es den Republikanern darum, dio Gemeinnützigkeit dieser Organisation zu diskreditieren und So­
zialdemokraten und Grüne persönlich anzugrolfon, dio z.B. dor WN/BdA Grußworto zu deren Landos- 
versommlung geschickt hatten. Ole badon-wOrttombergcr WN/BdA hat gegen don „Republikaner“ 
lurstlscho Schritt olngclettet.

aus Kommunale Berichte Stuttgart und Antifaschistische Nachrichten

Burschenschaften wollen 
wieder kämpfen
Eisenach. In den Deutschen Burschen­
schaften findet eine Auseinanderset­
zung über die künftige politische Aus­
richtung statt. Der Rechtsausschuß des 
Dachverbandes hat - zum Erstaunen 
vieler Burschen - festgestellt, daß die 
Mitgliedschaft von Zivildienstleisten­
den den Verbandsgrundsätzen nicht 
wiederspricht. Der Rechtsausschuß 
beugte so einer Abstimmungsauseinan- 
dersetzung auf der Tagung des Dach­
verbandes vor. Nur knapp ging eine Ab­
stimmung über die Wiedereinführung 
der Pflichtmensur verloren, für die eine 
Dreiviertel-Mehrheit notwendig gewe­
sen wäre, mehr als Zweidrittel der De­
legierten sprachen sich für die Pflicht­
mensur aus. uld

„Saubere Stadt“: Einsatz 
durch ABM-Kräfte
Essen. Auf Antrag der SPD hat der Es­
sener Stadtrat bei seiner letzten Sit­
zung eine „Aktion Saubere Stadt“ be­
schlossen. Danach sollen im Rahmen 
von „Arbeit statt Sozialhilfe“- und AB- 
Maßnahmen Langzeitarbeitslose einge­
setzt werden, um den „Standortfaktor 

saubere Stadt“ (O-Ton SPD) in Essel1 
zu erhöhen. Die CDU jubelte und sai1 
deutliche Bezüge zu dem von ihr vof 
Jahren eingebrachten und damals von1 
Rat abgelehnten Antrag zum Zwang 
von Sozialhilfeempfängem und Arbeits' 
losen zu gemeinnütziger Arbeit. Dje 
Ratsfraktion von Bündnis 90/Die Grü' 
nen stimmte dagegen. Sie kritisierte da* 
Konzept als Kostenentlastung für AU' 
fallverursacher und Mißbrauch von Aß' 
Maßnahmen. Tatsächlich werden bei*1* 
Grünflächenamt Arbeitskräfte abg*' 
baut, die durch die vom Arbeitsamt gß/ 
förderten Billigkräfte ersetzt werde11 
sollen. Das sieht auch das Arbeitsan1 
so, das für die von der SPD initiierte A> 
tion keine ABM-Mittel bewilligen W; 
Begründung: Es handelt sich um Staß 
dard-, und nicht um Zusatzaufgaben. .

aus Lokalberichte Essen, vw

Heroin vom Staat?
Unter dieser Fragestellung fand 
letzte Funkhausgespräch des 
statt. Die Organisatoren luden Exper 
tlnnen aus Zürich, Liverpool und Ha111' 
bürg ein. Die Teilnehmerinnen auf d*n 
Podium stellten die Modellversuche 
kontrollierten Heroinausgabe in 
schweizer und der englischen Stadt vor* 
In den Modellversuchen können je <#'
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Klein, aber nicht ohne Erfolge
Störaktion gegen Hetendorfer Tagungswoche

Am ersten Tag der 6. Hetendorfer Ta- 
gungswoche beteiligten sich Antifaschi­
stinnen aus dem gesamten Norddeut­
schen Raum an den Blockadeaktionen 
rund um das Nazi-Schulungszentrum 
Hetendorf 13 im Landkreis Celle. Mit 
300 Blockiererinnen am ersten und 120 
am zweiten Tag, blieb die Beteiligung 
hinter den Erwartungen der Veranstal­
ter zurück. Daß im nachhinein von ei­
nem Erfolg gesprochen werden kann, ist 
also weniger der eigenen Stärke, als viel­
mehr dem Zufall geschuldet. Unrealisti­
sche Erwartungen wie „Tagungswoche 
verhindern - Nazi-Zentrum knacken“ 
wurden nur noch von der Prognose des 
niedersächsischen Verfassungsschut­
zes übertroffen, welcher im Vorfeld 
Schätzungen von „bis zu 1200" Störe­
rinnen streute. Mit vier Hundertschaf­
ten, drei Wasserwerfern, Reiterstaffeln 
und weiterem Großaufgebot hatten die 
Ordnungskräfte das Gelände Heten­
dorf 13 vor Beginn der Blockadeaktio­
nen am 15.6. für den Durchgangsverkehr 
gesperrt und hermetisch abgeriegelt. 
Angesichts einer relativ großen Presse­
präsenz, mußte die Einsatzleitung je­
doch befürchten, daß sie bei Räumung 
und Festnahme der Blockiererinnen als 
Erfüllungsgehilfe des Nazi-Anwalt es 
Jürgen Rieger dastehen würde, zumal 
ein Spiegel-TV Team bereits am Abend 
zuvor von uniformierten Nazis massiv 
bedroht worden war. Ein uniformierter 
und äußerst aggressiver Schlägertrupp 
aus Quedlinburg, angeleitet vom ehe­
maligen NF-Kader - jetzt „Sozialrevolu­
tionäre Arbeiterfront“ - Steffen Hupka, 
hatte bereits eine Stunde vor Beginn 
der Blockadeaktion eingetroffenen An­
tifaschistinnen aufgelauert und sie und 
ihr Fahrzeug erheblich traktiert. Vor 
diesem Hintergrund konnte dann die ei­
gentliche Blockade am Samstag mit nur 
schwachen Kräften ab 6.30 Uhr für zehn 
Stunden tatsächlich alle Zufahrtswege 
sperren. Nachdem der Initiator der Ta­
gungswoche, Jürgen Rieger, die Polizei 
vergeblich zur Auflösung der Blockaden 
aufgefordert hatte, sudhte er sein Ziel 
durch Provokationen zu erreichen. Ein 
Autokonvoi verließ das Gelände und 
kehrte mit Zuwachs um eine scheinbar 

wichtige Delegation aus Schweden zu 
einem der Blockadepunkte zurück. 
Nach einer dreiviertel Stunde ver­
schaffte die Polizei den Neofaschisten 
Zugang zur Tagungsstätte. Ungefähr 
zehn einzeln eintreffende PKW hatten 
weniger Standvermögen und Verhand-, 
lungsgeschick und drehten angesichts 
der Blockadeaktion rechts bei.
Blockade fortgesetzt
Wie am Tag zuvor, wurden auch am 
Sonntag ab 6.30 Uhr die Zufahrts­
straßen zum Tagungsort blockiert. An­
ders als am Samstag stellte sich die Ein­
satzleitung jedoch auf den Standpunkt, 
daß sie den anreisenden Nazis den Zu­
gang zum Nazizentrum mit Zwangsmit­
teln freizuräumen hätte. Als Reiterstaf­
feln in die Blockadegruppe hineinritten, 
wurde die Situation für die Demon­
strantinnen immer bedrohlicher. Die 
Blockadeteilnehmerinnen beschlossen 
nach dreieinhalb Stunden die Aktion zu 
beenden, um nicht noch weiteren will­
kürlichen Repressalien ausgesetzt zu 
werden. Angesichts mehrerer Überfälle 
der als Saalschutz eingesetzten Nazi­
schläger vor und nach den Blockaden, 
bei denen eine Frau und ein Motorrad­
fahrer so schwer verletzt worden sind, 
daß sie ins Krankenhaus eingeliefert 
werden mußten, lag das Verhalten der 
Polizei, genauer gesagt ihr Nichtverhal­
ten gegenüber den uniformierten und 
bewaffneten Nazischlägem, im Bereich 
der Begünstigung von Straftaten.
Internationales NazitrefTen
Der rituelle Höhepunkt der Tagungs­
woche ist in jedem Jahr die sogenannte 
Sonnenwendfeier, wo am abendlichen 
Lagerfeuer völkisches Liedgut die NS- 
Romantiker in Wallung bringt. Am Don­
nerstag den 20. Juni zählten Pressebe­
obachterinnen etwa 200 Anhänger des 
nordischen Rassewahns inklusive 40 mi­
litanter Jung-Aktivisten und damit 
nicht viel weniger Teilnehmerinnen als 
im vergangenen Jahr. Die Anreise von 
Faschisten aus Dänemark, Österreich 
und Schweden unterstreicht die Be­
deutung der Hetendorfer Tagungswo­
che als eines der Foren des internatio­
nal organisierten Neofaschismus.

aus Antifaschist. Nachrichten, kun

Boykottiert Shell
Bundesweiter Aktionstag

Shells rassistische Geschäftspolitik in 
Nigeria wurde in der Öffentlichkeit erst 
durch die Ermordung des Schriftstel­
lers Ken Saro-Wiwa und 8 seiner Mit­
streiter im November 95 durch das Mi- 
litärregime des Generals Abacha be­
kannt Es gab einen kurzen Aufschrei in 
den internationalen Medien. Danach 
wurde die Berichterstattung dünner. 
Trotzdem, die Informationslage ist klar. 
Seit 1958 verpestet der Konzern durch 
eine Art der Ölförderung, bei der in Eu­
ropa sofort jegliche Produktion verbo­
ten werden würde, das Nigerdelta und 
zerstört damit die Lebengrundlagen 
des Volkes der Ogoni. Den Widerstand 
der Bevölkerung gegen die Verseuchung 
der Luft, des Wassers und der Böden 
bricht Shell mit Hilfe der Militärdikta­
tur. 19 weitere Ogoni sollen in Nigeria 
vor Gericht gestellt werden. Die Ankla­
ge ist dieselbe, wie gegen Ken Saro- 
Wiwa und seine Freunde.

Inzwischen räumt Shell auch offiziell 
Fehler beim Umweltschutz in Nigeria 
ein, beschimpft aber im gleichen Atem­
zug die Ogoni als Saboteure und damit 
als Hauptverursacher der Umweltschä­
den im Nigerdelta. Demgegenüber be­
hauptet der frühere Leiter der Shell Um­
weltstudien, Bopp van Dessel, der Kon­
zern habe weder eigene noch interna­
tionale Vorschriften beachtet. Deshalb 
sei er 1994 aus Protest von seinem Po­
sten zurückgetreten.

Nach der Ermordung der 9 Ogoni im 
letzten Jahr wurden von den Regierun­
gen der „Heimatländer“ der in Nigeria 
tätigen Ölkonzeme (neben Shell, mit ei­
nem Anteil von ca. 50%, verwüsten auch 
Chevron, Mobil, Texaco, Elf und Agip 
das Land) geringfügige Sanktionen ver­
hängt. Die entscheidende Stütze der 
Militärdiktatur in Nigeria aber, das Öl­
geschäft, blieb unangetastet. Auch 
deutsche Asylrichter entdeckten vorü­
bergehend, daß Nigeria vielleicht doch 
kein „sicheres Herkunftsland“ sei. Doch 
das ist schon wieder vorbei. Kurz nach 
Ostern wurde Jennifer Emeka gnaden­
los von der Zentralen Ausländerbehör­
de Köln nach Nigeria abgeschoben Ihr 
Mann, Aktivist der sozialdemokrati­
schen Partei Nigerias, war 1994 vom Re­

gime umgebracht worden. Sie selber 
wurde in der Haft vergewaltigt^ konnte 
fliehen und kam in die BRD Über ihr 
Schicksal nach der Abschiebung liegen 
uns keine Informationen vor. Bei ihrer 
Vorgeschichte ist aber davon auszuge­
hen, daß sie wieder in die Hände ihrer 
bisherigen Peiniger gerät...

Shell hofft, daß die Kampagne gegen 
sie versandet und versucht jegliches 
Aufsehen bei den Aktionen zu vermei­
den. Nicht nur deshalb wollen wir ver­
suchen, durch eine bundesweite Aktion 
am Samstag, dem 29.6.96, die Kampa­
gne zu verbreitern und schlagen vor, daß 
an diesem Tag von 11 Uhr bis 13 Uhr es 
in mehreren Städten in der BRD an 
Shelltankstellen zu Aktionen kommt. 
Die Aktionsformen sollten sich die ört­
lichen Gruppen überlegen. Zusagen, 
mitzumachen, liegen bisher aus Frank­
furt, Köln, München, Kassel und Aa­
chen vor. Wir fordern auf diesem Weg 
Gruppen in allen anderen -, aber auch 
in den genannten Städten auf, sich an 
der Aktion zu beteiligen. Druckvorlagen 
für Plakate, Flugblätter und Spuckies 
könnten wir von Köln aus zur Verfügung 
stellen.

Brechen wir den rassistischen Kon­
sens ! Shell-Boykott sofort! Stöppt die 
Hinrichtungen in Nigeria! Abschiebe­
stopp für nigerianische Flüchtlinge!

aus Lokalberichte Köln 
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ca 400 Schwerstabhängige ihr Heroin 
beziehen. Die Expertinnen sind sich 
darüber einig, daß die kontrollierte 
Heroinabgabe nicht für jede Drogenge- ‘ 
braucherln der richtige Weg zur Dro­
genfreiheit ist, jedoch sei es für viele 
Menschen die einzige Möglichkeit, aus 
der offenen Drogenscene mit all ihren 
negativen Begleiterscheinungen her­
auszukommen. Der Hamburger Exper-. 
te forderte auch für deutsche Städte die 
kontrollierte Heroinabgabe, dies schei­
tere aber an dem starren Betäubungs­
mittelgesetz der BRD. Zwar habe der 
Bundesrat eine Gesetzesänderung ein­
gebracht, diese sei vom Bundestag al­
lerdings abgelehnt worden.

aus Lokalberichte Köln, MW

Deckert-Prozeß: 
Milde Verurteilung
Weinheim. Am Freitag, den 21. Juni, ver­
urteilte nun das Weinheimer Amtsge­
richt Günter Deckert wegen Volksver­
hetzung in Tateinheit mit der Verun­
glimpfung des Andenkens Verstorbener 
zu einer weiteren Freiheitsstrafe von 20 
Monaten. Die Presse meldet, daß 
Deckert vorzeitig von der Polizei abge­
führt worden sei, weil er während der 
Verhandlung den Richter und Staats­

anwalt Klein bedrohte. Fast unge­
hemmt konnte Deckert den Prozeß ge-, 
zielt als Podium für seine Selbstdarstel­
lung nutzen und beherrschen: Schließ­
lich sah er ja - Originalzitat - den Pro­
zeß als ein „Heimspiel“. So konnte er 
auch Gerichtspausen im Kreise hände­
schüttelnder Freunde verbringen, die 
ihn zum gelungenem Auftritt beglück­
wünschten und mit ihm allerlei „Rege­
lungen“ über ihre Politik in Weinheim 
und über Besuche im Bruchsaler Knast 
vereinbarten.

aus Kommunale Berichte Mannheim

Ermittlungen gegen 
DVU eingestellt
Kiel. Das Ermittlungsverfahren gegen 
die ehemaligen Landtagsabgeordneten 
der „DVU-Liste D“ im Landtag von 
Schleswig-Holstein ist eingestellt wor­
den. Der Verdacht auf Untreue und Un­
terschlagung sei nicht erhärtet worden, 
so die Kieler Staatsanwaltschaft . Die 
ehemaligen Abgeordneten standen un­
ter Verdacht, in der „Deutsche Wochen­
zeitung41 von DVU-Chef Gerhard Frey 
überteuerte und daher unzulässige An­
zeigen geschaltet und mit Mitteln der 
Landtagsfraktion bezahlt zu haben.

Antifaschistische Nachrichten, hma

Hausdurchsuchung bei „anti 
atom aktuell“
München. Am Dienstag, den 11. Juni 
1996, durchsuchten drei Beamte der 
Kriminalpolizeidirektion I München am 
späten Vormittag den Raum, wo die Re­
daktion Süd der Zeitschrift „anti atom 
aktuell“ ihren Sitz hat.

Sascha Paßlack legte gegen die Haus­
durchsuchung sowie gegen die Beschla­
gnahme Widerspruch ein. Er erklärte: 
„Auch mit dieser Hausdurchsuchung 
soll versucht werden, Atomkraftgegner 
einzuschüchtem. Durchsuchung von 
Redaktionsraum der „anti atom aktu­
ell“ sowie Repressionen gegen mich, den 
Pressesprecher der Mahnwache Gund­
remmingen, sind daher nur konsequent. 
Dies stellt den Versuch dar, durch Ein­
schüchterungen jede öffentliche Dar­
stellung von Aktionen gegen Atomanla­
gen zu verhindern. Doch solange die 
Atomanlagen nicht abgeschaltet wer­
den, gilt: Wir machen weiter!“

Richterin Schlude-Fröhlich vom 
Amtsgericht München ordnete diese 
Durchsuchung an, und zwar nach 
„Schriftverkehr, Druckvorlagen, Adres­
senverzeichnissen betreffend Herstel­
lung und Verbreitung der Flugblätter: 
„CASTOR - wir stellen uns quer! Aus­
rangiert!“

Laut Staatsanwaltschaft soll „der Be­
schuldigte (Sascha Paßlack) an den an­
derweitig Verfolgten Holger Jänicke in 
Dortmund ein Flugblatt sowie eine 
Druckvorlage mit der Aufforderung 
zum Verteilen bzw. Vervielfältigen und 
verteilen übersandt“ haben.

Sascha Paßlack wird beschuldigt, bei 
der Aktion „Ausrangiert!“ zur gewalt­
freien Schienendemontage und somit 
zu Straftaten aufgefordert zu haben 
(§111 StGB), und zwar zur Zerstörung 
von Bauwerken (§305 StGB) und 
Störung öffentlicher Betriebe (§316b 
Abs. 1 Nr. 1 StGB). '

Bei den bisher drei Aktionen „Ausran­
giert!“ haben bisher jeweils zwischen 
100 und 200 Atomkraftgegnerinnen an 
den Gleisen des Atomkraftwerks Gund­
remmingen demonstriert.

Von anfangs 26 bis zuletzt 60 Aktivi­
stinnen haben dabei festlich und ge­
waltfrei Schotter entfernt sowie Schie­
nenschrauben entfernt, um den gefähr­
lichen und unnötigen CASTOR-Trans- 
porten ihren Widerstand entgegenzu­
stellen. Die Aktionen verliefen auch 
nach Aussage der örtlichen Polizei von 
Seiten der Demonstrantinnen stets 
friedlich und gewaltfrei.

Sascha Paßlack, 
TW+Hix: 0S9/8712263) 

aus Münchener Lokalberichte
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Ein politischer Trick und 
die DDR-Bürgerrechtler
„Bürgerbüro“ aus der Taufe gehoben

Und immer wieder: Lehrstellen
Viele Jugendliche ohne Ausbildungsperspektive

Mit einigem propagandistischen Auf­
wand wurde in Berlin am 17. Juni 1996 
die Gründung des Vereins „Bürgerbüro 
e.V.“ durchgeführt. Ihm gehören promi­
nente Bürgerrechtler der DDR und pro­
minente Vertreter des Establishments 
der Bundesrepublik an: Bundeskanzler 
Helmut Kohl, SPD-Fraktionsvorsitzen- 
der Rudolf Scharping u.a. Allerdings 
ließen sich diese Herren bei der Eröff­
nungsveranstaltung nicht sehen, ande­
re, die sich angekündigt hatten, fehlten 
auch, sogar einige Mitinitiatoren wie 
Freya Klier, Konrad Weiß, Katja Have- 
mann. Dafür drängelten sich die Anwe­
senden aber um die besten Plätze im 
Präsidium. Dort hatten neben „alten 
Herren, die auf neuen Stühlen sitzen“, 
wie Jürgen Füchs, Bürgerrechtler, bei 
der Suche nach seinem Platz bemerkte. 
So kam es dort dann auch zu einer bun­
ten Mischung. Der die Vereinsgründung 
leitende stellvertretende Vorsitzende 
der CDU-Fraktion des Berliner Abge­
ordnetenhauses, Lehmann-Brauns, ne­
ben der neuen Vorsitzenden des Vereins, 
Bärbel Bohley, Gründungsmitglied Vera 
Lengsfeld und Christa Nickels von den 
Grünen, Wolfgang Templin und Günter 
Nooke, beides Politiker, die schon vor­
her mehr im Blick der Öffentlichkeit ge­
standen hatten, u.a. Es fehlte auch 
nicht Angelika Barbe (SPD), die in der 
Öffentlichkeit sich vehement für die 
»Aufarbeitung des DDR-Unrechts“ ein- 
etzt und in deren Wohnung der Verein 

auf kleiner Flamme zu arbeiten begin­
nen wird. Bärbel Bohley hatte das 
„Haus der Demokratie“ in Berlin als Ver­
einssitz abgelehnt, weil dort „zu viele IM 
ein- und'husgehen“.

Bundeskanzler Kohl hatte Staatsmi­
nister Anton Pfeifer zur Veranstaltung 
beordert, der aber schon bald die Ver­
anstaltung verließ. An seiner Stelle ver­
las Lehmann-Brauns ein Grußschrei­
ben des Kanzlers, daß „der Verein sich 
der Macht der alten Kader, die sich mit 
schwer erträglicher Dreistigkeit zu Wort 
melden“ entgegentreten solle. Eine no­
ble Aufgabe, wenn man die vielen Men­
schen in Ostdeutschland bedenkt, die 
mit einer politischen Strafrente belegt 
werden.

Der Verein will sich schließlich auch 
dem Ziele widmen, sich „dem Ungeist 
zweier totalitärer Systeme“ zu wider­
setzen, die „in den Köpfen vieler Men­
schen fortleben“. „Als Diktatur ist die 
Lüge noch lebendig, häufig im Dienst 
von rein privaten, oft finanziellen Inter­
essen“. Kritik an der Vergangenheit wer­
de unterdrückt, und es gäbe „im östli­
chen Teil starke Interessen, diese Pro-

Schriftonreihe des Marxistischen Forums
Im Marxistischen Forum vereinigen sich Per­
sönlichkeiten, die unter Nutzung des Marx­
sehen Erbes die Analyse der kapitalistischen 
Gesellschaft fünf . Jahre nach dem Zusam­
menbruch des Staatssozialismus intensivie­
ren und einen Beitrag zur theoretischen Pro­
filierung der Politik der PDS leisten wollen. 
In der Schriftenreihe erschienen bisher:

Heft 1: Harry Nick, Das Eigentum und der So­
zialismus. 1005,20 Selten, 2.00 DM
Heft 2: Weltanschauung und Linke. Winfried 
Wolf: Die Notwendigkeit der Utopie, Uwc- 
JcnsHcucr; Ende der Ideologie?. 1095,20 Sei­
ten, 3.40 DM.
Heft 3: Izbcn In der DDR Chance oder Ma­
kel? - Protokoll der Veranstaltung vom 
0.11,05 mit Beitragen von Gisela stclncckcrt, 
Armin Stolper, Eberhard Panitz, Siegfried 

bleme unter den Tisch zu kehren, weil 
hier Vertreter des alten Machtappara­
tes wieder starke Positionen inneha­
ben“. Beispiele wurden genannt, wo­
nach Opfer in den Verwaltungen immer 
wieder auf die Täter träfen. Alt-Kader 
hätten Macht, Geld und Eigentum und 
neue Karrieren. Und - da ließ man die 
Katze aus dem Sack - die PDS erweite­
re ihren politischen Einfluß, schon habe 
sie 9000 Mandatsträger. Das Neue 
Deutschland feiere sein öOjähriges Be­
stehen, so als ob nichts gewesen sei. Jür­
gen Fuchs hielt empört die letzte Son­
derausgabe des ND in die Höhe.

Der Verein stellt sich somit offenbar 
die Aufgabe, Gerechtigkeit walten zu 
lassen und Beschwerden von Bürgern 
nachzugehen, die von ehemaligen Tä­
tern angeblich erneut drangsaliert wer­
den. Der Verein habe eine andere Auf­
fassung von Gerechtigkeit als die PDS, 
die - nach Bohley - ihre Komitees der 
Gerechtigkeit habe. Allerdings sieht 
das Christa Nickels, die Vorsitzende des 
Bundestags-Petitionsausschusses, of­
fenbar etwas anders, denn sie sieht in 
der Arbeit des Vereins „eine Chance, daß 
sich diejenigen besser artikulieren, die 
in unserer Demokratie kleingemahlen 
werden“ - auch vor allem Opfer aus 
DDR-Zeiten, die Forderungen zur Ent-. 
Schädigung und Rehabilitation haben.

Übrigens war die Idee zur Gründung 
eines solchen Vereins in einer Kaffe- 
plauderstunde, die der Kanzler in der 
Wohnung Bärbel Bohley s verbracht hat­
te, entstanden. Nun allerdings zog der 
Kanzler vielleicht sogar die Fußball­
show des bundesdeutschen Teams in 
England den Klagenden vor, die sich 
vom Volk verlassen und von den Ereig­
nissen überrollt sehen. Der Kanzler je­
denfalls hat jetzt sein Gewissen beru­
higt und Leute gefunden, die für Ord­
nung in Ostdeutschland sorgen und al­
ten Seilschaften nächforschen werden.

Reinhard Schult, DDR-Bürgerrecht- 
ler, sagte in einem Interview auf die Fra­
ge nach den Motiven für die Annähe­
rung der CDU an diesen Teil der Bür­
gerrechtler: „Vielleicht hofft die CDU, 
mit Hilfe dieser Leute die Geschichte 
ein bißchen umschreiben zu können 
und sich selbst die Weihe des Wider­
standes zu verschaffen, .die mit der 
Blockflöten-CDU .nicht zu erwerben 
ist“-.

Friedrich Schorlemmer hatte am 
Dienstag im Deutschlandfunk eine tref­
fende Bemerkung parat: „Ich halte das 
für einen ziemlich perfekt organisierten 
Flop“. (abe)
(Quellen: ND, BZvom 18.6.1996)

Prokop, Kurt Pätzold. 1995, 20 Seiten, 3,40 
DM.
Heft 4: Gerhard Branstner, Verbürgerlichung 
- das Verhängnis der sozialistischen Partei­
en. 1996, 3,40 DM.
Heft 5: Quo vudis PDS? - Mit einem Brief an 
die 2. Tagung des Parteitages im Januar 1996 
und Beitrügen von Erich Hahn, Joachim Bl- 
schofT, Ekkehard Lieberam und Gerhard Br 
anstner. 1996,20 Selten, 3.40 DM.
Heft 0: Michael Benjamin, Ostdeutsche Iden­
tität und Ihre sozialen Grundlagen - Gedan­
ken über Unke Politik. 1996, 24 Seiten. 3,40 
DM.
Heft 7: Harry Nick, Über Sozialismus und Li­
beralismus, 1996,16 ßeiten, 3.40 DM

Zu bestehen über den gu(sortiert en Buch- 
handelnder: ONN-Buchvertrieb. Badeweg 1. 
01435 Bthkeuditr

In Mecklenburg-Vorpommern suchen 
zur Zeit-13100 Jugendliche einen Be­
rufsausbildungsplatz. Jedoch weiß je­
der, daß es nur noch 2 900 freie Ausbil­
dungsplätze gibt.

Nicht das erste Mal schreibt Politische 
Berichte über diese Situation in den 
ostdeutschen Ländern.

Nur, daß es in Mecklenburg noch we­
niger industrielle Arbeitsplätze gibt als 
in den anderen ostdeutschen Ländern 
(im Durchschnitt 48, aber in MV nur 28 
pro tausend Einwohner). Nicht anders 
ist es aber in Sachen Verpflichtung der 
Unternehmen zur Ausbildung von Ju­
gendlichen. Wie in den anderen Ländern 
versuchen viele Unternehmen, sich die­
ser Verpflichtung zu entziehen.

Nur jeder dritte Betrieb stellt gegen-. 
wärtig Ausbildungsplätze zur Verfü­
gung.

Dieses Thema wurde in dieser Woche 
nun im Schweriner Landtag behandelt. 
Noch nie - so stellten alle Beteiligten 
fest - war die Situation so schlecht wie
1996. Der wirtschaftspolitische Spre­
cher der PDS-Fraktion, Helmut Holter, 
forderte die Bundes- und Landesregie­
rung auf, jetzt ein Programm vorzule­
gen, das allen Jugendlichen eine Lehr­
stelle sichert. Holter meinte, daß die von 
Bundesbildungsminister zugesagten 
26 500 DM Förderung pro Stelle nicht 
ausreichen,, weil sie eben nur 3 000 Stel­
len schaffen und damit nicht einmal ein 
Drittel des Bedarfs decken. Der PDS- 
Sprecher forderte, daß berufliche Erst­
ausbildung ein einklagbares Recht wer­

„Marsch zum Reichstag“ der
REPs verhindert
Für den 16. Juni hatten die REPs bun­
desweit zu einer Kundgebung am 
Schloßplatz und einem Aufmarsch aus 
Anlaß des 17. Juni 1953 nach Berlin mo­
bilisiert. Relativ kurzfristig haben die 
Grünen/Bündnis 90 und PDS zu einer 
Gegenkundgebung am Lustgarten, ge­
nau gegenüber des Schloßplatzes, und 
zu einem „Protestaufzug entlang der ge­
planten Marschroute der Reps“ aufge­
rufen. Diesem Aufruf folgten etwa 1000 
Menschen. Der Schloßplatz, auf dem 
sich ca. 200 REPs versammelten, war 
von der Polizei hermetisch mit Gittern 
eingezäunt. Als Ordnertruppe bei den 
REPs betätigten sich bekannte Nazis 
aus dem Umfeld der „Nationalen“, ins­
besondere auch aus der „Kamerad­
schaft Beusselkiez“. Die REPs konnten 
nur den Worten ihres Führers Schlierer 
lauschen und haben wohl auf Zureden 
der Polizei auf den Aufmarsch verzich­
tet. Um sicher zu gehen, daß die REPs 
nicht noch mit den Bussen zum Bran­
denburger Tor fahren und ihre zahlreich 
mitgebrachten Kränze dort niederle­
gen, wurde von der Gegenkundgebung 
noch eine Demo dorthin durchgeführt.

Die extreme Rechte und die Faschi­
sten fühlen sich in Berlin in der Offensi­
ve: Nach dem Aufmarsch der Nazis am 
1. Mai in Marzahn versuchten die REPs 
erstmalig in Berlin, offensiv auf die Stra­
ße zu gehen. Am 8. Juni versuchten die 
Nazis im Umfeld der „Nationalen“, vor 
dem Amtsgericht Tiergarten eine 
Kundgebung für ihren „Kameraden“ 
Marcus Bischoff durchzuführen. Bishoff 
sitzt im Knast wegen der Erstellung und 
Verbreitung des NS-Kampfrufs\ind ge­
gen ihn ist ein weiteres Verfahren an­
hängig. Die 30 bis 40 Nazis, darunter der 
ehemalige FAP-Vorsltzende Lars Bur­
meister waren wolil überrascht durch 

den und jeder Absolvent eine Übemah- 
megarantie erhalten muß. Auch sei es 
erforderlich, die Unternehmen an den 
Kosten der Berufsausbildung zu betei­
ligen. Betriebe, die durchaus in der Lage 
sind, auszubilden, müssen mit einer 
Ausbildungsplatzabgabe belegt .wer­
den. •

Schon im vergangenen Jahr wurde die 
Forderung von der PDS erhoben, ein 
langfristiges Programm zur Sicherung 
der Berufsausbildung für den Zeitraum 
von 1995 bis 2005 zu erarbeiten. Dieser 
Vorschlag wurde mit dem Verweis aus 
„zentralistische Einflußnahme auf ein 
funktionierendes Wirtschaftssystem“ 
zurückgewiesen. Offenbar haben die 
Selbstheilungskräfte des Marktes keine 
Ausbildungsplätze herbeigeschafft.

Wirtschaftsminister Seidel (CDU) . 
sieht sogar die richtige Ausbildungska­
tastrophe erst 1997 und später herauf­
ziehen, wenn jährlich 30000 Bewerber 
zu erwarten sind. Allerdings will er die 
Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 
ausbildunsgfr eundlicher gestalten, was 
heißt, über die Lehrlingsvergütung 
nachzudenken und die Durchführung 
der Berufsschule anders zu gestalten. 
Sein Appell richtet sich an die, die noch 
immer in der Vorstellung leben, der 
„Staat wird’s schon richten“, „flexibler 
und mobiler“ zu sein, was nicht anders 
heißen kann, als auf Lehrlingsgeld, or­
dentliche Berufsschule und am Wohn­
ort gelegene Lehrstellen zu verzichten. 
(Quelle: Neues Deutschland, 18.6.96)

Erfolgreiche 
Gegenkundgebung

die zahlreiche Anwesenheit von Antifas 
und verzogen sich wieder ohne ein 
Transparent entrollt oder ein Flugblatt 
verteilt zu haben.

Aufgrund der Geschehnisse der letz­
ten Wochen ist in der Linken eine Dis­
kussion nötig, wie in Berlin die darnie­
der liegenden Antifa-Strukturen wieder 
belebt und aufgebaut werden können. 
So sind z. B. bezifklich organisierte Mo­
bilisierungsstrukturen weitgehend 
nicht mehr vorhanden. Des weiteren 
scheint eine Klarstellung in der Linken 
notwendig, daß NS-Propaganda in der 
Öffentlichkeit kein Platz zu geben ist. 
Von diesem Konsens hat sich z. B. der 
Bezirksbürgermeister Buttler (PDS) in 
Marzahn verabschiedet. Ebenso das 
Neue Deutschland, das auf einer Veran­
staltung über das Ostrowski-Papier die 
Anwesenheit des Junge Freiheit-Dx^' 
ziehers Roland Wehl duldete, trotz des 
Protestes von Menschen aus der „AG- 
Junge Genossinnen“, die dann die Ver­
anstaltung verließen.

Von den Medieji werden die zuneh­
menden Aktionen aus dem Spektrum 
der extremen Rechten weitgehend i£' 
noriert: Daß sich die BVV-Tiergarten z- 
B. am 13. Juni einstimmig gegen den 
REP-Aufmarsch wandte, war nirgend­
wo zu lesen. Ebenso nichts aus der p°' 
sitiv hervorzuhebenden Presseer­
klärung des Bezirksbürgermeisters von 
Tiergarten, Jörn Jensen (Bündnis 90 / 
Grüne): „Ich rufe deshalb alle dem0' 
kratischen Menschen in Tiergarten un° 
in Berlin auf, durch massenhafte AnWe' 
senheit Unter den Linden, auf dem 
riscr Platz, auf der Ebertstraße und dcr 
Scheidemannstr. am Reichstag den 
Aufeug zu unterbinden und dem reclr 
ton Spuk ein Ende zu machen.“

(h$
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Der KHD-Konzern wird zerschlagen
Berichte von Auswirkungen und Protesten aus Köln und Mannheim

MWM: Kein 
Aufatmen 
der Belegschaft
Die Stadtzeitung „Mannheim Konkret“ 
der DKP berichtete in zwei Artikeln 
über die Auswirkungen der Zerschla­
gung des KHD-Konzems (s.a. vorige 
Ausgabe der Politischen Berichte) auf 
die MWM (Motorenwerke Mannheim).

Von „Aufatmen“ für die Belegschaft kei­
ne Spur. Seihst die neue Konzern­
führung der Deutz AG sagt, ob mit die­
sem Konzept die Arbeitsplätze erhalten 
werden kann, ist fraglich.

Das wichtigste: 1. Der KHD-Konzem 
wird zerschlagen. Der Humboldt Wedag 
AG Teil und andere besonders hoch ver­
schuldete Konzemteile, werden „abge-

gefähr auf die damaligen Vorgänge beim 
Strebelwerk hingewiesen. Auch da war 
die Deutsche Bank Hauptakteur. Nur 
sie hat aus dem Strebel-Konkurs noch 
ein großes Geschäft gemacht, hat heu­
te ein ganzes Quadrat in Bahnhofsnähe 
und den Großteil des neuen Gewerbe­
geländes in der Mallau. Die Kolleginnen 
und Kollegen, die damals auch glaub­
ten, durch Lohnverzicht u.ä. „ihr Werk“ 
zu retten, waren die Dummen. « .

Es ist beim Umgang mit den „Säulen“ 
unserer „freiheitlich demokratischen 
Grundordnung“, sprich den Topniana- 
gem der großen Monopole Banken und 
Konzerne des Großkapitals und seiner 
Regierung in Bonn, immer gut, sich so 
zu verhalten, als ob man mit Mafiosi ver­
handelt. Und man muß wissen, daß die 
Lügen wie gedruckt, wenn es um ihren 
Profit geht. Dafür werden sie geschult 
und bezahlt, sehr gut bezahlt.

1995 wurde Deutz-Fahr aus dem KHD-Konzern abgetrennt, jetzt soll die Traktorenfabrik in Köln nach 
Lauingen (Bayern) verlagert werden. Antwort der Belegschaft: Streik Foto: Sven Krüger

Das gilt nebenbei auch für das „Mann­
heimer Konsortium“. Wer Hartung von 
den MW im Fernsehen gesehen und 
gehört hat, kann sich seinen Reim selbst 
machen.,Eine Stadt mit 1,3 Milliarden 
Schulden, die MW mit über 500 Millio­
nen Mark Schulden als Sanierer, das 
kann nur ein Witz sein - oder die Er­
wartung eines großen Geschäftes. Letz­
teres scheint der Fall zu sein. Es geht 
darum, daß die Stadt, die Stadtspar­
kasse und die MW das jetzige Be­
triebsgelände, vor allem in der Neckar­
stadt, günstig in die Hände bekommen 

__ _ ________ ,_____________________ und vermarkten - wenn, so rechnen sie 
ihr Sanierungskonzept durchsetzen offenbar, die MWM samt dem neuen 
will. Und da steht ganz oben die Ab­
sicht, von den über 1 Milliarde Mark Ver­
lusten für die Deutsche Bank zu retten, 
was zu retten ist - ohne Rücksicht auf 
bestehende Arbeitsplätze, versteht 
sich. Denn wer mit den 3500 Kollegin­
nen und Kollegen der Wedag AG so ver­
fährt, von dem ist nicht zu erwarten, daß 
er die MWM anders behandelt, wenn es 
seinem Profit dient.

2. Es gibt ein neues Finanzierungs­
konzept, und so sieht es aus:

Die Deutsche Bank erbringt 450 Mil­
lionen aus vorläufigen Verzichten auf 
Tilgung und Zinsen für die Schulden des 
ehemaligen KHD-Konzems, dazu etwa 
für 100 Millionen neue Kredite. Andere 
Banken verzichten im Rahmen eines 
Zinsmoratoriums vorübergehend auf 
Zinsen - macht rund 35 Millionen Mark.

Weiter: Die Stadt Köln schießt rund 
210 Millionen Mark zum Erhalt der Mo­
torenwerke Köln Deutz zu. Die Stadt 

| Mannheim beteiligt sich über ein Kon­
sortium, bestehend aus der MW (Ver­
kehrsbetriebe) und der Stadtsparkas­
se, mit 120 bis 130 Millionen Mark. Das 
Mannheimer Konsortium erhält für die 
„Hilfe“ rund 50000 Quadratmeter Bo­
denfläche in der Neckarstadt und auf 
der Friesenheimer Insel und soll für das 
produktionstechnisch genutzte Gelän­
de zukünftig Miete erhalten.

3. Die Belegschaft soll für Vezicht auf 
Lohn, durch freiwillige Mehrarbeit und 
einen Teilverzicht auf verdiente Alters­
pensionen ebenfalls rund 180 Millionen 
Mark zur „Erhaltung“ ihres Arbeits­
platzes beitragen, vor allem aber damit 
die Deutsche Bank zu „ihrem“ Geld 
kommt. Eine weitere Finanzspritze soll 
von saudiarabischen Ölscheichs kom­
men.

wickelt“. Wenn sich Käufer finden, dann 
sollen sie für den Erhalt von über 3500 
Arbeitsplätzen sorgen. Deutsche Bank 
und der ehemalige KHD-Konzem, ha­
ben sich damit aus der Affäre gezogen. 
Außer der Deutschen Bank sind die 
Gläubiger den Großteil ihres Geldes los. 
Ebenso die Beschäftigtenaktionäre der 
Wedag AG. Der Kölner Konzemteil bil­
det zusammen mit den MWM den Kem 
des künftigen neuen Konzerns Deutz 
AG.

Schon diese Konstruktion muß stut­
zig machen.Sie hängt in erster Linie da­
mit zusammen,daß die Deutsche Bank

Streik bei Deutz-Fahr
Sieben Tage Arbeitskampf gegen Schließung

Die Deutsche Bank hat auch das
Strebelwerk kaputt gemacht
Wir haben in der letzten Ausgabe unse­
rer Zeitung für die MWM nicht von un-

Von Montag, dem 3.6., bis zum 12.6. ha­
ben ca. 300 Beschäftigte des Kölner 
Traktorenherstellers Deutz-Fahr gegen 
die Schließung ihres Werkes gestreikt. 
Der Streik ist jetzt ausgesetzt, weil die 
Geschäftsleitung sich wieder zu Ver­
handlungen über einen Sozialplan be­
reit erklärt hat. Um keinen Lohnverlust 
hinzunehmen, können die Kolleginnen 

_________ ______ %_______ und Kollegen die Streiktage mit ihren 
ster der Stadt Mannheim) und Hartung Überstunden verrechnen. Doch das ist 
davon reden, daß man auf einem Teil des 
Geländes vielleicht einen dritten Ge­
werbepark errichten könne, neben MA- 
FINEX und SEL, dann kann sich jede 
Kollegin und jeder Kollege ausrechnen, 

. was von den heutigen 1300 Arbeitsplät­
zen der MWM noch übrig bleibt. Vor al­
lem welchen Lohn sie dort erhalten wür­
den, wenn sie gnädig als Arbeitskraft 
aufgenommen würden. Aber soweit darf 
es gar nicht kommen.

Uhd noch etwas sollte jeder Kollegin 
und jedem Kollegen eingehen: Das für 
die 120-130 Millionen erworbene Gelän­
de der MWM hat für die Stadt, die Spar­
kasse und die MW nur dann einen Wert, 
wenn die MWM kaputt sind und das 
Gelände - wir haben über die Pläne im 
letzten mk Extra berichtet - vermarktet 
werden kann.

Es geht wirklich nicht um „Schwarz­
malen“. Es geht darum, Licht in das 
Werk der Dunkelmänner der Deutschen 
Bank, der Stadtverwaltung, der Mann­
heimer Sparkasse und der MW zu brin­
gen. Nur wenn die MWM Belegschaft die 
Absicht kennt, kann sie dagegen und 
um den Erhalt ihrer Arbeitsplätze 
kämpfen. Wir werden uns mit unseren 
bescheidenen Kräften voll in die not­
wendige Solidarität mit den Beschäf­
tigten der MWM einbringen. Die Beleg­
schaft der MWM braucht in diesem 
Kampf Verbündete und nochmals Ver­
bündete. Nur durch gemeinsames Han­
deln kann sie das Schlimmste abweh­
ren. Und diese Verbündeten sind da. Sie 
sind in den anderen Betrieben, denen 
vielleicht morgen eine ähnliche Situati­
on ins Werk steht wie den MWMlem 
heute.

Dabei ist Vertrauen in die Worte irgend 
welcher Figuren bei der Deutschen 
Bank fehl am Platze.

(aus Platzgründen leicht gekürzt)

Deutz AG Konzern den Bach runter­
geht.

Wenn heute Widder (Oberbürgermei-

noch nicht das Ende des Arbeitskamp­
fes. Bisher hat die’Geschäftsleitung im­
mer wieder Absprachen gebrochen und 
gelogen. Die Kollegen werden ihren 
Streik wieder aufnehmen, wenn die Ge­
schäftsleitung versucht, sie zu hinter­
gehen. .Die IG Metall bezahlt kein 
Streikgeld, da der Streik inoffiziell ist. 
Die Kolleginnen und Kollegen sind da­
her auf Spenden angewiesen. Auch son­
stige Unterstützung, z. B. Solidaritäts­
schreiben, sind noch immer wichtig.

Der Hintergrund: Deutz-Fahr wurde 
Anfang 1995 aus dem KHD-Konzem 
herausgetrennt und an den italieni­
schen Traktorenhersteller Same ver­
kauft. Same „garantierte“ den Erhalt 
des Werkes im Kölner Stadtteil Kalk. 
Doch im April 1996 verkündete Same, 
das Werk solle „we'gen der hohen Kosten 
in Köln“ ins bayerische Lauingen um­
ziehen. Daraufhin kam es zu Protesten 
der Kollegen. Die Stadt Köln und die IG 
Metall boten Preissenkungen für städ­
tische Dienstleistungen und Lohnver­
zicht der Beschäftigten. Doch auch 
Lauingen ließ sich nicht lumpen und bot . 
„Exportförderung“, d.h. versteckte 
Subventionen. Doch die Entscheidung 
war ohnehin schon gefallen: Same hat­
te von Anfang an vor, daß Kölner Werk 
zu schließen und ein Werk in Lauingen 
hochzuziehen, In dem jedoch nur 250 
Kollegen beschäftigt werden sollen. Zy­
nischerweise hatte Geschäftsführer 
Tom Graf allen(’) Kölner Beschäftigten 
einen Umzug nach Lauingen angebo­
ten, wohl wissend, daß nur die wenig- * 
sten dorthin ziehen können. So will der 
Same-Konzern Abfindungen sparen 
und nur „Härtefälle“ mit Almosen ab­
speisen.

Als dies klar wurde, platzte den Be­
schäftigten der Kragen. Eigentlich hat­
ten die Medien und die Politiker Dcutz-

Fahr schon abgeschrieben, doch am 3.6. 
begann der spontane Streik, dem sich 
nahezu alle gewerblichen Beschäftigten 
angeschlossen haben. Die Angestellten 
streikten nicht, doch waren viele von ih­
nen krankgeschrieben.

Die Kolleginnen und Kollegen haben 
während ihrer Arbeitszeit das Tor be­
setzt gehalten und verhindert, daß 
Traktoren abtransportiert werden. Die 
Geschäftsleitung versuchte, die Kolle­
gen einzuschüchtem. Sie hat drei Ab­
mahnungen verschickt und mit Anzei­
gen wegen Sachbeschädigung und 
Nötigung gedroht, weil einige Trakto­
ren platte Reifen hatten und die Kolle­
gen am Tor standen.

Für uns in Köln-Kalk ist der Kampf um 
Deutz-Fahr sehr wichtig. Die Arbeitslo­
senquote in diesem Stadtteil liegt bei 
über 15 Prozent, für die Jugendlichen 
sieht die Zukunft düster aus. Aber 
Deutz-Fahr ist inzwischen ein bundes­
weit wichtiger Kampf geworden. 
Während täglich 1000 Arbeitsplätze 
sang- und klanglos verlorengehen, 
während große Betriebe Massenentlas­
sungen vornehmen oder schließen 
(AEG, Vulkan, KHD usw. usf.), wehrt 
sich diese kleine Belegschaft dagegen.

1993 ist das Kali-Werk im thüringi­
schen Bischofferode zum Symbol für 
den Kampf gegen die Arbeitsplatzver­
nichtung geworden, 1996 könnte es 
Deutz-Fahrwerden. Dafür brauchen die 
Kolleginnen und Kollegen allerdings 
viel Unterstützung. Wir möchten 

. Sie/Euch daher bitten, so schnell wie 
möglich Solidaritätsadressen und 
Spenden zu schicken. Auch muß der 
Kampf weiter bekanntgemacht werden. 
Bisher wurde nur in der Kölner Regio­
nalpresse, bei WDR 3 Lokalzeit und in 
der „Junge Welt“ über den Kampf be­
richtet.

Wir möchten alle aktiven Gewerk­
schafterinnen und Gewerkschafter bit­
ten, in den Betrieben, bei Betriebsräten 

• und Vertrauensleuten sowie bei ge­
werkschaftlichen Veranstaltungen den 
Kampf bekannt zu machen.
Spenden bitte an: Konto: ..Belegschaft 
Deutz-Pihr“ Martin Braun. Kto-Nr. 163 
679 1900, Bank für Gemeinwirtschaft> 
(BfG). BLZ 370101 11

(aus Lokalberichte Köln)
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Die Kapitalisten wollen kassieren
Tarifrunde Einzelhandel NRW
In der dritten Verhandlungsrunde über 
Löhne und Gehälter im Einzelhandel 
Nordrhein-Westfalen verweigerten die 
Kapitalisten noch immer jegliches An­
gebot. Stattdessen fuhren sie eine Rei­
he von Forderungen auf, die die Be­
schäftigten ärmer machen und deren 
Entrechtung vorantreiben sollen. Ob­
wohl weder der Manteltarif noch der Ta­
rif über Sonderzahlungen gekündigt, 
sind, wollen die Unternehmer ein­
schneidende Verschlechterungen von 
Zahlungen, die dort abgesichert sind. 
Das würde bedeuten: Weniger Urlaubs­
und Weihnachtsgeld, Kürzung oder 
Wegfall von Mehrarbeitszuschlägen, 
Möglichkeit der einseitigen Kürzung 
von Arbeitszeit ohne Lohnausgleich. 
Für ganze Gruppen von Personen ist 
Lohnraub geplant. Langzeitarbeitslose 
sollen bei Einstellung im Einzelhandel 
zwei Jahre lang weniger Geld als ande­
re bekommen. Auszubildende sollen 
keine Tariferhöhung und weniger Ur­
laubsgeld bekommen. Die große Tarif­
kommission der HBV hat festgestellt, 
daß die Beschäftigten im Einzelhandel 
ein mögliches Lohn- und Gehaltsange­
bot selber bezahlen sollen und sich zur

Der Bundesvorstand läßt die Aufgabe übrig, aus oft recht wahren Äußerungen des 
Unbehagens zu konkreter Kritik des politischen Geschehens in der BRDzu kom­
men. Z.B. sind Bemerkungen zur BRD Außenpolitik, die den Türkei-Kurdistan- 
Komplex nicht einmal bezeichnen, vor lauter Abstraktion fast daneben. (mal)

Wehr setzen müssen. Sie hat den Antrag 
auf Streik gestellt. Vorsorglich hat sie 
für den 27. Juni einen weiteren Ver­
handlungstermin vereinbart.
* Die Lage der Beschäftigten ist nicht 
gerade einfach. In Baden-Württemberg 
ist schon ein neuer Tarif im Einzelhan­
del mit einer Erhöhung von 1,85% abge­
schlossen worden. Das ist zu wenig für 
die Arbeiter und Angestellten im Ein­
zelhandel, denn sie stehen fast ganz am 
Ende der Lohnskala. In Bayern wurden 
die Verhandlungen in der vierten Runde 
ergebnislos auf den 2. Juli vertagt. Um 
Druck auf den Zusammenhalt der Be­
schäftigten auszuüben, zahlen in NRW 
etliche Kapitalisten bereits Abschläge 
auf die zu erwartende Tariferhöhung, in 
der Bahnhofsbuchhandlung Ludwig 
z.B. 2%. Dagegen muß man festhalten, 
daß die gewerkschaftliche Forderung 
gerechtfertigt ist. 5% mindestens 160 
DM, sind nicht sehr vieL Sie würden ge­
rade mal zu einem Endgehalt von 3333 
DM in der Gehaltsgruppe I führen, mit 
der 80% der Beschäftigten im Einzel­
handel, überwiegend Verkäuferinnen, 
ihr Leben fristen müssen.

- (anl, Lokalberichte Köln)

Grundsätze und Ziele der PDS bei 
den Wahlen 1998/99 SSÄSrÄSS.

fähig und bereit ist, ihre politische Kraß 
und ihre geistige Kultur in die Zusam­
menarbeit mit anderen politischer 
Kräften und sozialen Bewegungen ztf 
Überwindung der konservativen Hegßj 
monie, für eine demokratische und s(r 

mit dem Ziel, in Fraktionsstärke in den zial gerechte Republik einzubringen. | 
Deutschen Bundestag, gestärkt in die > 2. Die bundesrepublikanische Gesell] 
ostdeutschen Landtage und Kommu­
nalvertretungen sowie 1999 in das Eu­
ropäische Parlament einzuziehen. r

Politische und gesellschaftliche Alter­
nativen denkbar und gestaltbar ma­
chen! Mehr als 5 Prozent für einen wirk­
lichen gesellschaftlichen Wandel!

Die PDS fuhrt ihre Wahlkämpfe 1998/99
5

■ schäft ist von einer tiefen, strukturellem 
Krise erfaßt. Der Wirtschafts- un^ 
Wachstumstyp, der in den Industriell 
dem in diesem Jahrhundert vorgei 
herrscht hat, ist erschöpft. Der Über; 
gang zur Produktionsweise der hoebt' ' 
echnologischen Produktivkräfte ist g* i 
samtgesellschaftlich, volks- und weit' 
wirtschaftlich und insbesondere sozial

• ökologisch und kulturell bisher nicht gfr 
lungen. Das hat zur. Krise des sozial' 
staatlich gebändigten Kapitalismus g* 
führt. Sie ist in gegensätzlicher Rieb’ 
tung offen: Zum einen sind die Bunde* 
regierungund die Untemehmerverbäfl’ 
de in der Lage, eine gesellschaftliche Abi 
passung an wesentlich veränderte wirt' 
schaftliche und globale Bedingungen 
realisieren. Die Zukunftsprobleme 
Gesellschaft werden dabei jedo^ 
mißachtet und krisenhaft verschärft, 
Das Ende der realsozialistischen Hef' 
ausforderung trägt zur Bereitschaft 
die Zerstörung des Sozialstaates einzV 
kalkulieren. Zum anderen kann der ub’ 
ausweichliche tiefgreifende sozial 
ökonomische und ökologische Umbbv 
mit dem Kampf um soziale Sicher^11 
und Gerechtigkeit, Chancengleichheit 
weltwirtschaftliche Solidarität und örf 
logische Vernunft verbunden werden.
3. Die gesellschaftliche Krise 5 
Deutschland bleibt zusätzlich, mit 
anhaltenden und von der Bonner 
tik verstärkten politischen, ökonoi^' 
sehen und sozialen Spaltung des IX 
des verbunden. Die Ostdeutschen leb^ 
an der ökonomischen und sozialen 
ripherie der Bundesrepublik Deutsch 
land. Die wirkliche Integration 
deutschlands ist nicht vollzogen. 
Verzicht der etablierten Parteien 
eine gleichberechtigte und achtung? 
volle Vereinigung Deutschlands hat eb 

.enormes Konfliktpotential angehäuj 
In Eigentumsfragen, bezüglich der 
Schaftsstandorte und -Strukturen, 
Arbeitsmarktes, des sozial immer 
verträglicheren Wohnens, der Rent^ 
und des Abbaus von ostdeutscher 
senschafts-, Bildungs- und Kulturstb' 

. stanz sind weitreichende Kurskorrelrf' 
ren unabdingbar. ..

Ostdeutschland muß als Herausfori5 
rung für die Gesellschaft der Bundes^ 
publik begriffen werden: Eine selbst^ 
wußte Vertretung ostdeutscher Inter* ! 
sen, die seit 1994 spürbar wächst, 
notwendig für den Bestand der 
kratie in der Bundesrepublik, für die £., 
stige Erneuerung der BRD. Die G 
deutschen müssen ihr ProblembeW^. 
sein aus den Erfahrungen mitzwel 
terschiedlichen GeseUschaftssystefb  ̂
offensiv in die Veränderung der 
einbringen. Ohne Aufbruch im OS 
kein Aufbruch im Westen! r
4. Obwohl die Regierungspolitik s°^ u. 
politisch und moralisch in bedro1^ 
ehern Maß die Grundlagen der ' r
schäft gefährdet, hat sich in der 
desrepublik noch kein ausreiche^j 
politischer Widerstand formiert. Pol J 
sehe Schwäche, Zersplitterung 
Entsolidarisierung sowie fehlender 
seilschaftspolitischer Reform^ 
kennzeichnen nicht alle, aber viele

1. In seinem Beschluß zur Wahlstrategie 
1994 stellte der Bundesparteitag der 
PDS im Juni 1993 fest: „Das groß ge­
wordene Deutschland wird schwer er­
träglich für Arbeitslose, Ausländerin­
nen und Ausländer, für Flüchtlinge, für 
Frauen, für Alleinerziehende, für sehr 
viele Ostdeutsche, für Kinder und Ju­
gendliche, für viele Rentnerinnen und 
Rentner, für Kranke, für Menschen mit 
Behinderungen, für Europa, für die Drit­
te Welt und für die Umwelt. Statt der 
Hinwendung zu den drängenden globa­
len und innergesellschaftlichen sozia­
len, ökologischen und kulturellen Her­
ausforderungen orientieren sich die eta­
blierten Parteien auf die Fortsetzung ei­
ner parasitären, Natur und Kultur zer­
störenden Produktions- und Lebens­
weise in den kapitalistischen Metropo­
lenstaaten und deren Abschottung ge­
gen das wachsende soziale, ökologische 
und militärische Konfliktpotential in 
Osteuropa, Afrika, Asien und Lateina­
merika.“

Die Einschätzung hat sich in bestür- 
____ ______ ______________ zender Weise als zutreffend erwiesen, 

rifkommission ihn akzeptieren wird. Die I Der Angriff der Bundesregierung und 
DAG lehnt den Abschluß ab, weil er der Untemehmerverbände auf das So- 
„keine beschäftigungssichemden Im- zialstaats- und Gleichheitsgebot des 
pulse“ beinhalte. In Hessen und Rhein- Grundgesetzes, auf die Rolle der Ge- 
land-Pfalz gehen derweil die Warn- werkschaften und die Tarifautonomie 
Streiks weiter. Hier fordert die HBVI85 gefährdet inzwischen die sozialstaatli- 
DM für alle._________________________ ehe und in der Konsequenz auch die de-

(Kommunale Berichte Stuttgart) | mokratische Substanz der Bundesre­
publik. Gesellschaftliche Zersplitte­
rung und soziale Ausgrenzung haben 
ein auch für die Gesellschaft selbst be­
drohliches Ausmaß angenommen. Die 
„Spar“politik der Bundesregierung ist 
in Wirklichkeit eine Politik der Subven­
tionierung der Reichen, der Mächtigen, 
der Großkonzeme und Großbanken 
durch die sozial Schwachen, durch die 
Lohnabhängigen, durch das Handwerk 

1 I und den Mittelstand. Diese Politik, de­
ren Urheber sich als „Reformer“ preisen, 
zerstört Zukunftschancen. Die Ost­
deutschen haben jedoch ein besonderes 
Problembewußtsein für Politik, die Zu­
kunftschancen zerstört - wie die Politik 
in der Spätphase der DDR. Diese „Re- 

' formen“ gehen zu Lasten der Kinder 
und Jugendlichen, zu Lasten ihrer Aus- 
bildungs- und Arbeitsplatzchancen. 
Umfassende gesellschaftliche Partizi­
pationsmöglichkeiten der Frauen sind 
in der BRD kein politisches Thema 
mehr. Die Aufrechterhaltung gesell­
schaftlicher Reformmöglichkeiten wird 
zugunsten einer Politik zerstört, die ei­
nerseits auf den Status quo und ande­
rerseits- auf die Umverteilung gesell­
schaftlichen Reichtums zugunsten ins­
besondere der Banken und der Vermö­
genden fixiert ist. Wesentliche Teile des 
politischen Establishments der BRD 
verfolgen eine Konzeption, die die na­
tionalistischen und großmachtpoliti­
schen Züge der deutschen Politik aus­
prägt.

Die Bundesrepublik benötigt mehr 
denn je eine sozialistische Partei, die

Großhandel, Verlage, schwie­
rige Lage im Einzelhandel

ausgehandelt. Für die unteren Lohn- 
und Gehaltsgruppen soll es eine soziale 
Komponente geben. Die Düsseldorfer 
HBV-Zentrale kritisiert diese Vereinba­
rung; es ist nicht sicher, ob die Große Ta-

HBV-Tarifabschlüsse in Baden 
Württemberg
Im baden-württembergischen Groß­
handel erzielte die HBV am 31. Mai ei­
nen Abschluß von 1,99 Prozent ab 1. 
April für 12 Monate für alle Beschäftig­
ten. Außerdem traf sie Vereinbarungen ' 
zur Beschäftigungssicherung: Zur Ab­
wendung von Entlassungen kann die 
Arbeitszeit auf 34 Stunden verkürzt 
werden. Dafür können keine betriebs­
bedingten Entlassungen ausgespro­
chen werden; Abgeltung von Überstun­
den in Freizeit. Der Kommentar der 
HBV zu diesem Abschluß: „Wir müssen 
stärker werden!“

Für die Verlagern Ba­
den-Württemberg ver­
einbarte die HBV am 2. 
Juni eine Erhöhung 
von 1,95 Prozent für 
alle ab 1. Mai für 12 Mo­
nate. Die Vereinbarun­
gen zur Beschäfti­
gungssicherung ent­
sprechen denen im 
Großhandel.

Im baden-württem­
bergischen Einzelhan­
delhat die HBV für die 
220000 Beschäftigten 
1,85 Prozent mehr 
rückwirkend ab 1. April Protestkundgebung der HBV vor dem Klett-VerTaglfTsruttgart

Fichtel & Sachs: Gegen 
Sozialkahlschlag
Nachdem ca. 250 Sachs-Beschäftigte 
an der Großkundgebung in Bonn teil­
genommen hatten, stand auch die Be­
triebsversammlung am 17.6.96 im Zei­
chen des Protests gegen Kapital und 
Regierung. Klaus Ernst, 1. Bevoil- 

' müchtigter der IG Metall rief auf, sich 
an weiteren Aktionen zu beteiligen, 
und kündigte starke Aktionen vor al­
lem für den Fall an, daß tarifliche Re­
gelungen, z.B. die Lohnfortzahlung, 
verteidigt werden müssten.

Konrad Fischer, Betriebsseelsorger, 
zeigte «Ich als CÖlLMItglicd und TelL

nehmer der Bonner Demonstration 
stark betroffen von der Äußerung des 
CDU-Fraktionsvorsitzenden im Bun­
destag, Wolfgang Schäuble: „Die Re­
gierung werde sich dem Druck der 
Straße nicht beugen“. „Druck der 
Straße“ sei gleichbedeutend mit Mob 
und Pöbel. In Bonn hätten aber kreuz­
brave und gestandene Bürger demon­
striert. Er prophezeite ein „Ende des 
sozialen Friedens“ für den Fall der 
kompromißlosen Durchsetzung des 
Regierungspakets.

Die Geschäftsleitung schwieg sich 
trotz der scharfen Angriffe auf Arbeit­
geber und Management aus.

- (eis, nachrlchten&Standpiinktc)
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tische und soziale Kämpfe. Die den Kon­
servativen gegenüberstehenden Kräfte 
laufen Gefahr, sich selbst durch politi­
sche Innovationslosigkeit zu blockie­
ren. Neoliberal-konservative Wertemu­
ster und Strategievorstellungen sind 
weit verbreitet. Problemverdrängung 
und Resignation sind ungebrochen. 
Dennoch gibt es - wie seit langem nicht 
mehr - bei einer großen Bevölkerungs­
mehrheit ein allgemeines, vages Be­
wußtsein dafür, daß gesellschaftliche 
Veränderungen erforderlich sind. Wahr­
genommen werden vor allem soziale 

i Konfliktlinien, soziale Ent-Sicherung 
und das Fehlen ernsthafter Konzepte 
zur Bewältigung der Zukunftsfragen. 
Dieses „Unzufriedenheitspotential“ ist 
jedoch bisher noch nicht konkret, nicht 
stark und vor allem nicht ausreichend 
genug mit politischen und sozialen Al- 
tematiworstellungen verbunden, um 
größere gesellschaftliche Bewegungen 
hervorzubringen. Das ist um so mehr zu 
berücksichtigen, als die zunehmende 
soziale Polarisierung mit einer stärke­
ren Differenzierung und Segmentierung 
innerhalb der sozialen Gruppen der 
BRD einhergeht. Läßt sich an solchen 
Erscheinungen auch kurzfristig kaum 
etwas ändern, so will die PDS doch dazu 
beitragen, eine gesellschaftliche Oppo­
sition zu formieren und deren intellek­
tuelle und kommunikative Schwäche zu 
überwinden.
5. Dieses Land braucht eine neue Poli­
tik. Das Ziel der sozialen Gerechtigkeit 
und der Vollbeschäftigung ist kein Ana­
chronismus. Wir wollen, daß der Ge­
danke der sozialen Gerechtigkeit das 
Profil der PDS auch in den Wahlkämp­
fen bestimmt. Wir wollen dieses Ziel - 
mit neuen Inhalten und neuen ökono­
mischen, sozialen und ökologischen 
Grundlagen - für moderne linke Politik 
zurückgewinnen. Wir wollen eine sozia­
le Grundsicherung für alle, die ihre Exi­
stenz nicht durch eigene Arbeit sichern 
können. Das ist die zeit- und zukunfts­
gemäße Antwort auf die soziale Kahl­
schlagpolitik, die verstärkte patriarcha­
le Spaltung der Gesellschaft. Wir wollen 
die Verbindung von Arbeit, sozialer Si­
cherheit und Umwelt.

Das Ringen um einen grundlegenden 
sozialen und ökologischem Wandel der 
Gesellschaft und Wirtschaft, darin ein­
geschlossen die gerechte Verteilung des 

1 gesellschaftlichen Reichtums, wird zum 
entscheidenden Feld der Auseinander­
setzung zwischen profitorientierter so­
zialer und ökologischer Zerstörung auf 

? der einen und zukunftsbewahrender 
Gesellschaftlichkeit auf der anderen 
Seite. Die notwendigen Abwehrkämpfe, 
den Widerstand gegen die neoliberalen 
Angriffe auf das grundgesetzlich gebo­
tene Sozialstaatsprinzip wollen wir mit 

' der Veränderung der geistigen Hegemo- 
' nie in Deutschland und dem Ringen dar­
um verbinden, neue gesellschaftliche 
Grundlagen für soziale Gerechtigkeit, 
eine nachhaltige, umweltverträgliche 
Wirtschafts- und Lebensweise und eine 
solidarische Weltentwicklung zu schaf­
fen.

Wir werden unseren Widerstand gegen 
die Militarisierung deutscher Politik, 
gegen Bundeswehreinsätze und Krieg 
nicht aufgeben.Wir wollen eine wesent­
liche Erweiterung der gesellschaftli­
chen Demokratie, insbesondere durch 
die Erweiterung plebiszitärer Partizipa­
tion auf kommunaler und Landesebene 
sowie ihre Einführung auf Bundesebe­
ne, damit die Institutionalisierung von 
Bewegungen und Kräften gegen Kapi­
tal, Parteienherrschaft, Umwelt- und 
Kuiturzerstörung möglich wird. Der 
Unken wird - unabhängig von ihrer par­
teipolitischen Einbindung - für einen 
solchen Wandel eine entscheidende Rol­
le zukommen. Wir werden unseren mög­
lichen Beitrag leisten, um die Macht- 
und Interessenstrukturen aufzudecken, 
die den erforderlichen gesellschaftli­

chen Brüchen entgegenstehen, gesell­
schaftliche Reformvorstellungen in die 
öffentliche Diskussion einzubringen, 
die beharrliche Arbeit an ihnen zu be­
fördern, sie zum Gegenstand von realer 
Politik und reale Politik zum Gegen­
stand gesellschaftlicher Reformen zu 
machen. Das Ziel besteht darin, das Zu­
sammenwirken verschiedener Kräfte zu 
ermöglichen, um politische und soziale 
Kämpfe, ohne die es keinen Wandel ge­
ben wird, zu organisieren, zu fördern 
und zusammenzuführen.
6. Die PDS ist in den vergangenen Jah­
ren politisch stärker geworden, ihre Iso­
lierung ist aufgebrochen, die gesell­
schaftspolitische Defensive der linken 
Kräfte ist jedoch nicht überwunden. Die 
konservative geistige und politische He­
gemonie scheint hoch stabiler gewor­
den zu sein. Seit 1989 erleben wir einen 
Prozeß der radikalen Veränderung vie­
ler Selbstverständlichkeiten der alten 
Bundesrepublik. Seit den Wahlen von 
1994 ist dieser Prozeß scheinbar unauf­
haltbar geworden und hat faktisch alle 
Parteien und Meinungsführer erfaßt. 
Der Streit geht scheinbar nicht mehr 
darum, ob die Außenpolitik militarisiert 
werden soll, sondern nur noch darum, 
wie schnell und in welchem Maße. Der 
Abbau des Sozialstaates ist schon weit 
vorangeschritten, auch wenn er noch als 
Modernisierung und Verschlankung 
ausgegeben wird. Was lange Zeit als Zi- 
vilisierung des Kapitalismus gefeiert 
wurde, wird inzwischen massiv als über­
zogenes Anspruchs- und Besitzstands­
denken zurückgewiesen. Die Verhöh­
nung der • Krisenopfer kennt keine 
Schamgrenzen mehr. Arbeitslose, ‘So­
zialhilfeempfängerinnen und -empfän- 
ger, Obdachlose und Kranke werden als 
Drückeberger denunziert. Neoliberale 
und neokonservative Einschätzungen 
und Wertorientierungen haben ihren 
Einfluß auch innerhalb der SPD und der 
Bündnisgrünen gewonnen. Die Akzep­
tanz sozialer Kürzungen, der interna­
tionalen Bundeswehreinsätze, des frau­
enfeindlichen Abtreibungsrechts und 
nationalistischer Abschottung gegen 
Flüchtlinge charakterisiert das Ausmaß 
konservativen Einflusses in besonde­
rem Maße. Wir spüren an uns selbst, in 
der PDS und unserer Wählerschaft, wie 
schwer es ist, sich der Wirkung des kon­
servativen Zeitgeistes zu entziehen. Wir 
werden jedoch nicht populistisch 
zurückweichen, sondern durch das Auf­
zeigen von Alternativen den Kampf um 
den Zeitgeist führen. Wir werden die ge­
wachsene Akzeptanz der PDS nutzen, 
um den Rückzug der demokratische, 
finken, sozialistischen Kräfte zu stop­
pen.
7. Die PDS wird ihre selbstkritische Auf­
arbeitung eigener Geschichte und eige­
nen Versagens fortsetzen. Ihre Absage 
an Stalinismus, undemokratische und 
antiemanzipatorische Politik und Ge­
sellschaftsvorstellungen ist unumkehr­
bar. Mit ihren Partnerinnen und Part­
nern auf den offenen Listen von 1994 zu 
den Europa-, Bundestags- und Land­
tagswahlen und zu zahlreichen kommu­
nalen Vertretungen hat die PDS an Ak­
zeptanz gewonnen. Auf kommunaler 
Ebene und in vielen parlamentarischen 
Auseinandersetzungen hat sich die PDS 
durch Kompetenz, Realismus und 
durch ihr Profil als sozialistische Partei 
zunehmend als wirkungsvolle Kraft er­
wiesen. Gesellschaftliche Reformpro­
jekte und politische Alternativen zur 
Bonner Koalition sind ohne die PDS 
kaum realisierbar.

International hat die europäische Lin­
ke mit der gemeinsamen Kundgebung 
für Arbeit und sozialen Fortschritt in 
Paris am 11. Mai 1996 und dem Treffen 
der Parteivorsitzenden europäischer 
Linksparteien am 8. Juni 1996 in Madrid 
begonnen, gemeinsame Diskurs- und 
politische Handlungsfähigkeit zu ent­
wickeln. Die PDS wird als Mitgliedspar­

tei des Forums der Neuen Europäischen 
Linken aktiv zur internationalen Zu­
sammenarbeit sozialistischer und an­
derer alternativer Kräfte beitragen. Sie 
ist sich bewußt, daß die sich vollziehen­
den Umbruchprozesse in Europa von ihr 
als linke internationalistische Partei 
verstärktes europapolitisches Agieren 
erfordert.

Die PDS hat ihre Wahlkämpfe 1994 un­
ter dem Motto geführt: „Veränderung 
beginnt mit Opposition“. Sie wirkt auf 
der Grundlage ihrer Wahlprogramme in 
den Parlamenten und außerparlamen­
tarisch. Der Widerstand gegen die Poli­
tik der CDU/CSU und der FDP steht im 
Mittelpunkt unserer politischen Arbeit. 
Die PDS setzt sich kritisch mit dem 
Zurückweichen der SPD und der Bünd­
nisgrünen vor dem bundesrepublikani­
schen Konservatismus auseinander. Wir 
haben zugleich auch mit der weiteren 
selbstkritischen Erneuerung der PDS 
und der Entwicklung konkreter politi­
scher Alternativen versucht, unserer­
seits die Voraussetzungen für eine Zu­
sammenarbeit zur Überwindung kon­
servativer Hegemonie zu verbessern. 
Obwohl die antisoziale Politik der 
CDU/CSU und FDP in der Gesellschaft 
unverändert dominiert, sind auch die 
Möglichkeiten, diese Dominanz zu be­
enden, näher gerückt. Sie müssen ge­
nutzt, verwirklicht werden. Wir sagen 
unseren Wählerinnen und Wählern: Es 
bleibt politisches Ziel der PDS, die kon­
servative Hegemonie in der Bundesre­
publik zu überwinden. Dazu gehört die 
Ablösung bzw. Verhinderung der Regie­
rungsmacht von CDU und CSU und auf 
Bundesebene und in den Ländern. Eine 
gestärkte PDS könnte dazu unmittel­
bar ihren Beitrag auf Bundesebene, in 
den neuen Bundesländern und Berlin 
leisten.

Wir sind weiterhin bereit, die politi­
sche Konkurrenz zur SPD und zu Bünd­
nis 90/Die Grünen durch politischen 
Dialog zu ergänzen. Das setzt voraus, 
daß diese den gesellschaftlichen Oppo­
sitionscharakter, das sozialistische, an- 
tikapitatistische Profil der PDS akzep­
tieren.

Die PDS bleibt zugleich außerparla­
mentarische Kraft. Sie ist offen für 
Ideen, Mitwirkung und Einflußnahme 
gesellschaftlicher Bewegungen und 
Einzelner, die den außerparlamentari­
schen Kampf mit uns gemeinsam führen 
wollen. Ohne gesellschaftliche Bewe­
gung, ohne Bewegung von unten wird es 
keine dauerhaften und keine radikalen 
Wandlungen geben.

Die Frage, ob eine Parlamentsfraktion 
der PDS sich innerhalb des Parlaments 
in eine Oppositionsrolle, in eine Situati­
on des Tolerierens einer Regierung oder 
in eine Koalitionsrolle begibt, wird von 
der PDS - soweit es von ihr abhängt - je 
nach Zeit und Situation danach ent­
schieden, wie ein Höchstmaß an gesell­
schaftlichen Veränderungen im Sinne 
der politischen Zielstellung der PDS er­
reicht werden kann. Die Frage einer Re­
gierungsbeteiligung stellt sich für die 
PDS deshalb unter gesamtpolitischen 
Rahmenbedingungen und Kräftever­
hältnissen, dann, wenn diese die Schaf­
fung oder Bewahrung von Vorausset­
zungen für einen sozialen, ökologischen 
und demokratischen Wandel der Bun­
desrepublik ermöglichen.
8. Die PDS wird ihre Wahlkämpfe 
1998/99 mit dem Ziel führen, mit Frakti­
onsstärke in den Deutschen Bundestag, 
gestärkt in die ostdeutschen Landtage 
und Kommunalvertretungen sowie 1999 
in das Europäische Parlament einzuzie­
hen. Die Versuche der CDU/CSU, die 
Grundmandatsregel zu beseitigen, sind 
gescheitert. Der Kampf um Direktman- 
date bleibt für die PDS realistisch und 
wird mit Nachdruck vorbereitet und ge­
führt werden. Die demokratische Insti­
tution der/des direkt gewählten Abge­
ordneten ist für uns wegen der beson­

deren Verbindung Zu den Wählerinnen 
und Wählern bedeutungsvoll.

Die PDS will auch 1998 ohne Parteie­
goismus und ohne sektiererische Ei­
nengung mit offenen Listen zu den 
Wahlen antreten. Die PDS wird zur Wah­
rung ihres Profils keine direkten oder in­
direkten Parteienbündnisse eingehen. 
Für die offenen Listen will die PDS in er­
ster Linie qualifizierte eigene Mitglieder 
und darüber hinaus parteilose Persön­
lichkeiten aus sozialen, politischen und 
kulturellen Bewegungen des finken de­
mokratischen Spektrums gewinnen, um 
die gesellschaftliche Basis und öffentli­
che Wirksamkeit sozialistischer Politik 
zu stärken.

Von Abgeordneten, die auf den offenen 
Listen gewählt werden, erwarten wir un­
abhängig von ihrer Parteizugehörigkeit 
zur PDS, daß sie regelmäßig einen Teil 
ihrer Diäten für die politische Arbeit 
und die sozialen und kulturellen Pro­
jekte der PDS spenden. Gegenüber un­
seren Partnerinnen und Partnern auf of­
fenen Listen wiederholen wir unsere Po­
sition von 1993: „Wir wollen eine Zusam­
menarbeit miteinander, die die weltan­
schauliche, politische oder religiöse Un­
terschiedlichkeit achtet und als ge­
meinsame Bereicherung versteht. Wir 
wollen zugleich eine Zusammenarbeit, 
die in zu vereinbarenden Grundfragen 
verläßlich ist und geprägt von gegensei­
tiger Solidarität und Verpflichtung für­
einander.“

Die PDS will ein anderes Deutschland: 
Wir finden uns nicht mit der Zwei-Drit­
tel-Gesellschaft und der sich verstär­
kenden sozialen Ausgrenzung von Mil­
lionen Menschen ab.

Die PDS kommt aus dem Osten 
Deutschlands, und sie bleibt die Partei, 
die sich in besonderem Maße den Inter­
essen der. Ostdeutschen zuwendet. Wir 
wollen die Einheit Deutschlands nicht 
durch die Verwestlichung des Ostens, 
sondern dadurch, daß endlich eine Mo- 
demisierungderBundesrepublik einge­
leitet wird. Wir wirken deshalb bundes­
politisch, d.h. zugleich im Interesse ei­
ner Vielzahl von Menschen in den alten 
Bundesländern.

Die PDS ist eine Partei, die sich für 
eine demokratische, soziale und ökolo­
gische Entwicklung der Europäischen 
Union einsetzt.

Die PDS wendet sich an alle Men­
schen, die sich mit gesellschaftlichem 
Egoismus und sozialer Kälte, mit Aus­
grenzung, Nationalismus und Groß­
machtpolitik, mit der Militarisierung 
von Politik und Gesellschaft nicht ab­
finden wollen. Wir wenden uns an alle, 
die die Solidarität mit den sozial 
Schwächeren herstellen und sich der 
allgemeinen Entsolidarisierung wider­
setzen wollen. Wir wenden uns an alle, 
die sich nicht damit abfinden wollen, 
daß die ohnehin unzureichenden gesell­
schaftlichen Mitwirkungsmöglichkei- 
ten von Frauen weiter verringert wer­
den. Wir wenden uns an jene, die ge­
meinsam mit uns dafür wirken wollen, 
daß junge Menschen Bildungs-, Ausbil- 
dungs- und Arbeitsplatzchancen erhal­
ten, daß die Würde älterer Menschen 
nicht verletzt und die Benachteiligung 
von Menschen mit Behinderung ausge­
glichen wird. Wir wenden uns an alle 
Menschen, die eine solidarische, demo­
kratische, ökologische, antipatriarcha­
le, gleichberechtigt vereinigte, d.h. ins­
gesamt kulturvolle Republik wollen.

Der Bundesvorstand erörterte die „Grundsät­
ze und Ziele...“ auf einer Sondersitzung am 10. 
Juni 1996. Grundlage der Debatte war ein von 
Lothar Blsky gemeinsam mit anderen - u.a. mit 
Andrö Brie - eingebrachter Entwurf. Dor Be­
schluß wurde ohne Gegenstimmen gefaßt. Hu- 
linu Wawzyniak enthielt sich der Stimme. Mit 
don ..Grundsätzen und Zielen...'4 soll ein Auft­
akt gegeben werden für die Diskussion in der 
Partei (im eine Wählst rategie und eine Wahl­
programmatik für 1998/99.
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FF# veröffentlichen das Inter- 1/1/ viewmit Helmut Pohl, das Off 
V F ver Tolmein führte und das in 

der Konkret vom Juni nicht ganz voff 
ständig abgedruckt war.

Zwischen RAF und etlichen Gefangenen hat es 
eine Spaltung gegeben, die Gefangenen treten 
nach außen hin nicht mehr als einheitliche 
Gruppe auf. Als wer oder für wen sprechen Sie 
in diesem Interview?

Zuerst spreche ich für mich. Aber es 
fließt auch ein, was ich von anderen Ge­
fangenen weiß. Wir sind seit dem Hun­
gerstreik 1989 allerdings fast alle ver­
einzelt gewesen. Es gab keine Möglich­
keit zum Austausch über die neue Si­
tuation. Und die Post ist dafür auch kein 
geeignetes Medium.

Warum nicht?
Unsere Post wird seit über zehn Jahren 
ausgewertet. Vom BKA werden damit 
Projekte zur Stilerkennung gefüttert, 
jede Zeile von uns wird benutzt - das 
macht eine Diskussion unmöglich. Es 
geht aber auch praktisch nicht, aussch­
ließlich über so ein schwerfälliges Medi­
um wie Briefe zu kommunizieren. Es ist 
einfach ein Unding, nach jahrelanger 
Isolation und anschließender Abschot­
tung von Außenkontakten. Trotzdem 
besteht das Kollektiv aber noch weiter: 
Wir kämpfen zusammen um unsere 
Freiheit.

Wie erklären Sie, daß sich in Folge der Zäsur 
von 1992, als die RAF angekündigt hat, die be­
waffneten Aktionen gegen Menschen einzu­
stehen, die Gefangenengruppe aufgelöst hat 
und die RAF von der politischen Bildfläche ver­
schwunden ist?

Eine Zäsur, wie wir sie gewollt haben, ist 
überhaupt nicht gemacht worden. In 
unserer Vorstellung war Zäsur das 
Stichwort für eine Transformierung von 
dem, was die RAF bisher war, zu einer 
politischen Kraft, die auf die neue poli­
tische Situation einwirken kann. Und 
das ist nicht gelungen. ‘92 sind nur end­
lich diese Aktionen eingestellt worden, 
und der Rest hat sich in Luft aufgelöst. 
Die Ursache liegt darin, daß eine politi­
sche Auseinandersetzung darüber, wie 
es künftig weitergehen kann, überhaupt 
nicht in Gang gekommen ist.

Aber es gibt mittlerweile ein ganzes Buch voll­
er Rapiere, voller Kritik und Selbstkritik von 
RAF und Gefangenen...

Aber diese Papiere der RAF und was als 
„Selbstkritik“ lief, das war doch keine 
wirkliche Kritik. Das war die 80er Jahre 
umbiegen oder einmal durch die Wasch­
anlage und die Kiste umspritzen. Die so­
genannte „neue Politik“ der RAF hatte 
nur versucht, eine Variante „revolu­
tionärer Politik“ im alten Grundschema 
zu machen, eine Reproduktion dessel­
ben, aber sozusagen diesmal ganz rich­
tig. Und so eine Abwandlung des alten 
Grundkonzepts reicht nicht hin. In die­
sem Zusammenhang, ich fmde es auch 
nötig, daß die Illegalen ihre Auflösung 
als RAF erklären. Das wollen auch an­
dere Gefangene ausdrücklich, daß es 
hier gesagt wird. Und dann muß man se­
hen, was sich entwickelt.

Wie hätte Ihrer Meinung nach die Diskussion 
verlaufen müssen?

Um das zu erklären, ist es nötig, sich die 
Geschichte des Zäsur-Gedankens an­
zuschauen. Das erste Mal ist von selten 
der Gefangenen 1987 von Zäsur die 
Rede gewesen...

Also nach den Anschlägen auf den MTU-Ma- 
nogcr Ernst Zimmermann, den Siemens-Ma­
nager Kurt Bcckurts und den Diplomaten Ge­
rold von Braunnmhi. Bestand ein Zusammen­
hang zwischen IhrerZOsur-Dlskussion und don 
Anschlägen?

)or Zäsur-Gedanke hat vor allem was 
nlt den Internationalen Entwicklungen 
:u tun . Uns war 1987 klar geworden, daß 

die Verhältnisse dabei waren zu kippen. 
Und deswegen mußte nach unserer 
Meinung das gesamte Konzept, das 
RAF bis dahin ausgemacht hatte, in 
Frage gestellt werden. Aus dieser Ana­
lyse ist aber keine Diskussion entstan­
den, sie ist steckengeblieben. Das ist 
auch eine Kritik an uns Gefangenen: Wir 
hätten damals, als deutlich wurde, daß 
wir nicht weiterkommen, von uns aus er­
klären müssen, daß es so nicht weiter­
gehen kann. Aber wir haben damals ge­
dacht, das geht nicht, damit dringen wir 
nicht durch. Die Grundgedanken waren 
uns auch einfach zu wenig,1 wir konnten, 
weit weg im Gefängnis und einzeln iso­
liert, auch nicht sagen, was das alles 
letztlich bedeutet und wie es weiterge­
hen wird. Trotzdem hätten wir damit 
herauskommen, müssen. Wenigstens 
hatten wir den Finger draufgelegt, als ei­
nige der wenigen damals.

Und wir haben im Hungerstreik '89 
noch einmal versucht, diese grundsätz­
liche Neuorientierung einzuleiten. Da­
nach über unser Drängen darauf, daß 
die RAF die Einstellung der Aktionen 
erklärt und dann politische Diskussion, 
Freiheit der Gefangenen.

Das war eine intern geäußerte Forderung?
Ja, das waren unsere internen Diskus­
sionen, was die bewaffneten Aktionen nen überzeugenden Gedanken: Wenn 
betrifft. “ zwischendurch was Richtiges gemacht

Interview mit Helmut Pohl über die Politik der RAF 

„Wir müssen jetzt Wege 
zur Entlassung finden“

Wieso haben Ihrer Meinung nach die neuen in­
ternationalen Entwicklungen dazu geführt, 
daß der bewaffnete Kampf keinen Sinn mehr 
macht?
Immer wieder wird die Politik der RAF 
mit dem bewaffneten Kampf gleichge­
setzt. Das war aber nie so gedacht, das 
sollte nie so sein, und wo es so war, war 
es ein Fehler. Der Zäsur-Gedanke hat 
deswegen auch mit dem bewaffneten 
Kampf erstmal gar nichts zu tun. Mitte 
der achtziger Jahre war weltweit eine 
Tendenz zur Entgrenzung festzustellen. 
Ein Beispiel aus unserer Diskussion da­
mals. In Mittelamerika wurde ein Ver­
nichtungskrieg geführt, und er ist hier 
überhaupt nicht mehr wahrgenommen 
worden, im Gegenteil, es wurde das ent­
gegengesetzte Bild verbreitet, und das 
hat gegriffen. Es ging hier immer darum, 
daß dort angeblich demokratische Fort­
schritte zu verzeichnen wären, während 
tatsächlich ganze Landstriche zerstört 
worden sind. Gleichzeitig ist hier in Zen­
traleuropa in allen wesentlichen Berei­
chen die Macht mit ihren Projekten 
durchgekommen. Ob es jetzt um Gen­
technik geht, um Atomtechnologie, um 
Festung Europa oder um militärische 
Strukturen. Es war ein Qualitätsum­
schlag. Ich wül dazu sagen: der für uns 
zu dieser Zeit sichtbar wurde. Nicht-Eu­
ropäer haben uns dazu gesagt, sie hät­
ten das 1980 herum diskutiert, das zeigt 
auch etwas.

Und deswegen war es für uns von enor­
mer Bedeutung, daß aus einem weiten 
linken Spektrum Leute zusammenkom­
men und diskutieren, um zu begreifen, 
in welche katastrophale Richtung sich 
die Verhältnisse entwickeln. Denn es 
war ja nicht nur unser Ansatz, Politik zu 
machen, überholt worden, auch die an­
deren linken Gruppen, ja sogar das lin­
ke bürgerliche Lager waren gescheitert 
und standen mit einem Mal ohne ange­
messene Instrumentarien und Metho­
den da, die geholfen hätten, mit der neu­
en Luge umzugehen.

Das heißt, die Entscheidung gegen Anschläge, 
wie sie früher Kennzeichen der RAF waren, hat 
grundsätzlichen Charakter. Wie paßt das aber 
zu Ihrer Erklärung von 1993, in der Sie ge­
schrieben haben: „Ich mache diese Aussagen, 
die ich in den letzten Jahren gemacht habe, 
heute nicht mehr. Und die Möglichkeiten, die 
in der Zäsur gesteckt haben, dürften vorbei 
sein. Und deswegen werde ich einen Teufel tun 
und den bewaffneten Kampf ,absagen‘. “ Das 
paßt besser zu dem Hardliner-Image, das Ih­
nen die Bundesan waltschaft verpaßt hat.

Es war sicher ein'Fehler, daß ich diesen 
Schlußpassüs der Erklärung im Zorn so 
formuliert habe. Aber wer den ganzen 
damals in der TAZ abgedruckten Text 
liest, kann leicht feststellen, daß der 
Sinn im Zusammenhang ist: Ich lasse 
mich nicht zur Staatspropaganda er­
pressen. Von uns ist damals eine dekla­
ratorische Absage an Gewalt und die 
RAF-Politik von Anfang an verlangt 
worden - und dazu bin ich nicht bereit. 
Die Zäsur war nicht als diese Art Zuge­
ständnis gedacht, sie wäre notwendig 
gewesen, um weiter Politik zumachen. 
In der Anfangszeit unserer Zäsur-Dis­
kussion haben Besucher von uns und 
die RAF gar nicht verstanden, worum es 
uns ging. Beispielsweise wurde uns im­
mer wieder entgegengehalten, daß der 
Angriffaufrechterhalten werden müßte. 
Ich persönlich finde das überhaupt kei-

Ml 

wird, dann schadet es nicht, „wenn der 
Angriff nicht aufrechterhalten wird“. 
Aber selbst wenn man das anders seiht, 
hätte man eine andere Angriffsform fin­
den müssen. Und da hat es in dieser Zeit 
Überlegungen gegeben - z.B. daß an­
stelle der Erschießungen Sabotageak­
tionen auf hohem Niveau gemacht wer­
den könnten. Aber umgesetzt worden 
ist auch das nicht. Und dieser Hardliner- 
Vorwurf: der hat mit dem, was wir Ge­
fangenen tatsächlich machen oder sa­
gen, nichts zu tun. Bis 1992/92 galten wir 
Gefangenen grundsätzlich alle als 
„hardliner“ - und zwar trotz unserer An­
strengungen, eine gesellschaftliche 
Auseinandersetzung zu führen. Ich er­
innere hier nur mal an diese Vollmer/Kä- 
semann/Walser-Initiative 1988: darauf 
sind wir eingegangen, und zwar nicht als 
taktisches Manöver, sondern weil es uns 
in um diesen Zäsur-Gedanken ging. 
Aber der Apparat hat das verhindert. 
Als „hardliner“ galten wir trotz unserer 
Bemühungen im Hungerstreik 1989, ob­
wohl wir da mit Leuten aus dem Appa- • 
rat und vielen anderen gesprochen und 
geredet haben - und alle wußten, daß 
wir was Neues wollen. Damals sind an­
gebliche Angriffspläne von uns erfun­
den und durch die Medien lanciert wor­
den. Und es ging dann gegen die übrig­
bleibenden Gefangenen weiter, trotz­
dem wir durch Irmgard Möller auch öf­
fentlich erklärt hatten, daß wir die Ein­
stellung der Aktionen begrüßen. Tatsa­
chen haben in dem Propaganda-Rollb­
ack überhaupt keine Rolle gespielt.

Wenn man es sich heute anschaut, 
dann muß man sagen: Statt einer Trans­
formierung der RAF und der notwendi­
gen politischen Entscheidung in der Ge­
fangenenfrage für alle Gefangenen ist 
eine Spaltung gekommen, die über die 
Reduzierung auf einige wenige Gefan­
gene und die entsprechende „Hardli­
ner-Propaganda das zu dieser Zelt ak­
tuelle Gefangenenproblem „erledigt“ 
und es den Staatsapparaten ermöglicht

hat, an uns übrigbleibenden Gefange­
nen doch noch zu versuchen, was sie 20 
Jahre lang mit allen Gefangenen vor­
hatten, zu Ende zu bringen.

Was könnte das Interesse der Bundesanwalt­
schaft daran sein? . ' * -Olli
Ihr ist vor allem wichtig, die politische 
Feinderklärung fortwirken zu ’lassen, 
und sie will offensichtlich auf keinen Fall 
den politischen Prozeß zulassen, den 
wir anstreben. Die RAF-Geschichte soll 
mit einer Abrechnung beendet werden, 
die sich natürlich auch an Personenfest- 
macht, und soll eben nicht in einen po­
litischen Prozeß münden. Und das hat 
nicht nur was mit der RAF zu tun, son­
dern zeigt insgesamt, wie Gesellschaft 
nach Vorstellung von BKA und Bun­
desanwaltschaft funktionieren soll.

Aber daß das funktionieren kann, hat doch 
auch was mit der RAF selber zu tun, die nie' 
sehr offen für kontroverse-Diskussionen waf 
und die sich niemand vorstellen konnte als eine 
Gruppe, die zu einem anderen Mittel greift als 
zu dem, Menschen zu töten.

Sicher hat das auch mit der RAF zu tun. 
In den 80er Jahren war es keine Spezia­
lität der RAF, nicht offen für kontrover­
se Diskussionen zu sein. In anderen lin­
ken Gruppen war es genauso. Die Ursa­
che dafür liegt meiner Meinung nach 
ziemlich weit zurück, der Grundfehler 
bei uns, aber eben auch in vielen ande­
ren linken Gruppen, war, daß politische, 
Strukturen immer wenig oder gar nicht 
entwickelt wurden. Statt dessen hat, 
sich Ideologie und Aktionismus durch- 
.gesetzt. Dabei hatte das RAF-Konzept 
immer schon beinhaltet, daß es ein Pri­
mat der Politik geben muß, die bewaff-, 
nete Aktion sollte die Politik befördern, 
aber nicht ersetzen.

Daß die RAF gerade nicht in erster Linie poli­
tisch, sondern militärisch handelt, haben auch 
linke Gruppen immer wieder kritisiert.

Ja, aber immer nur so, wie es ihnen gß' 
rade in ihr politisches Konzept gepaßt 
hat. Deswegen sind diese Auseinander­
setzungen immer wieder gescheitert. 
Ich denke, daß der Grundfehler von al' 
len, den Gruppen der radikalen Linken 
allgemein und der RAF, war, daß wir uns 
viel zu wenig in der Realität bewegt ha­
ben und viel zu sehr in der Ideologie. Es 
gab Treffen, Papers, Konzeptdiskussio* 
nen, Veranstaltungen, Kampagnen x| 
aber das war nichts Reales. Und der Zu­
sammenbruch der radikalen Linken. 
Ende der achtziger, Anfang der neunzi' 
ger Jahre war die Stunde der Wahrheit 
für diese Struktur von Politik, wie s# 
aus den sechziger Jahren gekommen ist 
- wenn etwas erkämpft worden wäre» 
aus allem, worum es die ganze Zeit ging’1 
dann hätte da etwas von hinübergß' 
nommen werden müssen. Aber das ist 
nicht geschehen. Statt dessen Selbst; 
auflösung und Run auf die Plätze. Und 
letztlich bringt das darauf, bei der Rät 
war es ja nur auch nicht anders als sonS* 
daß die deutsche radikale Linke odß 
Linke überhaupt nie aus dem Wider 
spruch rausgekommen ist, im weitest' 
entwickelten System zu leben und d\ 
sich daraus ergebenden Widerspruch 
gleichzeitig nicht auszuhalten. EinJ 
seits möchte man raus, zu etwas and 
rem, andererseits ist es der beste von & 
len Plätzen, die sichtbar sind. Dieser W 
derspruch hat in unserem Spektrum 
eine Theorie und Praxis hervorg 
bracht, die von ideologischem Denke1“ 
in sich kreisender Betriebsamkeit 
Aktionismus geprägt war. Ich nenne 
das ,Politik-Ersatz'. Und Politik he^ 
hier: reale Prozesse. Nicht Ideologie- 
schlau wie die weiße europäische LinjL 
und noch mal ganz besonders die 
Linke war auf der ganzen Welt kaum) 
mand. Niemand hat mehr gelesen. 
viel geredet wie die Linke hier. Das 
aber nicht Politik. Sie zeigt, sich als 
tionärer Prozeß, der in diesen
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schädlichen Rahmen eingepaßt bleibt. 
Ein Beispiel dafür, was ich mit „sta­
tionär“ meine - Frauen kommen doch 
seit langem massiv damit, daß diese so­
genannte Sexismus-Debatte, die Män­
ner-Diskussion, immer nur das Ergeb­
nis hat, daß das Problem debatten- 

' mäßig bewältigt wird, damit politisch 
erledigt ist und alles so bleiben kann, 
wie es 'vorher war. Und da haben sie 
recht. Es ist eine Art Problembeseiti­
gungsmechanismus. In dem Beispiel ist 
das nur besonders dicht. Es ist auch im 
Anti-Rassismus da. Es war beim WWG 
‘92 da, die guten Veranstaltungen als Er­
satz.

Und die RAF ist Ihrer Meinung nach Teil die­
ses stationären Prozesses?
Sie war Teil davon geworden. Die Ak­
tionen, die dann in der 2. Hälfte der acht­
ziger Jahre gemacht wurden, waren für 
die meisten der heutigen Gefangenen 
grundsätzlich falsch. Die bewaffnete 
Aktion hatte für uns ja immer eine stra­
tegische Funktion. Sie sollte was klar­
machen und weiterbringen. Die Aktio­
nen in der zweiten Hälfte der achtziger 
Jahre waren aber nur noch eine Anein­
anderreihung von Erschießungen. Und 
letzten Endes, wenn man sie auf einen 
politischen Kem reduziert, bleibt nichts 
übrig als Bestrafungsaktionen. Und die 
RAF wußte auch, daß wir diese Aktio­
nen kritisieren. Sie wuß­
ten z.B. von mir auch aus­
drücklich, daß ich dage­
gen bin, daß die Entwick­
lung so weitergeht, daß 
Leute abtauchen. Wenn 
ein Konzept keine Per­
spektive mehr hat, kann 
man, selbst wenn man 
sagt, der Angriff muß auf­
rechterhalten werden, 
nicht neue Leute holen. 
Die stellen sich vor, sie set­
zen dort den Kampf, den 
sie in konkreten Basispro­
jekten gemacht haben, an 
anderer Stelle fort, gehen 
aber tatsächlich ins Leere. 
Ich will hier kein falsches
Bild aufkommen lassen, ich will uns 
nicht davon abtrennen. Wir waren alle 
Teil davon und haben es getragen. Ich 
spreche hier zur Verkehrung der Ver­
hältnisse in der Abwicklung des Gefan­
genenproblems während der letzten 
Jahre. Wir haben es weitergetragen, 
vom Aufschrei bis zum Verstummen, 
weil wir eine Kontinuität wollten. Wir 
wären vollständig überstimmt von den 
absehbaren Auswirkungen des gesam­
ten Umbruchs und haben gedacht* es 
muß doch eine Kraft her. Das hat uns die 
entscheidende Konsequenz versperrt.

Aber widerspricht sich das nicht: einerseits 
eine Kontinuität zu wollen, andererseits dage­
genzusein, daß neue Leute in die Illegalität ge­
hen?

Es ging nicht um eine Kontinuität der 
RAF, wie sie bestanden hat, sondern um 
eine Kontinuität von Inhalten. Der be­
waffnete Kampf war doch nicht der In­
halt der RAF. Der Inhalt der RAF war, 
wenn man es mal auf den Punkt bringt, 
Befreiung. x

Sie kritisieren die Anschläge und Attentate der 
RAF in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre. 
Was war denn vorher besser? Wo sehen Sie z.B. 
den Unterschied zwischen dem fehlgeschla­
genen Versuch, General Kroesen zu töten, und 
dem Genickschuß auf den Diplomaten von 
Braunmühl?

Sie sprechen da eine Aktion an, wo das 
unterschiedliche Verständnis aufeinan­
dertrifft. Wir haben Aktionen wie die ge­
gen Braunmühl Anfang der Achtziger 
verworfen, wir waren durch die Funkti­
on dieses Amts auf einen seiner Vorgän­
ger gestoßen, weil für uns dabei das Mit­
tel und der politische Zweck kraß aus- 
cinandergefallen wäre. Übrigens eben

auch aus der Erfahrung von denen von 
uns aus der 77er Zeit, die als fiktive 
„hardliner“ besonders beliebt sind. Die 
Aktion gegen Kroesen oder gegen den 
Stützpunkt Ramstein erfolgte dagegen 
im Rahmen der Auseinandersetzung 
um die NATO-Nachrüstung. Beide wa­
renbestimmt als strategische Aktionen, 
die angreifen sollten, was unserer Mei­
nung nach den weltweiten Umbruch for­
cierte: die militärische Aufrüstung in 
den Zentren. ,

Die Nachrüstung zu verhindern war auch ein 
Ziel der Friedensbewegung, die im großen und 
ganzen die RAF-Anschläge strikt abgelehnt 
hat. Hat Sie das nicht stutzig gemacht?

Naja. Es gab ja auch viele, die die Frie­
densbewegungstutziggemacht hat. Die 
Friedensbewegung hat zum Beispiel 
eine starke nationale Schlagseite ge­
habt. Sie hat sich vor allem dagegen ge­
wandt, daß der Krieg hier geführt wer­
den soll, und dieser Teil der Friedens­
bewegung hat sich auch nicht um im­
perialistische Interessen und Kriegszie­
le geschert.

Wenn Sie an der Friedensbewegung zu Recht 
eine nationale Schlagseite kritisieren, dann 
muß es Ihnen doch beim Leser mancher alter 
RAF-Texte auch unbehaglich werden. Dort 
wird Deutschland auch als US-Kemstaat be­
zeichnet und als besetztes Land charakteri­
siert.

Das sind Töne, die aus 
den 70er Jahren kom­
men und die ihren 
Grund in einer fatal ver- 

, kürzten Analyse hatten: 
Aus der Tatsache, daß 
das US-Kapital weltweit 
führend war und daß die 
US-Konzerne die deut­
schen Konzerne domi­
niert haben, ist ge­
schlossen worden, daß 
die BRD eine Art US-Ko- 
lonie sei. Das war falsch. 
Aber in unserer Politik 
hat diese Überlegung 
nur eine untergeordnete 
Rolle gespielt.

Aber die Anschläge richteten sich mei­
stens gegen US-Militäreinricbtungen 

' oder US-Militärs. .
Ja. Aber immer im Zusammenhang mit 
der NATO und der Nachrüstung. Das 
waren keine Aktionen gegen die USA als 
Besatzer. Aber ich gebe zu, daß es da in 
der Linken insgesamt und damit auch 
in unserem Spektrum offene Flanken 
gab. Es gab antiamerikanische Blüten, 
die gingen so weit, daß US-Kultur ab­
gelehnt wurde. Aber wir, ich war damals 
illegal, haben diesen als Antiimperialis­
mus verkleideten Antiamerikanismus 
in Gesprächen und bei unseren Kon­
takten kritisiert. Das hat allerdings 
manchmal nichts geholfen. Es gibt da 
sowieso ein falsches Bild davon, wie die 
Situation von uns und von unserem Um­
feld damals war. Wir haben Anfang der 
Achtziger auch die RAF nicht verstär­
ken wollen, wir haben Leute, die zu uns 
stoßen wollten, in die Kämpfe vor Ort 
zurückgeschickt. Wir wollten Struktu­
ren und politische Prozesse, und zurück 
kam die Aufforderung, wir sollten Ak­
tionen machen. Den Druck konnten wir 
damals auch nicht ändern. Es ist ein Irr­
tum zu glauben, daß alles so läuft, wie 
man sich das in einem Konzept aus­
denkt und vorstellt. Das hat später bei 
der Zäsur-Debatte ja auch nicht ge­
klappt.

Es gab lange Zeit die Forderung der Gefange­
nen, in ein oderzweigroßen Gruppen zusam­
mengelegt zu werden, damit eine Auseinan­
dersetzung untereinander statt finden kann. 
Hits denken Sie heute, wie es weit erlaufen 
könnte?

Es kann für uns nur darum gehen, wie­
der auf die Tagesordnung zu setzen, daß

wir raus müssen. Nach wie vor ist das 
eine politische und keine juristische 
Frage. Es geht hier nicht um eine ab­
strakte prinzipielle Ebene. Wir haben es 
auch nicht mit der Justiz im allgemei­
nen zu tim, sondern mit der BAW und 
den Staatsschutzgerichten, und wir ha­
ben die bekannte Haft- und Prozeßge­
schichte. Abgesehen davon geht es den 
meisten von uns gesundheitlich außer­
ordentlich schlecht, so daß diese Per­
spektive zwanzig Jahre und noch ein 
bißchen mehr, je nachdem, wie man sich 
individuell verhält, für uns keine ist. Wir 
müssen jetzt Wege zur Entlassung fin­
den. Und dafür muß es eine Entschei­
dung geben, die mehr ist als nur WorJe. 
Es muß etwas sichtbar werden, vor al­
lem in unserem Gefangenenstatut: Was 
manch man sonst mit jemandem, den 
man in absehbarer Zeit rauslassen will? 
Der kann seine sozialen Beziehungen 
nach draußen aufbauen. Entsprechen­
des muß für uns auch möglich werden. 
Wir müssen anfangen können, Grundla­
gen zu bauen dafür, wie wir anschlie­
ßend leben wollen. Es muß Kommuni­
kation und Arbeitsprojekte geben kön­
nen. Wir haben ja derzeit fast keine Kon­
takte nach draußen. Man muß sich klar 
machen, daß dieses Interview eine der 
ganz wenigen Gelegenheiten ist, wo ich 
mit jemandem von draußen zusammen­
hängend länger sprechen kann. Mein 
größter Erfolg in meiner ganzen Haftzeit 
war vor einigen Wochen 90 Minuten Ge­
spräch ohne LKA-Überwachung.-

Ist diese Orientierung auf Kommunikation mit 
Leuten von draußen beiden Gefangenen Kon­
sens?

Es geht bei uns hin und her, weil man­
che meinen, es sei wichtiger, daß wir Zu­
sammenlegung haben und was Ge­
meinsames veröffentlichen können. Ich 
war immer der Meinung, daß es viel 
wichtiger ist, daß aufgemacht wird.

Wir sind alleine zu wenig, um weiter- 
zukommen, wir brauchen weiterrei­
chenden Austausch. Es kann auch gar 
nicht darum gehen, das, wofür vor Jah­
ren das Stichwort „Diskussion“ stand, 
jetzt noch nachzuholen. Natürlich su­
chen wir Gespräche für gemeinsames 
Interesse, das ist ja klar, aber Kommu­
nikation mit draußen hat für uns vor al­
lem den Sinn, erste Schritte auf dem di­
rekten Weg zur Freiheit zu finden.

Das Schlimmste, was bei uns jetzt ge­
schehen war, und daraus resultiert auch 
die ganze Schärfe der inneren Ausein­
andersetzung, ist, daß wir aus langen 
Jahren der Isolation nicht etwa in eine 
Situation gekommen sind, in der wir 
diese Isolation hätten verarbeiten kön­
nen. Das, was in diesen langen Jahren 
geschehen ist, hätten wir zusammen 
mit anderen besprechen und verarbei­
ten müssen. Aber das wurde nicht zu­
gelassen. Statt dessen sind wir aus der 
Isolation ins Vakuum der normalen Sta­
tionen gekommen, in einen Kreis von 
Personen im Gefängnis, der auch sehr 
klein ist und wo das nicht geht, und nach 
außen sind wir weiterhin strikt abge­
schottet geblieben. Da sind erst die ge­
sundheitlichen Abstürze bei uns gelau­
fen, da kam die Isolation voll zur Wir­
kung. Und diese Isolation mit ihren Fol­
gen, die wir am eigenen Leib erlebt ha­
ben, die muß überall, wo sie auftaucht, 
bekämpft werden. Wenn einer lange drin 
war, muß danach etwas geschehen, da • 
kann man nicht einfach den Deckel auf­
machen, und dann muß er sehen, wo er 
bleibt und wie. Und wenn ich das hier 
sage, als einer, der es selbst mitgemacht 
hat, dann nicht, um unsere schlimme 
Geschichte herauszustellen, sondern 
weil es sich in den Gefängnissen ab­
zeichnet. daß diese systematische Iso­
lation, der wir vom ersten Tag an aus­
gesetzt waren, zunehmend auch allge­
mein auf andere Gefangene angewandt 
wird, die wegselektiert, werden sollen.

(Quelle: Angehörigen Info 182)
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Erzählt

Diese Kurzgeschichten wurden zuerst in den Hamburger Lokalberichten veröffentlicht. Die Redaktion schreibt einleitend: „Wir wollen mit der folgenden Veröffentli­
chung unter anderem auch andere Leserinnen und Leser anregen, sich selbst literarisch zu betätigen. “

BE- i f -N ^iMP.

Ich habe zwischen 1978 und 1981 in ver­
schiedenen Modemisienmgsgebieten 
als „Mieterbetreuerin“ gearbeitet, eine 
Mischung aus Sozialarbeiterin und 
Putzfrau. Ziel war zweifelsfrei, die Ak­
zeptanz unter den Mietern für diese 
Maßnahmen zu fördern,.Maßnahmen, 
die sie oft genug sofort oder auch nach 
mehreren Jahren die Wohnung gekostet 
haben, deutliche Mieterhöhungen mit 
sich brachten und damit auch Ein­
schränkungen in der Lebensführung. 
Für mich waren es aber auch die ersten 
intensiven Begegnungen mit vielen al­
ten Menschen. Die folgenden Veröffent­
lichungen beruhen auf Aufzeichnungen,. 
die lange in der Schublade lagen, und 
die ich jetzt zusammengestellt habe.

(mek)

Die Schneiderin
Diese Wohnungen im noch nicht reno­
vierten Dulsberg waren winzig. Nach 
dem Krieg waren aus zwei Wohnungen 
einer Etage vier gemacht worden, die 
beiden mittleren jeweils nur mit 14 qm, 
alles zusammen. Der Flur war gerade so 
breit wie die Toilettentür, die rechts im 
Gang lag. Dann kam der einzige Raum 
mit einem alten Kohleherd und einem 
Handwaschbecken, kein Bad, keine Du­
sche. Das ganze Haus war bereits 
geräumt, die Handwerker konnten bald 
anfangen, nur die alte Frau in einer der 
Mittelwohnungen machte einfach die 
Tür nicht auf, ließ die Post unbeant­
wortet, Telefon hatte sie nicht. Mir hat 
sie auch nicht aufgemacht, obwohl ich 
es zu jeder Tageszeit versucht hatte. 
Schließlich erhielt ich den Tip, daß sie 
jeden Morgen um sieben Uhr sich ein 
Brötchen holen ging. Dort traf ich sie 
dann, ich sprach sie an, sie schüttelte 
nur den Kopf: „Kindchen, ich verstehe 
Sie nicht, hab mein Hörgerät nicht mit." 
Na dann mit Zettel, ich komme von da 
und da und muß dringend mit Ihnen re­
den. „Aber die Batterien sind alle.“ Also 
sind wir erst mal nach Wandsbek Markt 
gefahren und haben Batterien gekauft.

Mittlerweile hatte ich richtig Sorge, 
die meisten alten Menschen wollen mit 
Recht nicht mehr umziehen, und sie 
mußte ihre Wohnung aufgeben, denn 
aus vier würden wieder zwei Wohnungen 
werden, viel zu groß für sie. Aber sie 
überraschte mich wieder. Sie wollte um­
ziehen. Das ist doch eine Zelle hier und 
keine Wohnung, oder nicht? Aber ja 
doch. Und die zweite besichtigte Woh­
nung gefiel ihr ausgesprochen gut, so­
gar ein Balkon war da, eine Küchenecke 
und ein Bad. Daß es in einem anderen 
Stadtteil lag, daß sie dort niemanden 
kannte, al! das interessierte sie über­
haupt nicht. Nur eine Tierhandlung 
muß in der Nähe sein, sie braucht Fut­
ter für ihren Vogel. Trotzdem haben sich 
am Umzugstag die Möbelpacker fast 
Jne Stunde lang die Hände an ihrer Tür 
blutig geschlagen, sie hatte mal wieder 
ihr Hörgerät nicht auf.

Belm Einpacken kamen lauter Über­
raschungen zutage. Diese alte Frau hat­
te in ihren Schränken nur das Nötigste 
an Geschirr und Besteck. Aber sie hat­
te mehrere Topfe voll mit Pfennigen und 
Groschen, Kochtöpfe voll, Übertöpfe 
voll und hinter den Glasfenstern ihres 
Küchenschrankes steckten auch Brief 
unschlüge mit Scheinen. Sie hatte sich 
schon seit Jahren nur noch von Bröt- 
•hcn. Butter, Marmelade, Honig und 
<affee ernührt. .sodaß.selbst von der Mf- 

nirente noch etwas übrigblieb.
Küchenschrank und Schränkchen ih­

rer Wohnung waren übervoll mit Klei­
dung, Kleidung aus jedem Jahrzehnt 
dieses Jahrhunderts, Knöpfe, bunte Li­
tzen, Gummibänder; Schmuckbänder, 
Nähseide in hundert Farben und alles 
notwendige Handwerkszeug. Eine klei­
ne Tischstrickmaschine stand auch da 
und unter dem Bett Kartons mit jeder 
Menge Hüten und Schnittmustern. Sie 
waren Schneiderin? Ja, Kindchen. 
Dann hat sie den Fehler ihres Lebens ge­
macht und ziemlich spät noch, einen 
Taugenichts geheiratet, der dann auch 
noch schnell gestorben ist. So hat sie 
mit sechzig Jahren wieder anfangen 
müssen, privat zu putzen, aufgehört hat 
sie mit 75 Jahren. Sehen Sie mal, wie 
krumm meine Hände sind, das ist vom 
vielen kalten Wasser gekommen. Nein, 
eine Nadel kann sie schon lange nicht 
mehr halten. Doch sie hat auch ein Kind, 
eine Tochter, aber die hatte sie schon 
vor ihrer Heirat. Die ist Opernsängerin 
in der DDR. Und dann kramt sie die Fo­
tos heraus: Sieh mal Kindchen, was für 
schöne Kleider sie immer anhat.

In den Keller der neuen Wohnung sind 
dann kartonweise ihre alten Kleider und 
Nähmaterialien gewandert, wegge­
schmissen hat sie nicht ein Teil, viel­
leicht wird sie es ja noch einmal brau­
chen.

Neue Gardinen brauchte sie auch: drei 
Stunden bei Karstadt Wandsbek dauer­
te die Auswahl. Sie konnte sich nicht 
entscheiden. Unablässig streichelten 
ihre Finger all die Stoffe und Fasern, 
wanderten ihre Augen über die Farben­
pracht. Sie war einfach nicht wegzube­
kommen aus der Abteilung. Und dann 
hatte ich noch vergessen, daß wir zwei­
erlei Längen Stoff brauchten für die Bal­
kontür und für das Fenster. Das sieht 
noch nicht aus, was sie da genäht haben, 
Kindchen. Und sollte man ihr wirklich 
zumuten, die paar Jahre, die ihr noch 
blieben, jeden Tag auf das Werk einer 
Pfuscherin zu starren und zu leiden, weil 
ihre kranken Hände das nicht mehr 
selbst hatten nähen können?

Sie hat noch gelernt, die neuen Wege 
zu gehen zum Kaufmann und zur Tier­
handlung, denn sie brauchte nicht mehr 
viel, nur jeden Tag ein Brötchen, etwas 
Butter, Marmelade und Honig und Fut­
ter für den Vogel. Und immer wieder ist 
sie auf den Balkon gegangen und hat 
den Luxus ihrer alten Tage genossen. 
Noch mehrere Jahre lang hat ihr Na­
mensschild an der Wohnung in der 
Schmachthäger Straße gehangen, auch 
wenn sie auf mein Klingeln nicht mehr 
aufgemacht hat - wahrscheinlich waren 
ihr wieder die Batterien ausgegangen.

Kleine Klindwordt
Kleine Klindwordt, so haben wir sie lie­
bevoll genannt, die gerade 90jährige pe­
nible Beamtenwitwe. Sie war einfach 
unglaublich pingelig. Nach Abschluß 
der'Renovierungsarbeiten hatte eine 
Reinigungsfirma bei ihr bereits grun­
drein gemacht. Trotzdem mußte ich die 
gesamt Wohnung noch einmal putzen, 
mit dem Staublappen all ihre polierten 
Schränke, die Glasplatten und den 
ganzen Nippes abstauben, hunderte 
von Figürleln aus Porzellan und Glas, 
Goldrähmchen jede Menge, dann mit 
dem Staubsauger in jede Ecke kriechen. 
Bei ihr ißt e» Immer adrett gewesen. Ihre 
Erinnerungen belebt, ihr Munn, nur der 

- die silbergerahmten Kinder sind ihr 
kein Wort wert. Ihr Mann.war ein höhe­
rer preußischer Beamter, gut hat er aus­
gesehen, sie waren immer ein hübsches, 
stolzes Paar, die kleine adrette Frau am 
Arm des gutsituierten Bartträgers. Nur 
ist er viel zu früh gestorben, und so ist 
sie zuletzt doch noch in einem einfachen 
Viertel gelandet.

Dabei hatten wir in ihrer Küche eine 
geradezu erschütternde Entdeckung 
gemacht. Beim Ausräumen der Schrän­
ke vor der Renovierung stießen wir in 
der Küche auf einen alten Kochkessel, 
randvoll mit eingeweichter Wäsche, 
übelriechend, und die Wäsche mürbe, 
wochenlange Schlamperei trat zutage. 
Den Bruchteil einer Sekunde schwank­
te ihr Blick - oder doch nicht? Das wäre 
ja mal wieder typisch. Immer wenn ihre 
Mutter und die Schwester zu Besuch 
kämen, ließen sie ihre eingeweichte Wä­
sche da, ihr Leben lang müsse sie für die 
beiden das Dienstmädchen spielen, 
nicht einmal jetzt, als verheiratete Frau, 
habe sie ihre Ruhe vor ihnen.

Kleine Klindwordt, selbst gerade 90 
Jahre alt, beim Kaffeeklatsch mit der 
steinalten Mutter und älterer Schwe­
ster sich vorzustellen, die beiden sich 
heimlich in die Küche schleichen zu se­
hen, um ihre mitgebrachte Schmutzwä- 
sche einzuweichen, das ging denn doch 
über meine Kraft. Der Zweifel an ihrer 
Sauberkeit und Ordnungsliebe, nicht 
aber an ihrem Gedächtnis, machte sie 
wütend, und sie wies mir zum ersten Mal 
die Türe.

Während der Renovierungszeit war sie 
in eine Wohnung auf der anderen 
Straßenseite mit all ihren Möbeln um­
gesetzt worden - jeden Abend aber 
stand sie vor ihrer Wohnungstür und 
wollte in ihr Bett. Sie hatte die liebsten 
Nachbarn der Welt, die brachten sie 
dann über die Straße und zu Bett, die 
bekochten sie häufig und wuschen auch 
ihr schmutziges Geschirr.

Und wenn sie auch für jeden Krümel 
Staub in der Wohnung ihre Mutter und 
Schwester verantwortlich- machte, 
abends immer wieder ins falsche Bett 
wollte - jeden Ersten im Monat ist sie auf 
die Post gegangen, hat ihre Rente ab­
geholt und die Miete gezahlt.

Der Schlachter
Ein alter, blankgescheuerter Küchen­
tisch, darauf eine Flasche Bier, dahinter 
das Bett, ein Stuhl, ein Kleiderschrank, 
daran ein altmodischer Überzieher, eine 
Kochecke; kein Foto, kein Bild oder 
Buch, gerade mal ein altes Radio und 
neben dem Bett noch ein Hocker, dar­
auf ein scharf geschliffenes Beil und ein 
ebenso scharfes, langes Schlachtermes­
ser.

Der Mann, der mich schließlich hier 
reinläßt, ist noch immer riesengroß 
trotz seiner achtzig Jahre, die Haare voll 
und stahlgrau, die Augen schwarz. Aber 
seine Stimme ist rauh, seine Sprache 
laut, dabei kaum verständlich, immer 
ein guttural drohender Unterton darin. 
Er scheint das Sprechen aufzugeben. 
Wenn er dann aber doch muß, dann mit 
kaum gebändigter Wut. Er braucht kei- ; 
ne neue Heizung, er hat sein Leben lang 
mit Kohlen geheizt, warmes Wasser ist; 
Luxus, das braucht er genausowenig. 
Sie werden aber die Modernisierungs­
arbeiten dulden müssen. Seine dunklen. 
Augen wandern zu Beil und Messer, sein 
Geblubber brauche ich nicht mehr zu 
verstehen. Aber er ist gut erzogen, mei- 
ne Bitte nach einem Schluck Bier kann 
er schlecht abschlagen - es ist heiß, auch 
draußen. Mit dem Fuß schiebt er mir defl 
Stuhl rüber, wie einem Hund den Kno­
chen, gehorsam nehme ich Platz. Ef 
setzt sich aufs Bett und spielt mit Mes­
ser und Beil.

Dieses Eis zu schmelzen ist unmög­
lich, nur an den Rändern wird es etwas 
weich. Er hat auf Schlachthöfen gear- 

. beitet, mit 14 Jahren hat sein Vater ihn 
dorthin geschickt - er wäre lieber zur 
See gefahren. Mit 65 dann aufgehört. Er 
hat nie anderes gemacht sein ganzes Le­
ben lang, als Tiere zu töten und zu zer­
legen. Mag sein, daß er auch qin bruta­
ler Mensch geworden ist dabei. Selbst 
jetzt fürchten ihn die Nachbarn noch, 
halten ihn für unberechenbar, und die 
Handwerker hat er gleich bei ihrem er­
sten Versuch, seine Wohnung zu stür­
men, mit dem Messer in der Hand in die 
Flucht geschlagen. Er hatte es in der 
Hand, nur so.

Schließlich ist er aber dann noch mit 
mir an die Elbe gefahren, Messer und | 
Beil hat er - sicher widerstrebend - zu 
Hause gelassen. Wir haben einen wun­
derschönen Septembertag an den Lan­
dungsbrücken verbracht, eine kleine 
Hafenrundfahrt absolviert, haben Kaf­
fee getrunken und Fisch gegessen, 
während die Handwerker derweil in sel­
tener Eile und Koordination bei ihm die 
Leitungen und Rohre durchgezogen ha­
ben in die oberen Wohnungen. Im leicht 
diesigen Herbstlicht ist das Eis dann 
noch ein bißchen mehr geschmolzen. ES 
hat einfach keine Frau bei ihm bleiben 
wollen. Er ist den Blutgeruch nie losge- 
worden. Gegessen haben sie es immef 
alle, und in schlechten Zeiten hätte ef 
Fleisch haben können für sein Fleisch« 
Aber wozu sind sie schließlich auch gut, 
sie machen immer nur Ärger. Und jß 
mehr er mir, der Frau, erzählte, desto 
unruhiger wurde er, und wir mußten zur 
rück.

Die am Fenster der Wohnung jetzt vor 
beilaufenden Rohre traktierte er kutf 
mit den Füßen. Als ich aber den restU' 
chen Dreck vom Durchstemmen der 
Wände wegfegen wollte, nahm er mV 
den Besen aus der Hand. Das hat er inr 
mer allein gemacht, für sowas brauch*' 
man keine Frau.
.4 us Hamburger Lokalberichte Nr. 1J und & 
1996. Das Bild steht in keinem unmittelbar# 
Zusrnnmhimg mit einer der Geschichten.




